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Editorial
Das seit dem Bildungsgipfel von Bund und Ländern viel stra-

pazierte Wort von der „Bildungsrepublik Deutschland“ stößt
sich immer wieder an der Wirklichkeit: Mit der Föderalismusre-
form sind die bildungspolitischen Kompetenzen nahezu voll-
ständig den Ländern zugeordnet worden. Im Ergebnis leistet
sich jedes Bundesland ein anderes Bildungssystem. Bildungspoli-
tik war trotz aller Sonntagsreden kaum ein Thema im Bundes-
tagswahlkampf. Immerhin hat die tiefe Rezession ein Konjunk-
turprogramm bewirkt, das auch Sondermaßnahmen zur Sanie-
rung maroder Schulgebäude vorsieht.

Eine gute Ausbildung wird in der vom demografischen Wan-
del sowie von fortschreitender Europäisierung und Globalisie-
rung erfassten Migrationsgesellschaft immer wichtiger. Doch bei
den Bildungsausgaben liegt Deutschland im OECD-Vergleich
noch immer nur im unteren Mittelfeld. Ein großes Manko ist das
unzureichende Ganztagsangebot. Denn gerade dort ließen sich
wohl „Bildungsschicksale“ korrigieren, tritt doch der Zusam-
menhang zwischen Herkunft und Bildungserfolg, auch beim
Übergang in die berufliche Bildung, in jüngster Zeit wieder deut-
licher hervor. Es ist eine Binsenweisheit: Niedrige Qualifikatio-
nen oder gar ein fehlender Schulabschluss erhöhen das Risiko er-
heblich, arbeitslos zu werden.

Kaum zu überschätzen ist die Bedeutung von Kindergärten
und Krippen: In diesem „ersten Lernfenster“, dessen Bildungs-
auftrag einer Ausweitung bedarf, werden die Weichen für das ge-
samte Berufsleben gestellt. Gerade Kindern aus sozial benachtei-
ligten, „bildungsfernen“ Schichten oder aus Migrantenfamilien
gebührt die beste und frühestmögliche individuelle Unterstüt-
zung. Um aus dem Schul- tatsächlich ein Fördersystem zu ma-
chen, müssen Erzieherinnen und Erzieher zudem besser qualifi-
ziert und auch besser bezahlt werden.

Hans-Georg Golz



Jutta Allmendinger

Der Sozialstaat
des 21. Jahr-

hunderts braucht
zwei Beine

Essay

In Deutschland und Österreich, den Pio-
niernationen der Sozialpolitik, entstand im

19. Jahrhundert der Sozialstaat, der struktu-
relle Folgen markt-
wirtschaftlicher Pro-
zesse im Industrie-
zeitalter sozial ab-
federn sollte. Auch in
anderen Ländern
West- und Nordeuro-
pas, in Nordamerika,
Australien und Neu-
seeland entwickelte
sich später ein Sozial-

staat, der rasch ausgebaut wurde und bis in die
frühen 1970er Jahre boomte. 1 Der Schock der
Ölkrisen seit 1973 und das Scheitern der keyne-
sianischen Wirtschaftssteuerung beendeten das
goldene Zeitalter des Sozialstaats. 2 Krisenphä-
nomene, geringes Wirtschaftswachstum, hohe
Arbeitslosigkeit, Inflation, defizitäre Haushalte
und eine neoliberale Wirtschaftspolitik beschä-
digten den herkömmlichen „sorgenden“ Sozial-
staat. Die Alterung der Gesellschaft erforderte
Änderungen im Finanzierungs- und Leistungs-
system der Alterssicherung und der Gesund-
heitsfürsorge. Durch das Auflösen der traditio-
nellen Familienstrukturen ergaben sich weitere
Herausforderungen.

Hinter diesen Entwicklungen stehen Pro-
zesse der Deindustrialisierung und ein Beschäf-
tigungsaufbau in den wissensbasierten Dienst-
leistungsbranchen. Anforderungen der neuen
Wissensgesellschaft sind Fähigkeiten im Um-
gang mit Informations- und Kommunikations-
techniken und ein Metawissen für die Beschaf-
fung, Verwendung und Produktion von Infor-
mationen. 3 Durch diese Entwicklungen ist

Bildung zur wettbewerbsrelevanten Ressource,
zur kritischen Größe für die Volkswirtschaften
geworden. 4

Diesem Bedeutungsgewinn von Bildung
steht die zunehmende Finanzierungslast des So-
zialstaats gegenüber. Die Liberalisierung der Fi-
nanzmärkte und der Märkte für Güter, Dienst-
leistungen und – im europäischen Binnenmarkt
– Arbeitskräfte unterwarf die Sozialstaaten zu-
nehmend einem globalen Anpassungsdruck. 5

Seit den späten 1970er Jahren wird die Rück-
führung der Staats- auf Kernaufgaben unter
dem Schlagwort des New Public Management
verhandelt. Vor allem in den angelsächsischen
Ländern, im Extrem in Neuseeland, sind ein
Abbau sozialstaatlicher Leistungen und eine
verstärkte Marktsteuerung zu beobachten. 6

In dieser Situation entstand das sozialstaatli-
che Leitbild eines aktivierenden Staates als
„Dritter Weg“ jenseits des versorgenden Sozial-
staats sozialdemokratischer Prägung und des
neoliberalen Konzepts eines Minimalstaates.
Während der traditionelle Sozialstaat versucht,
die Soziallage seiner Bürger durch Sozialtrans-
fers zu beeinflussen und diese so vor dem Markt
zu schützen, versucht der Sozialinvestitions-
staat seine Bürger zu stärkeren Akteuren im
Markt selber zu machen. Der Bürger soll befä-
higt werden, (wieder) aktiv am Marktgeschehen
teilzuhaben. Der Staat wird nicht mehr als Re-
paraturbetrieb, sondern als ein befähigender
und ermöglichender Staat verstanden, der Vor-
sorge trifft, damit seine Bürger ein selbstbe-
stimmtes Leben führen können. 7 Bildung ge-
nießt dabei eine herausragende Stellung: „The
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1 Für einen breiten Überblick vgl. Francis G. Castles
u. a. (eds.), The Oxford Handbook of the Welfare State,
Oxford 2010 (i. E.).
2 Vgl. Peter Flora, Growth to Limits: The Western
European Welfare States since World War II, Ber-
lin–New York 1986.
3 Vgl. Daniela Rohrbach, The development of know-
ledge societies in 19 OECD countries between 1970
and 2002, in: Social Science Information, (2007) 46,
S. 655–689.
4 Vgl. OECD, Education at a Glance, Paris 2008.
5 Vgl. Fritz W. Scharpf/Vivien A. Schmidt, Welfare
and Work in the Open Economy. From Vulnerability
to Competitiveness, vol. 1, Oxford 2000.
6 Vgl. Paul Pierson, Dismantling the Welfare State?,
Cambridge 1994, sowie Peter Starke, Radical Welfare
State Retrenchment: A Comparative Analysis, Basing-
stoke 2007.
7 Vgl. das Konzept des „enabling state“ in: Neil Gil-
bert, The „Enabling State“ from public to private re-
sponsibility for social protection: Pathways and pit-
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key force in human capital development ob-
viously has to be education. It is the main public
investment that can foster both economic and
civic cohesion.“ 8 Bildungsarmut und der feh-
lende Zugang zu Wissen sind die zentralen so-
zialen Risiken in einer wissensbasierten Wirt-
schaftsgesellschaft. 9

Der Entwurf eines Sozialinvestitionsstaates
ist eng mit Ergebnissen der empirischen Bil-
dungsforschung verbunden, durch die eindeu-
tige Zusammenhänge zwischen Bildung und
einer breiten Palette sozialstaatlich relevanter
Bereiche belegt werden: Besser gebildete Men-
schen leben länger als weniger gebildete und
zeigen eine höhere politische wie soziale Teil-
nahme; auch werden sie schneller und dauer-
hafter in den Arbeitsmarkt integriert, mit indi-
viduell höheren Wahlmöglichkeiten in der Be-
rufs- und Erwerbskarriere sowie mit höheren
Entfaltungs- und Entwicklungschancen am
Arbeitsplatz; entsprechend hoch ist die Er-
werbsbeteiligung gut Gebildeter, entsprechend
niedrig das Risiko der Arbeitslosigkeit. 10 Die
empirische Forschung zeigt aber auch, wie ge-
fährlich ein „Dritter Weg“ sein kann: Wegen
der Verteilungswirkung von Bildung muss hin-
ter einem sozialen Investitionsstaat immer eine
Bildungspolitik stehen, die auf hohe Bildung
für möglichst viele zielt. Niedrig Gebildeten
fehlen aber die Grundlagen, Aktivierungspro-
gramme gehen an ihnen weitgehend vorbei,
das Prinzip des Förderns und Forderns kann
keine Wirkung zeigen.

Die OECD-Länder haben sich auf die He-
rausforderungen der kommenden Jahrzehnte
bislang unterschiedlich gut eingestellt. Dies
lässt sich anhand des Niveaus der formalen Bil-
dung, der kognitiven Fähigkeiten und der Wei-
terbildung zeigen. In fast allen Ländern kön-
nen wir zwischen 1991 und 2006 eine deutliche
Bildungsexpansion bei den 25- bis 34-Jährigen
nachzeichnen. Die Bevölkerungsanteile im Se-
kundarbereich II und im Tertiärbereich neh-
men zu, der Anteil von Personen mit einem
Abschluss unterhalb der Sekundarstufe II
nimmt indes ab. Deutschland fiel zurück: Lag

Deutschland Anfang der 1990er Jahre im
OECD-Vergleich beim Anteil von Personen
mit Hochschulabschluss noch in der Spitzen-
gruppe, so nimmt es heute einen der hinteren
Plätze ein. Und ganz entgegen dem internatio-
nalen Trend nahm hier der Anteil 24- bis 34-
Jähriger mit einem Abschluss unterhalb der Se-
kundarstufe II von 11 (1991) auf 16 Prozent
(2006) zu.

Der Bildungsstand einer Bevölkerung kann
neben dem Ausbildungsniveau auch mit inter-
nationalen Leistungsstudien, etwa dem Pro-
gramme for International Student Assessment
(PISA) der OECD dargestellt werden. Im
Durchschnitt der OECD-Staaten und der
europäischen Länder gehören rund 20 Prozent
der Jugendlichen zur Gruppe mit sehr niedri-
gen Kompetenzen. In Finnland und Korea gibt
es mit sechs bzw. neun Prozent relativ wenige
kompetenzarme Jugendliche, in Italien und
den USA machen sie dagegen mehr als ein
Viertel jedes Jahrgangs aus. In Deutschland
und Großbritannien kann jeder fünfte Jugend-
liche nur einfachste Aufgaben lösen. Wir sind
also OECD-Mittelmaß.

Zu einer präventiven Sozialpolitik gehört ein
ausgebautes System beruflicher Weiterbildung.
Dies gilt besonders in einer Gesellschaft mit
steigenden Anteilen von Älteren und sich
schnell verändernden Anforderungen auf den
Arbeitsmärkten. Hohe Teilnahmequoten an
nicht-formaler, berufsbezogener Weiterbildung
verzeichnen die skandinavischen Länder. Hier
wurde in den vergangenen Jahren die Frühver-
rentung radikal abgebaut und wurden im Ge-
genzug öffentliche Weiterbildungsprogramme
geschaffen, die konsequent darauf setzen, die
Älteren zu aktivieren. Die USA, Deutschland
und Großbritannien liegen auch hier im
OECD-Vergleich nur im Mittelfeld. Es bleibt
festzuhalten: In zahlreichen OECD-Ländern
sind beträchtliche Teile der Bevölkerung nicht
in der Lage, umfassend an der Wissenswirt-
schaft teilzunehmen. An diesen Bevölkerungs-
gruppen gehen Ansätze, die auf eine Stärkung
der Eigenverantwortung zielen, vorbei. Die
Förderung kompetenzschwacher Schüler muss
daher eigenständig betrieben werden.

Kommen wir zurück zum sozialen Investiti-
onsstaat: Die Beziehung zwischen öffentlichen
Sozial- und Bildungsausgaben ist stark. Eine ex-
pansive und egalitäre Sozialpolitik geht im All-
gemeinen mit einem ausgebauten öffentlichen

falls. OECD Social, Employment and Migration
Working Papers No. 26, Paris 2005.
8 Anthony Giddens, The Third Way and its Critics,
Cambridge 2000, S. 73.
9 Vgl. Jutta Allmendinger, Bildungsarmut: Zur Ver-
schränkung von Bildungs- und Sozialpolitik, in: So-
ziale Welt, 50 (1999), S. 35–50.
10 Vgl. OECD (Anm. 4).
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Bildungssektor einher. 11 Dennoch zeigen sich
deutliche Unterschiede. Die skandinavischen
Staaten, also die erste Gruppe, investieren glei-
chermaßen in soziale Sicherung und in Bildung
und Wissenschaft. Dort steht ein sozialer In-
vestitionsstaat neben einem starken Sozialstaat
klassischer Prägung, es handelt sich um Systeme
mit doppelter Absicherung. Island, die Schweiz,
Neuseeland, Kanada und die USA dagegen set-
zen viel stärker auf Bildungsinvestitionen als
auf eine breite sozialstaatliche Absicherung. Es
handelt sich gewissermaßen um Systeme mit
beschränkter Absicherung. Die Bildungspolitik
hat sich in dieser zweiten Gruppe als eine Art
Sozialstaatsersatz entwickelt; dieser Schutz
funktioniert allerdings nur für jene, die tatsäch-
lich – über den Zugang zu Bildung – im System
ankommen können.

Die dritte Gruppe besteht aus Ländern, in
denen überdurchschnittlich hohe Sozialstaats-
ausgaben getätigt werden, in denen aber Bil-
dung und Forschung eher vernachlässigt wer-
den. Deutschland, Italien, Ungarn und Spanien
gehören zu dieser Gruppe. Die Architektur des
Sozialinvestitionsstaats wird hier noch nicht
verstanden, umgesetzt ist sie erst recht nicht. Es
handelt sich um versorgende Sozialstaaten klas-
sischer Prägung. Bemerkenswert ist, dass in
manchen dieser Länder Teile der Politik – etwa
die Arbeitsmarktpolitik – eindeutig aktivierend
ausgerichtet worden sind, obgleich die (Bil-
dungs-)Voraussetzungen dafür noch gar nicht
geschaffen worden waren. In der vierten Grup-
pe finden wir mit der Türkei, Irland und Mexi-
ko Länder, die weder für Bildung noch für die
soziale Sicherung nennenswerte öffentliche
Mittel bereitstellen, also Länder mit doppelt be-
schränkter Haftung.

In den meisten Wohlfahrtsstaats-Typologien
wird der Bildungssektor ausgeklammert. Die
vergleichende Bildungsforschung vernachläs-
sigt es ihrerseits, sich in der umfassender ver-
standenen Sozialstaatlichkeit zu verorten. Statt-
dessen trifft man zunehmend auf eine platte Ge-
genüberstellung von Sozial- und Bildungsstaat.
Dann überwiegt der Ruf nach einem reinen so-
zialen Investitionsstaat, nach einer „Bildungsre-

publik“ – als ob damit der Sozialstaat klassi-
scher Prägung abgelöst werden könnte. Dieses
Vorhaben ist aus vielerlei Gründen zum Schei-
tern verurteilt. Sozialer Schutz lässt sich allein
durch Bildung nicht gewährleisten. Auch Ge-
bildete werden krank, arbeitslos und alt. Und
ein gewisser Anteil – vielleicht sind es die finni-
schen fünf Prozent – wird sich selbst bei größ-
tem Bemühen nicht bilden und aktivieren las-
sen. Diese Grenzen des Bildungsstaats entheben
aber nicht von den Bildungspflichten des Staa-
tes: Die meisten Länder müssen viel mehr für
Bildung tun, auch wenn es den Wählerinteres-
sen, den Wünschen des Sozialstaatsklientels,
widersprechen sollte, auch wenn es Verteilungs-
konflikte auslöst, und auch wenn es eine Gene-
ration lang dauern mag, bis sich Reforman-
strengungen in spürbaren Bildungsergebnissen
niederschlagen. Ohne entschiedenes Umsteu-
ern würden wir in Deutschland sehenden
Auges unsere Standortchancen verspielen.

Moderne und erfolgreiche Wohlfahrtsstaaten
lösen den Sozialstaat klassischer Prägung nicht
ab, sie folgen nicht dem neoliberalen Ruf, staat-
liche Leistungen abzubauen, und sie beugen
sich nicht einem dritten Weg, der nur auf soziale
Investitionen in das Humankapital der Bevöl-
kerung zielt. Die leistungsfähigsten Länder set-
zen gleichermaßen auf den Bildungs- und den
Sozialstaat, betonen die zukunftsorientierte Bil-
dungs- und Wissenschaftsinvestition, setzen auf
hohe Effektivität und Ergebnisgleichheit ihrer
Bildungspolitik und betreiben eine engagierte
Sozialpolitik. Sie stehen also mit beiden Beinen
auf der Erde.

So ist die Gruppe der skandinavischen Län-
der außerordentlich stark, wenn es darum geht,
ein hohes, von den meisten Bürgerinnen und
Bürgern erreichtes Bildungsniveau mit einer
hohen Absicherung bei Arbeitslosigkeit,
Krankheit und Alter zu verbinden. Dabei
dürfte das eine das andere bedingen. Die in
Finnland, Norwegen, Schweden oder Däne-
mark im internationalen Vergleich kurze Ver-
weildauer in Arbeitslosigkeit bei – oder trotz –
sehr hohen Lohnersatzleistungen zeigt: Pro-
gramme der Aktivierung fruchten gerade dann,
wenn man ein angemessenes Niveau von Bil-
dung und Weiterbildung voraussetzen kann. Es
wird breit gefördert und gesichert – und ent-
sprechend kann dann auch gefordert werden.

11 Vgl. Rita Nikolai, Sozialpolitik auf Kosten der Bil-
dung? Verteilungskonkurrenz in Zeiten knapper Kas-
sen, in: Zeitschrift für Sozialreform, (2007) 53, S. 7–30,
sowie Marius R. Busemeyer, Determinants of Public
Education Spending in 21 OECD democracies, 1980–
2001, in: Journal of European Public Policy, (2007) 14,
S. 582–610.
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Dieter Lenzen

Eine neue Chance
für die Bildung?

Essay

Das deutsche Bildungssystem steht vor
der dritten Chance einer grundlegenden

Reform seit der Gründung der Bundesrepu-
blik. Die erste Chance
wurde im Juni 1947
durch den Alliierten
Kontrollrat in der Di-
rektive Nr. 54 ange-
legt: Sie enthielt im
Rahmen der reeduca-
tion-Politik Bestim-
mungen zur demokra-
tischen Umgestaltung
des deutschen Bil-

dungssystems. Von den zahlreichen, auch aus
heutiger Sicht noch sehr bemerkenswerten
Anweisungen, würden wir keineswegs immer
sagen, dass sie auch tatsächlich umgesetzt
worden sind.

Eine zweite Chance hatte das deutsche Bil-
dungssystem in den 1970er Jahren. Nun
wurde auf der Basis breiter wissenschaftlicher
Expertise operiert. Fast sechzig umfangreiche
Gutachten erstellte der Deutsche Bildungsrat
in den Jahren zwischen 1965 und 1975, bis er
im Parteienstreit jener Zeit ein jähes Ende
fand. Die Reform wurde abgebrochen, nach-
dem Teile umgesetzt und insbesondere die
Einführung einer breiten Mitbestimmung im
Bildungssystem eingeführt worden waren,
während die qualitative, am Stand der Wis-
senschaften leistungsorientiert vorgehende
Schule auf sich warten ließ.

Die heutige Situation wird durch grundle-
gend veränderte Rahmenbedingungen cha-
rakterisiert, von denen ich im Folgenden nur
die wichtigsten anführen möchte. Die Glo-
balisierung hat zur räumlichen Öffnung aller
Regionen geführt; dabei geht sie mit einer
Neigung zur Handlungsbeschleunigung und
zur normativen Beliebigkeit daher. Die Euro-
päisierung zielt mit ihrem Vereinheitlichungs-

druck auch auf Erziehung und Bildung und
bewirkt berufliche Mobilitätserfordernisse
sowie erhebliche Normierungswünsche in
Bezug auf Abschlüsse und Zertifikate sowie
in Bezug auf Leistungsstandards. Der demo-
graphische Wandel bringt eine fortschreiten-
de Überalterung der Bevölkerung, höhere Ar-
beitslosigkeitsrisiken, die Notwendigkeit
einer gelingenden Kommunikation zwischen
den Generationen und einen Bedarf an erhöh-
ter Zuwanderung mit sich. Die Technologie-
entwicklung in den Bio-, Informations-, Ma-
terial-, Geo- und Energiewissenschaften muss
der Verbesserung bzw. dem Erhalt der Le-
bensbedingungen für eine stetig wachsende
Erdbevölkerung dienen. Die Arbeitswelt un-
terliegt immer stärkeren Veränderungen:
durch beschleunigte Produktzyklen, eine Ver-
schiebung in Richtung Dienstleistungswirt-
schaft (dritter Sektor) sowie einen erhöhten
Bedarf an hoch qualifizierten Arbeitskräften.
Die Veränderungen der Arbeits- und Be-
schäftigungsformen gehen mit der zeitlichen
und räumlichen Entkopplung der Arbeitneh-
mer von ihren Betrieben einher. Das hat zu
einer wachsenden Anzahl Selbstbeschäftigter,
einer längeren Lebensarbeitszeit, Diskonti-
nuitäten in der Erwerbsbiographie, zur Not-
wendigkeit, mehr Eigenverantwortung für
die Lernbiographie zu übernehmen, und zu
wachsender projektbezogener Arbeitsorgani-
sation geführt. Veränderungen in der Lebens-
welt führen aufgrund der technischen Inno-
vationen zu einer immer umfassenderen Er-
reichbarkeit und zur Verringerung des
Abstandes zwischen Arbeitswelt und Privat-
leben, wodurch persönliche soziale Bezie-
hungen eher erschwert werden.

Im Zentrum der Bewältigung nicht der
kurzfristigen, sondern der mittel- und
langfristigen Zukunft steht das Bildungssys-
tem. Es ist der Schlüssel für die Neugestal-
tung unserer Gesellschaft und könnte, wenn
es adäquat funktioniert, künftig viele Repara-
turmaßnahmen überflüssig machen. Doch in
seinem gegenwärtigen Zustand ist es dazu al-
lerdings nur begrenzt in der Lage. Das hat
mindestens sechs Gründe.

1. Die Bildungsbeteiligung im deutschen Bil-
dungssystem ist weiter unzureichend und
ungleich verteilt. Die Zahl der Leistungs-
schwachen ist viel zu groß, der Anteil der
Leistungsspitze zu klein. Es gibt – PISA
hat es in jeder Detailstudie belegt – eine

Dieter Lenzen
Dr. phil., geb 1947;

Professor für Erziehungs-
wissenschaft; Präsident

der Freien Universität Berlin,
Kaiserswerther Straße 16–18,

14195 Berlin.
praesident@fu-berlin.de

6 APuZ 45/2009



weiterhin hohe soziale Selektivität des
deutschen Bildungswesens; Kinder aus so
genannten bildungsfernen Schichten, Kin-
der von Migranten und Kinder mit leich-
ten Lernbehinderungen sind in besonderer
Weise benachteiligt. Aus volkswirtschaftli-
cher Sicht ließe sich auch sagen: Dieser
Teil der nachwachsenden Generation wird
der Volkswirtschaft systematisch vorent-
halten.

2. Das deutsche Bildungssystem geht ver-
schwenderisch mit Lern- und Arbeitszei-
ten um. Die Gesamtlernzeit im internatio-
nalen Vergleich ist zu gering. Die Lernzeit
im Jahr, aber auch die Lernzeit an einem
einzelnen Tag ist vergleichsweise kurz.

3. Die Unterrichtsqualität ist die Hauptursa-
che für das schlechte Abschneiden deut-
scher Schülerinnen und Schüler im inter-
nationalen Vergleich. Lernziele, Unter-
richtsinhalte und Lehrmethoden befinden
sich nicht immer auf dem neuesten Stand
der Forschung und sind deshalb moderni-
sierungsbedürftig. Neuere Forschungser-
gebnisse – sei es der Neurowissenschaften,
der Lernpsychologie, aber auch der Lehr-
Lern-Forschung – sickern nur zögerlich in
den Unterrichtsalltag ein. Es fehlt an einer
schlüssigen und gleichzeitig entschlosse-
nen Weiterbildung für die in der Regel
hoch motivierten Lehrerinnen und Lehrer.

4. Lange Zeit hat im deutschen Bildungssys-
tem die Idee verbindlicher Standards und
Ziele des Unterrichts sowie der verbindli-
chen Gestaltung des Unterrichts gefehlt.
Sie war verpönt. Deswegen gab es häufig
zu wenig Leistungsanreize. Die Beschlüsse
der Kultusministerkonferenz über bundes-
einheitliche Standards, die in den einzel-
nen Bundesländern auf die Verhältnisse
der Länder heruntergebrochen werden
müssen, sind ein erster Schritt in die richti-
ge Richtung.

5. Ein gravierendes Problem des deutschen
Bildungssystems ist schließlich seine Büro-
kratisierung, Verrechtlichung und Überre-
gulierung sowie der hohe Staatsinterven-
tionismus. In Deutschland ist dem Bil-
dungswesen insbesondere im 19.
Jahrhundert eine besondere Rolle zuge-
messen worden, die in einem stark ord-
nungspolitischen Charakter bestand.

Ebenso haben insbesondere die 1970er
Jahre einen Verrechtlichungsschub mit
sich gebracht, der aus der vermeintlichen
Demokratisierung resultierte.

6. Die öffentliche Finanzierung des Bil-
dungssystems ist international unter-
durchschnittlich.

Was ist in dieser Situation zu tun? Es sind
Elemente eines Leitbildes für das künftige
Bildungssystem zu formulieren: Die Erzie-
hung von Kindern und Jugendlichen ist pri-
mär Aufgabe der Eltern und sekundär des
Staates. Professionalität, Expertise und Exzel-
lenz sind die wichtigsten Voraussetzungen für
ein gelingendes Bildungssystem. Dem Indivi-
duum muss Gelegenheit gegeben werden,
eine ausgeglichene Identität herauszubilden.
Das Individuum der Zukunft handelt gemein-
schaftsorientiert, d. h. verantwortungsvoll
und im Einzelfall durchaus auch uneigennüt-
zig. Es wird selbstverantwortlicher und in
Bezug auf sein Leben gewissermaßen unter-
nehmerischer tätig sein und sich nicht auf die
organisierende Tätigkeit des Staates verlassen.
Und: Es ist Aufgabe des Staates, die Rahmen-
bedingungen für den Erfolg solcher Leitbil-
der zu schaffen und nicht etwa eine Staats-
doktrin durchzusetzen.

Die Ziele des Lehrens und des Lernens
sind neu zu fassen. Wir brauchen Basiskom-
petenzen, die elementare Lebens- und Hand-
lungsfähigkeit sichern, also mathematische
Modellierungsfähigkeit, Leseverständnis,
Fremdsprachen- und IT-Kompetenz; ferner
Weltwissen, das Orientierungsmöglichkeiten
im privaten wie im beruflichen Leben bietet,
mit einem deutlichen Akzent auch auf natur-
wissenschaftlichen Sachverhalten; personale
Schlüsselqualifikationen für das Alltags- und
das Berufsleben, also so etwas wie Kreativität,
Kommunikationsfähigkeit und soziale Kom-
petenzen.

Zudem ist der Unterricht neu zu gestalten.
Ein optimales Verständnis sieht Unterricht
heute nicht mehr als ausschließliche Tätigkeit
des Lehrers oder der Lehrerin, sondern als
Aktivität des Lernenden. Deshalb ist dafür zu
werben, die Lernvoraussetzungen der Indivi-
duen zu erheben und exakt zu berücksichti-
gen, problemlösendes Lernen realitätsnah
stattfinden zu lassen, Lernen immer als ko-
operatives Lernen zu begreifen und dem
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Üben als solchem einen größeren Raum als
bisher einzuräumen.

Um dem gesellschaftlichen „Bildungsbe-
darf“ künftig zu entsprechen, sind insbeson-
dere folgende Maßnahmen erforderlich. Bil-
dungsreserven aus bildungsferneren Schich-
ten sind zu aktivieren, insbesondere aus der
weiblichen Bevölkerung, aus der Gruppe der
Zuwanderer und der Gruppe der Lernschwa-
chen. Der Anteil der Höher- und Höchstqua-
lifizierten ist systematisch zu steigern sowohl
durch eine anspruchsvolle Primärausbildung
wie durch das Nachholen von Abschlüssen.
Die Berufsfähigkeit der Erwerbstätigen ist zu
erhalten und auszubauen bis hin zu den älte-
ren Erwachsenen. Ein differenziertes System
der Weiterbildung mit den drei Säulen Auf-
stiegs-, Umstiegs- und Nachqualifikation ist
zu etablieren.

Im berufsbildenden Bereich ist die Verant-
wortung der Wirtschaft für die Qualität der
Berufsausbildung zu stärken. Privatinitiativen
liegen in der Verantwortung des Einzelnen
für seine Bildungsbiographie. Jedes Mitglied
der künftigen Gesellschaft muss lernen, in
seine eigene Bildung zu investieren. Private
Initiative drückt sich auch in einer stärkeren
Verantwortung von Eltern, Vereinen, Verbän-
den und Unternehmen für das öffentliche Bil-
dungssystem aus. Auf ihre Mithilfe wird
schon aus ökonomischen Gründen künftig
nicht zu verzichten sein.

Das deutsche Bildungssystem benötigt
einen Modernisierungsschub, der sowohl Bil-
dungsinhalte als auch Lernmethoden und -me-
dien betrifft. Die Revision von Bildungszielen
und Bildungsinhalten wird die Versäumnisse
der Vergangenheit ausgleichen müssen. Dazu
gehören nicht nur der notwendige Ausblick
der durch Vergleichsuntersuchungen zutage
geförderten Defizite, sondern auch eine Vision
von einem proaktiven, positiven Persönlich-
keitsbild, das durch Identitätsfindung, Wil-
lensstärke, Wertorientierung, Verhaltenssi-
cherheit, Autonomie, Verantwortung und Fle-
xibilität gekennzeichnet ist. Wir müssen die
abstrakte Trennung von Allgemeinbildung
und Berufsbildung deutlicher überwinden. Sie
ist historisch überholt. Berufsbildung kann
eine hervorragende Allgemeinbildung sein.

Eine besondere Rolle wird der künftige
Umgang der Generationen miteinander spie-

len. In zwanzig Jahren werden bis in das Stra-
ßenbild hinein die älteren Menschen domi-
nieren. Insofern muss das Bildungssystem sei-
nen Beitrag dazu leisten, dass Kinder und
Jugendliche Anerkennung und Respekt vor
der Lebensleistung der älteren Generation
lernen, wie umgekehrt die ältere Generation
die Zukunftsrechte der Nachwachsenden re-
spektieren und deren große Belastung bei der
Versorgung der nachwachsenden Generation
zu honorieren lernen muss. Wir werden ein
neues Bild der Lebensalter entwickeln müs-
sen, zu dem es auch gehört, dass Altern nicht
mit dem Gedanken des Abbaus von Kompe-
tenz verbunden ist, sondern mit dem Gedan-
ken von dessen Erhalt.

Angesichts der fortschreitenden Globali-
sierung und Europäisierung wird es auch
einen Internationalisierungsschub geben müs-
sen. Er wird sich in vermehrtem Fremdspra-
chenunterricht ausdrücken, in bilingualen
Schulen, zweisprachigen Studiengängen,
einer deutlichen Erhöhung des Anteils aus-
ländischer Studierender, der Akquisition von
ausländischem Lehr- und Ausbildungsperso-
nal, einer besonderen, sorgfältigen Beschu-
lung von Migrantenkindern und – schon zur
Sicherung eines besseren Verständnisses des
Andersseins – die Durchsetzung von mehr
Auslandsaufenthalten für deutsche Schülerin-
nen, Schüler und Studierende.

Eine besondere Aufmerksamkeit muss
den Lehrerinnen und Lehrern gelten. Es
muss Schluss sein mit einer undifferenzier-
ten Lehrerschelte, welche die häufig schwie-
rigen Arbeitsbedingungen der Kolleginnen
und Kollegen ignoriert und rund 800 000
Pädagogen in der Republik unterstellt, dass
sie faul seien. Lehrerinnen und Lehrer voll-
ziehen in aller Regel Schwerstarbeit unter
Bedingungen, in denen die Gesellschaft sie
häufig allein lässt. Das bedeutet nicht, dass
über Desinteresse und Ignoranz im Einzel-
fall hinweggesehen werden darf. Ganz im
Gegenteil: Wir brauchen eine Kultur des
Hinsehens. Hinsehen heißt aber auch, zur
Kenntnis zu nehmen, dass nur rund fünf
Prozent aller Lehrerinnen und Lehrer die
Altersgrenze erreichen. Eine fehlende Fähig-
keit zur Stressbewältigung kann als ein Pro-
fessionalitätsproblem wahrgenommen wer-
den. Wir haben die Pflicht, zusätzliche Pro-
fessionalisierungselemente in die Ausbildung
hineinzunehmen. Das bedeutet, dass jungen
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Lehramtsstudierenden eine Selbstprüfung
nahe gebracht werden muss, bei der sie sich
fragen, ob sie diesem Stress gewachsen sein
werden. Das setzt voraus, dass sie ihn
rechtzeitig erfahren und erleben.

Die beste Professionalisierung des pädago-
gischen Personals läuft allerdings ins Leere,
wenn den Eltern damit suggeriert wird, was
man in den 1970er Jahren gern getan hat:
„Liefern Sie Ihre Kinder bei uns ab. Wir ma-
chen das schon.“ Schule ist eine gemeinsame
Verantwortung von Lehrern, Eltern und übri-
gens auch Schülern. Wir müssen die Eltern
wieder deutlicher an ihre Verantwortung für
die Kinder heranführen.

Ein Wort zum Verhältnis von akademi-
scher und beruflicher Bildung: Durch eine
konsequente Annäherung akademischer und
beruflicher Qualifikationen gilt es, den
Dünkel des Theoretikers und Grundlagen-
forschers zu überwinden. Jede abstrakte
Tätigkeit hat sich vor dem Horizont des
Lebens zu rechtfertigen. Seit den 1970er
Jahren gibt es eine verbreitete Neigung,
sich in Streitigkeiten über die Gliedrigkeit
des Bildungssystems zu verkämpfen. Dazu
ist festzuhalten, dass die Verfassung unserer
Republik den Eltern ein Auswahlrecht zwi-
schen verschiedenen Schulformen einräumt.
Damit ist beispielsweise die Einführung
einer undifferenzierten Einheitsschule aus-
geschlossen (Art. 6 Abs. 2 GG: Das Eltern-
recht schließt nach dem sog. Differenzie-
rungsgebot ein Auswahlrecht ein, d. h., der
Staat muss den Eltern im Schulsystem ein
entsprechend differenziertes Angebot er-
möglichen). 1 Wir sollten uns darauf kon-
zentrieren, etwas für die Differenzierung
und Individualisierung im Bildungssystem
zu tun.

Steuerungsprinzipien müssen eine höhere
Autonomie der Bildungseinrichtungen er-
möglichen. Dazu gehört eine Autonomisie-
rung der Bildungseinrichtungen im Hinblick
auf das Budget, ein Wechsel von direkter po-
litischer Detailsteuerung auf indirekte Out-
put-Steuerung, ein Outsourcing der derzeiti-
gen Staatsaufsicht auf Evaluationsagenturen,

die Einführung leistungs- und belastungs-
orientierter Bezahlung im Bildungswesen
über die Hochschulen hinaus sowie die
Durchsetzung einer höheren Kunden- und
Serviceorientierung auch im Bildungswesen.

Vor uns liegt eine dritte Chance für die
Reform unseres Bildungssystems, nachdem
die erste in den Gründungsjahren der Bun-
desrepublik im Alltagsdruck des Wiederauf-
baus verstrich und die Wahrnehmung der
zweiten mindestens so viele Probleme auf-
geworfen wie gelöst hat. Dieses Mal geht
es letztlich um nicht mehr und nicht weni-
ger als den Fortbestand einer Gesellschaft,
die nach sechzig Jahren – zumindest in
ihrem größeren Teil – eine Geschichte hin-
ter sich gebracht hat, die durch eine einzig-
artige Lebensqualität gekennzeichnet war,
jedenfalls im Vergleich mit allen anderen
geschichtlichen Epochen. Gegenwärtig sieht
es nicht so aus, als ob dieser Stand gehalten
werden könnte. Im Gegenteil, wir müssen
registrieren, dass ein „Abschwung“ nicht zu
leugnen ist. Es wird eine zentrale Rolle des
Bildungssystems sein, diesen aufzufangen
und möglichst in sein Gegenteil zu verkeh-
ren.

Das ist kurzfristig nicht mehr möglich. Ef-
fekte stellen sich erst zwischen 2020 und 2030
ein, dann sind sie allerdings bitter nötig. Nur
eine Politik, nur Politiker, die ihre Kraft in
diese scheinbar ferne Zukunft investieren, ob-
wohl kurzfristig kein öffentlicher Dank er-
wartet werden kann, verdienen unseren Re-
spekt. Dann hat die Bundesrepublik als „Bil-
dungsrepublik Deutschland“ noch eine
Chance. Das wird ein langer harter Ritt.

1 Vgl. Norbert Niehues, Die Rechte und Pflichten der
Eltern, in: vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft (Hrsg.), Bildung neu denken! Das juristische
Konzept, Wiesbaden 2005, S. 69.
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Richard Münch

Unternehmen
Universität

Die Selbststeuerung der Forschung und
Lehre durch die wissenschaftliche Ge-

meinschaft, deren disziplinäre Spezifizierung
in der Treuhänder-
schaft der Fachgesell-
schaften und die aka-
demische Gemein-
schaft von Lehrenden
und Lernenden in der
Universität bilden die
institutionelle Grund-
lage für die funktio-
nale Ausdifferenzie-
rung der Wissenschaft

in der Moderne. Sie hat einerseits das unge-
hinderte Vorantreiben des Erkenntnisfort-
schritts und andererseits die produktive Um-
setzung von unverfälschtem wissenschaftli-
chem Wissen in der Gesellschaft ermöglicht.

Es ist daran zu erkennen, dass die funktio-
nale Ausdifferenzierung der Wissenschaft
und ihre Leistungsverflechtung mit der Ge-
sellschaft auf höchst singulären institutionel-
len Bedingungen beruhen, die sich keines-
wegs von selbst in einem evolutionären
Prozess herausbilden. Sie sind in einem histo-
rischen Vorgang entstanden und können
ebenso in einem historischen Prozess wieder
verschwinden und einem anderen institutio-
nellen Arrangement Platz machen. 1

Wissenschaft als ökonomischer Prozess

Es gibt deutliche Anzeichen dafür, dass sich
in der Gegenwart ein historischer Wandel der
Wissenschaft vollzieht. Im Zentrum dieses
Prozesses steht die Ablösung der Treuhänder-
schaft der wissenschaftlichen und der akade-
mischen Gemeinschaft sowie der Fachgesell-
schaften für den wissenschaftlichen Erkennt-
nisfortschritt und dessen Verbreitung in der
Gesellschaft durch einen Markt, auf dem un-
ternehmerisch geführte Universitäten mitei-
nander um Wettbewerbsvorteile in der At-
traktion von Forschungsgeldern, Wissen-
schaftlern und Studierenden konkurrieren. 2

Dieser Wettbewerb ist so angelegt, dass es
Sieger und Besiegte geben muss. Darin unter-
scheidet sich der neue Wettbewerb zwischen
unternehmerisch geführten Universitäten
grundsätzlich vom Wettbewerb der For-
schenden um Anerkennung durch die wissen-
schaftliche Gemeinschaft. Die Forscherinnen
und Forscher verstehen ihre Beiträge als Er-
widerung des Geschenks der Mitgliedschaft
in dieser mit höchster Ehre ausgestatteten
Gemeinschaft. Sie forschen in kollektiver An-
strengung zwecks Erzeugung von neuem wis-
senschaftlichem Wissen als einem Kollektiv-
gut. 3 In diesem Wettbewerb um Anerken-
nung gibt es keine Gewinner und keine
Verlierer, weil jeder Erkenntnisfortschritt
und die damit verbundene Ehre letztlich der
gesamten wissenschaftlichen Gemeinschaft
zugute kommt, an der jeder einzelne Forscher
einen Anteil hat. Auch der am wenigsten er-
folgreiche Forscher bekommt etwas von dem
aus vielen Einzelleistungen zusammengesetz-
ten Glanz einer ganzen Disziplin ab. Natür-
lich gibt es unterhalb dieses Ideals der wissen-
schaftlichen Praxis immer auch den Kampf
um Prestige. 4 Er wurde jedoch von einer vi-
talen wissenschaftlichen Gemeinschaft in
denjenigen Grenzen gehalten, die für eine
kollegiale Zusammenarbeit noch zuträglich
waren. Dieser Kollegialität setzt die unter-
nehmerische Universität ein Ende.

Was bedeutet es, wenn die Wissenschaft in
einen Markt umgestaltet wird, auf dem Uni-
versitäten um Marktanteile konkurrieren?
Das Neue ist zunächst, dass die Universität
einen Akteursstatus erhält, den sie zuvor
nicht hatte, und dass dieser Akteursstatus in
Analogie zu Wirtschaftsunternehmen inter-
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1 Vgl. Joseph Ben-David, The Scientist’s Role in So-
ciety, Englewood Cliffs, NJ 1971; Richard Münch, Die
Struktur der Moderne, Frankfurt/M. 1984/1992,
S. 200–260; Niklas Luhmann, Die Wissenschaft der
Gesellschaft, Frankfurt/M. 1991; Rudolf Stichweh,
Der frühmoderne Staat und die europäische Universi-
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2 Vgl. Burton R. Clark, Creating Entrepreneurial
Universities. Organizational Pathways of Trans-
formation, Oxford-New York 1998.
3 Vgl. Marcel Mauss, Die Gabe. Form und Funktion
des Austauschs in archaischen Gesellschaften, Frank-
furt/M. 1968; Robert K. Merton, The Normative
Structure of Science, in: ders., The Sociology of Sci-
ence, Chicago 1973, S. 267–278.
4 Vgl. Pierre Bourdieu, Homo academicus, Frankfurt/
M. 1992.
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pretiert wird. 5 Das Unternehmen Universität
muss demgemäß mit analogen Mitteln des
strategischen und operativen Managements
geführt werden. Zu diesem Zweck muss die
Universitätsleitung das Heft in die Hand be-
kommen und nach strategischen Entschei-
dungen Ressourcen in erfolgversprechende
Forschungs- und Lehrfelder investieren
sowie aus weniger erfolgversprechenden Fel-
dern abziehen. Was den strategischen Zielen
im Wege steht, muss abgestoßen werden.

In operativer Hinsicht muss sich die uni-
versitäre Unternehmensführung von den Fes-
seln der akademischen Selbstverwaltung be-
freien und sich einen Durchgriff in alle Abtei-
lungen hinein verschaffen. Über die
Einstellung eines Mitarbeiters an einem Lehr-
stuhl entscheidet deshalb nicht mehr der
Lehrstuhlinhaber, sondern die Universitäts-
leitung. Der in eigener Verantwortung han-
delnde Professor wird zum Angestellten des
Universitätsunternehmens degradiert. In die-
sem anscheinend unbedeutenden Schritt zeigt
sich die ganze Tragweite der sich vollziehen-
den Machtverschiebung: Sie impliziert, dass
ein Universitätsmanagement weit ab vom
realen Geschehen von Forschung und Lehre
das Heft in die Hand nimmt, nach global ver-
breiteten Rationalitätsmodellen über das stra-
tegische Geschäft entscheidet und die Opera-
tionen kontrolliert. Der Professor muss sich
nun sagen lassen, was zu tun ist, um zu punk-
ten. Sein Wissen ist nur noch Rohmaterial,
das es per Rückmeldung in das „moderne“
Wissensmanagement einzuspeisen gilt.

Per Gesetz wird den Universitäten eine
Kosten- und Leistungsrechnung verordnet.
Der Betrieb wird einem von oben gesteuerten
und überwachten „Prozess-Management“ un-
terworfen, bei dem das Endprodukt – der Stu-
dent und der Wissensverwerter als zufriedener
Kunde – vorgibt, was von der Universitätslei-
tung über die Verwaltung bis zum einzelnen
Lehrer/Forscher getan werden muss, um ans
Ziel zu gelangen. Von dieser managerialen
Umgestaltung der Wissenschaft verspricht
man sich messbare Effizienzgewinne, das heißt
mehr und tief greifendere wissenschaftliche
Durchbrüche sowie reflektiertere und erfolg-
reichere Absolventen in kürzerer Zeit. Es wird
auf diese Weise ein klassisches professionelles

Tätigkeitsfeld einer externen Kontrolle unter-
worfen, das ein Höchstmaß an grundsätzlich
nicht messbarer, auf Abweichung von Stan-
dards zielender und nicht voraussagbarer
Kreativität verlangt und von einem kaum zu
übertreffenden Maß an intrinsischer Motivati-
on mit einem Arbeitseinsatz von gut 60 bis 80
Stunden in der Woche geprägt ist.

Um diese Transformation der akademi-
schen Lehre und Forschung zu vollenden,
muss ein wachsender Kontrollapparat mit
neuen Verwaltungsstellen aufgebaut werden,
der die Forschenden und Lehrenden mit lau-
fender Berichterstattung über ihr Tun in
Atem hält und für Forschung und Lehre
kaum mehr Zeit lässt. Es wächst der Verwal-
tungsapparat, und es schrumpfen Forschung
und Lehre. Die versprochenen Effizienzge-
winne können deshalb nicht als tragfähige so-
ziologische Erklärung dafür dienen, dass sich
die manageriale Umgestaltung von Forschung
und Lehre so unaufhaltsam ausbreitet, wie es
in der Gegenwart zu beobachten ist. Viel-
mehr bietet sich eine neoinstitutionalistische
Erklärung an. 6 Nachdem die Protagonisten
von New Public Management mit weltwei-
tem Erfolg zuerst einmal erzählt haben, wie
ineffizient öffentliche Einrichtungen arbeiten
und die Erfahrung aus der Praxis dieser Ein-
richtungen nicht mehr zählt, herrscht totale
Unsicherheit, die dadurch bewältigt wird,
dass man den Propheten der Effizienzsteige-
rung und damit der Herde folgt. Wenn das
alles auch noch so viel kostet und mehr
Effizienzverluste als -gewinne bringt – in der
Herde ist man gut aufgehoben.

Aufwändige Verfahren des Qualitätsmana-
gements sollen die „Qualität“ von Forschung
und Lehre sichern. 7 Die Verwaltung ist nicht
länger Dienerin der Professoren, sondern
operatives Kontrollorgan der Universitätslei-
tung. Sie betreibt nicht mehr „altmodische“
Kameralistik und bürokratische Aktenfüh-
rung nach Sachgebieten, sondern „moderns-
tes“ Prozessmanagement, gleichwohl in der
Übergangszeit noch mit altgedientem Perso-
nal, das mit seiner neuen Rolle noch nicht zu-

5 Vgl. Frank Meier, Die Universität als Akteur, Wies-
baden 2009.

6 Vgl. John W. Meyer/Brian Rowan, Institutionalized
Organizations. Formal Structure as Myth and Cere-
mony, in: American Journal of Sociology, 83 (1977) 2,
S. 55–77.
7 Vgl. Michael Power, The Audit Society, Oxford
1997.
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rechtkommt und in der Regel schlicht über-
fordert ist. Weil die Umstellung von Bürokra-
tie auf Prozessmanagement zunächst noch als
Fassadenbau betrieben wird, gibt es für das
wissenschaftliche Personal noch eine Atem-
pause. Richtig treffen wird das neue Universi-
tätsmanagement erst die nächste Generation
von Wissenschaftlern.

Jetzt schon sichtbar wird aber die zuneh-
mende Aufblähung der Management- und
Kontrollakte. Dazu kommt, dass alte Verwal-
tungstätigkeiten wie die Führung von Prü-
fungsakten und die Buchführung über einge-
nommene und ausgegebene Drittmittel und
neue Aufgaben der Administration – wie die
Dokumentation von Forschungs- und Lehr-
tätigkeit zwecks Kontrolle durch das Univer-
sitätsmanagement – den Lehrstühlen aufge-
bürdet werden. Professoren, wissenschaftli-
che Mitarbeiter und Sekretariate müssen
einen zunehmenden Teil ihres Zeitbudgets
für diese „fortschrittliche“ Art der Adminis-
tration verwenden. Für Forschung und Lehre
bleibt immer weniger Zeit. Im Interesse der
strategischen Positionierung ihrer Universi-
tätsunternehmen müssen sie zudem einen
wachsenden Aufwand der Initiierung, Be-
antragung, Koordination, Dokumentation,
Vor-, Begleit- und Nachevaluation von For-
schungsverbünden betreiben und selbst regel-
mäßig als Gutachter an der Evaluation ande-
rer Forschungsverbünde teilnehmen. 8

Damit kann ein Professor mit Mitarbeitern
Woche für Woche, Jahr für Jahr sein gesamtes
Zeitbudget aufbrauchen. Umso mehr Mitar-
beiter werden deshalb benötigt, damit über-
haupt noch geforscht, publiziert und gelehrt
werden kann. Typischerweise will das neueste
Programm der Forschungsförderung, die
selbst diese totale Fesselung von Forschung
und Lehre verursacht hat, einzelnen glückli-
chen Forschern eine Auszeit gewähren, z. B.
an einem der neu geschaffenen Centres for
Advanced Studies der neuen „Exzellenz-Uni-
versitäten“. Oder sie dürfen sich in ein neu
geschaffenes geisteswissenschaftliches For-
schungszentrum zurückziehen. Gleichzeitig
wird zur Kompensation dieses neuen akade-
mischen Luxus eine wachsende Schar von ha-
bilitierten Ersatzlehrkräften benötigt. Man

forciert auf diese Weise die Trennung von
Forschung und Lehre und entzieht der Wis-
senschaft eine wesentliche Ressource ihrer
ständigen Erneuerung. Die Geisteswissen-
schaften verlieren die Bodenhaftung in der
akademischen Lehre und verirren sich in
Höhen, zu denen die Studierenden keinen
Zugang mehr finden. Letztere wandern des-
halb gleich in die praxisorientierten Studien-
gänge ab. Die Geisteswissenschaften machen
sich für das normale Studium überflüssig. 9

Akkumulation von Kapital

Im strengen Sinn muss es in der unternehme-
rischen Universität in erster Linie um die Ak-
kumulation von Kapital gehen. Sie investiert
in Bildung und Forschung, um Renditen zu
erzielen, die wiederum in Bildung und For-
schung fließen können. 10 Erfolgreiche Unter-
nehmen wie die amerikanischen Privatuniver-
sitäten sind in der Lage, größere Teile ihres
Kapitals in anderen Geschäften, z. B. in Fi-
nanzgeschäften, anzulegen, die höhere Rendi-
ten versprechen. Dass damit auch größere Ri-
siken einhergehen, mussten sie im Gefolge
der globalen Finanzkrise im Herbst 2008 er-
fahren: Sie haben schwere Verluste hinneh-
men müssen. Das Geschäft mit Bildung und
Forschung trägt sich nicht direkt durch Stu-
diengebühren und Patenteinkünfte, sondern
indirekt durch die Steigerung des Prestige-
wertes der Universität als Marke, die Staat,
Stiftungen, Privatunternehmen und individu-
elle Sponsoren veranlasst, Geld zu geben.
Dazu gehören umfangreiche Fundraising-
Aktionen, um den Kapitalstock zu erhöhen.
Es gilt, materielles (Geld) und symbolisches
Kapital (Prestige) in einem zirkulären Prozess
zu akkumulieren. 11

Neu mit einem Globalhaushalt in die Au-
tonomie entlassene universitäre Unterneh-
men verstehen das ihnen zur Verfügung ste-
hende Budget nicht mehr kameralistisch als
einen Betrag, den man bis Jahresende zu ver-

8 Vgl. Konrad Paul Liessmann, Theorie der Un-
bildung. Die Irrtümer der Wissensgesellschaft, Mün-
chen–Zürich 2008, S. 88–103.

9 Vgl. Frank Donoghue, The Last Professors. The
Corporate University and the Fate of the Humanities,
New York 2008.
10 Vgl. Derek Bok, Universities in the Marketplace:
The Commercialization of Higher Education, Prince-
ton, NJ 2003.
11 Vgl. Richard Münch, Globale Eliten, lokale Auto-
ritäten. Bildung und Wissenschaft unter dem Regime
von PISA, McKinsey & Co., Frankfurt/M. 2009,
S. 148–164.
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ausgaben hat, um im folgenden Jahr vom
Wissenschaftsministerium erneut mit einem
Budget ausgestattet zu werden. Das Budget
ist nun ihr Kapital bzw. ihr Kapitalstock, den
es strategisch zum Zweck der Vermehrung
des Kapitals zu investieren gilt. Unternehme-
risch geführte Universitäten müssen deshalb
in erster Linie an Tätigkeiten interessiert sein,
die Geld einbringen, und zwar mehr, als vor-
her verausgabt wurde. Die ständige Erhö-
hung des verfügbaren Kapitals muss das Ziel
jeder Entscheidung sein. Um das zu errei-
chen, wirbt man um Sponsoren, die damit ge-
ehrt werden, dass die gestifteten Einrichtun-
gen – Professuren, Bibliotheken, Gebäude,
Forschungszentren – ihren Namen tragen.
Man bemüht sich um reputierte Forscher, die
Drittmittel einwerben oder den Namen der
Universität durch viel beachtete Publikatio-
nen in die Öffentlichkeit tragen, und man
sucht Studierende, die selbst schon viel kultu-
relles Kapital mitbringen, um als erfolgreiche
Absolventen die Universität in den höheren
Rängen von Wissenschaft, Wirtschaft, Me-
dien, Politik und Verwaltung zu repräsentie-
ren. 12 All das ist nur solchen Universitäten
möglich, die bereits über die nötige kritische
Masse an materiellem (Geld, attraktive Lage)
und symbolischem (Tradition, Reputation)
Kapital verfügen. Wer das nicht hat, kann an
diesem Wettbewerb erst gar nicht teilnehmen.

Wird ein Studiengang als ein auf einem
Markt zu veräußerndes Produkt begriffen,
und werden Studierende nicht mehr als Teil
einer akademischen Gemeinschaft betrachtet,
in der sie in ihrer Rolle eine Mitverantwor-
tung an der Gestaltung des Studiums tragen,
sondern als Kunden, die es zu bedienen gilt,
dann müssen Studiengänge durch Programme
angereichert werden, die weit über die akade-
mische Lehre hinausgehen, z. B. durch ein
umfangreiches Angebot an Sprach-, Kommu-
nikations- und Trainingskursen zur Selbstver-
marktung und durch einen attraktiven Service
der Jobvermittlung an renommierte Arbeitge-
ber. All das verlangt Investitionen in Begleit-
programme, die der akademischen Lehre
selbst entzogen werden müssen, wenn das
Unternehmen nicht in Geld schwimmt. 13

Die Erhöhung der Attraktivität von Stu-
diengängen geht deshalb unter Bedingungen
der Finanzknappheit – das heißt im mittleren
und unteren Preissegment – mit der Senkung
ihrer wissenschaftlichen Qualität einher. Der
Wettbewerb um Studierende ist demnach ein
Überbietungswettbewerb, der das Studieren
immer teurer macht. Das ist ganz nahe lie-
gend, wenn Universitäten in Unternehmen
umgewandelt werden. Unternehmen wollen
Geld verdienen, und sie erreichen das in der
Regel dadurch, dass sie mit hohem Marke-
tingaufwand die Bereitschaft von Ministerien,
Sponsoren und Studierenden erzeugen, Geld
in das Produkt zu investieren, weil sie sich
davon selbst materielle (bessere Verdienst-
chancen) oder symbolische (höhere Reputati-
on) Gewinne versprechen.

In den USA ist bereits zu beobachten, dass
sich auf dem universitären Bildungsmarkt eine
Stratifikation in ein Premiumsegment der teu-
ren Elitebildung, eine kostengünstigere standar-
disierte Ausbildung für die Mittelschichten und
eine billige Notbildung für die neue Unter-
schicht herausbildet. Dabei wird der Markt für
das Premiumsegment von den privaten Univer-
sitätsunternehmen mit exorbitant hohen Stu-
diengebühren und nur noch wenigen kon-
kurrenzfähigen staatlichen Universitäten be-
herrscht, während sich die große Mehrheit der
Staatsuniversitäten mit ihren lokalen Depen-
dancen das Geschäft mit der regionalen Mittel-
klasse teilt und die Community Colleges die un-
terste Bildungsschicht versorgen.

Auf diesem Bildungsmarkt entscheidet das
verfügbare materielle und symbolische Kapi-
tal darüber, in welchem Segment eine Univer-
sität tätig ist. Von offenem Wettbewerb kann
hier nicht die Rede sein. Lediglich die Privat-
universitäten und einige wenige staatliche
Universitäten einzelner Bundesstaaten liefern
sich einen harten Überbietungswettbewerb
durch luxuriöse Studienbedingungen und den
Prestigewert ihrer Abschlüsse. Die lokalen
Campus der State Universities haben lange
Zeit in der Regel als einzige Anbieter den re-
gionalen Markt in ihrer unmittelbaren Umge-
bung, die Community Colleges einen lokalen
Markt bedient. Dabei ergibt sich eine starke
Ähnlichkeit des Angebots im jeweiligen Seg-
ment. Profilbildung durch Spezialisierung

12 Vgl. Jerome Karabel, The Chosen. The Hidden Hi-
story of Admission and Exclusion at Harvard, Yale,
and Princeton, Boston 2005.
13 Vgl. Wendy N. Espeland/Michael Sauder, Rankings
and Reactivity. How Public Measures Recreate Social

Worlds, in: American Journal of Sociology, 113 (2007)
1, S. 1–40.
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findet infolge der segmentären und regionalen
Aufteilung der Klientel nur sehr begrenzt
statt. Von einer Differenzierung durch Wett-
bewerb kann deshalb nicht gesprochen wer-
den. Die tatsächliche Differenzierung bedeu-
tet vielmehr eine segmentäre, regionale und
lokale Beschränkung des Wettbewerbs.

Seit den 1980er Jahren haben sich im mitt-
leren Segment private Anbieter von berufs-
qualifizierenden Abschlüssen deutlich ver-
mehrt, die Bildung explizit als ein Geschäft
zwecks Erzielung von Renditen für beide Sei-
ten – Anbieter wie Abnehmer – betreiben. 14

Die Staatsuniversitäten sehen sich zum Mit-
halten gezwungen. Infolgedessen sind die
eher allgemeinbildenden Programme der Hu-
manities im Sinne eines Liberal Arts College
und mit ihnen die Professoren der Humani-
ties in den Staatsuniversitäten vom Ausster-
ben bedroht, wie eine aktuelle Studie fest-
stellt. Sie überleben nur noch unter dem
Schutzschild der mit besonderem Prestige
versehenen Bachelorabschlüsse der reicheren
Spitzenuniversitäten, das heißt als Statusgut,
aber nicht als Bildung für gute Staatsbürger. 15

Profilbildung soll aber auch durch die
Konzentration auf besonders starke – in der
Regel besser ausgestatte – Fächer geschehen.
Zu diesem Zweck soll das Universitätsmana-
gement schwach „aufgestellte“ Fächer schlie-
ßen und starke Fächer bzw. Teilgebiete in die-
sen Fächern ausbauen, vor allem, wenn damit
eine „Alleinstellung“ erreicht wird. Dabei ist
„internationale Sichtbarkeit“ zum Maß aller
Dinge geworden. Das lässt sich nur mit Fä-
chern erreichen, die schon weitgehend inter-
nationalisiert sind, so dass Fachkulturen und
ihre Verwurzelung in nationalen Traditionen
gar keine Rolle mehr spielen. Im Sog von
Sonderforschungsbereichen und Exzellenz-
clustern erfolgt dann ein Maß der Konzentra-
tion von Forschungsgebieten auf wenige
Standorte, das den Wettbewerb ganz gegen
die Begleitrhetorik gerade nicht befördert,
sondern beseitigt. An den dominanten Stand-
orten wird mit sinkendem Grenznutzen
immer mehr Forschungskapital angehäuft,
während der Rest der Standorte an Unterin-
vestition leidet und im Kampf um Sichtbar-

keit untergeht. 16 In wenig internationalisier-
ten Disziplinen – wie den Geisteswissen-
schaften – hat diese Strategie noch nicht
einmal den Effekt, international einflussrei-
cher zu werden. Für das Studienangebot be-
deutet diese Profilbildungsstrategie ein Über-
angebot des Gleichen und einen Mangel an
Vielfalt am Studienort. Als Unternehmen
können Universitäten gar nicht mehr Univer-
sitäten im Wortsinn bleiben, vielmehr mutie-
ren sie zu Spezialhochschulen mit einge-
schränktem Lehrangebot und Forschungs-
profil. Nur die reichsten Universitäten sind
kapitalkräftig genug, um im symbolischen
Kampf um Sichtbarkeit ein breiteres Spek-
trum an Studiengängen und Forschungspro-
grammen finanzieren zu können.

Gewiss benötigt ein Fach oder ein Fachge-
biet die jeweilige kritische Masse, um in For-
schung und Lehre mithalten zu können. Bei
welcher Ausstattung dieser Punkt erreicht ist,
jenseits dessen jede weitere Investition mit sin-
kendem Grenznutzen verbunden ist, ergibt
sich keineswegs von selbst aus dem Profilie-
rungswettbewerb zwischen den Universitäten.
Vielmehr tendiert dieser Wettbewerb unregu-
liert zur Konzentration von Forschungsmit-
teln auf wenige Zentren, gegebenenfalls nur
auf ein Zentrum, weil sich der Wettbewerb als
Überbietungswettbewerb vollzieht, der nicht
auf Effizienz, sondern auf Effektivität im Auf-
bau symbolischer Macht in einem Feld zielt.
Es obsiegt nicht die effizientere, sondern die
durch Größe und reichhaltigeres Kapital sicht-
barere Institution. Es entwickelt sich eine Art
von akademischem Kannibalismus, der vom
alten Modell der Forschung und Lehre als
Gabe für die wissenschaftliche und die akade-
mische Gemeinschaft weit entfernt ist. Die rei-
cheren Universitäten werben den ärmeren die
besten Forscher ab. Wer nicht reich ist, kann in
dieser Ordnung des Kannibalismus nur durch
extreme Spezialisierung auf ganz wenige Fä-
cher überleben.

Verlust der akademischen Freiheit,
externe Instrumentalisierung

Wie man sieht, ist es ein ganz anderer Wettbe-
werb, der zwischen universitären Unterneh-
men ausgetragen wird, als es dem Wettbe-14 Vgl. Gary A. Berg, Lessons from the Edge: For-

Profit and Nontraditional Higher Education in Ame-
rica, Westport, CT 2005.
15 Vgl. F. Donoghue (Anm. 9).

16 Vgl. Richard Münch, Die akademische Elite,
Frankfurt/M. 2007, S. 205–296.
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werb der Forscher und Lehrer um Anerken-
nung durch die wissenschaftliche und die
akademische Gemeinschaft entsprechen
würde. Die Forscher und Lehrer sind nicht
mehr selbständige Akteure in diesem Wettbe-
werb, sondern „Humankapital“, das von
einem starken Universitätsmanagement
investiert wird, um Rendite zu erzielen. Über
das, was geforscht und gelehrt wird, muss des-
halb das Universitätsmanagement entschei-
den. Das kann nicht mehr den Forschern und
Lehrern allein überlassen bleiben, schon gar
nicht der korporativen Selbstverwaltung der
Universität durch die Professoren. Die Folge
davon ist, dass Studiengänge nicht nach ihrer
von Fachgesellschaften treuhänderisch be-
stimmten sachlichen Notwendigkeit, sondern
nach Marktgängigkeit angeboten und deshalb
von wissenschaftlichem Ballast befreit und um
allerlei Begleitprogramme angereichert wer-
den. Forschung findet in Forschungsverbün-
den statt, die das Potential zur Akkumulation
von umfangreichen Drittmitteln haben.

Das hat zur Folge, dass trotz Profilbil-
dungsrhetorik je nach öffentlichem Interesse
vielerorts versucht wird, gleichartige Zentren
aufzubauen, die für öffentliche und private
Drittmittelgeber attraktiv erscheinen. Unter
dem OECD-Regime der Mobilisierung von
Bildung als Humankapital für zukünftiges
Wirtschaftswachstum ist z. B. die Bildungs-
forschung zu einem solchen „Renner“ gewor-
den. 17 Auf der Suche nach Kapitalgebern ver-
fallen deshalb gleich alle Universitäten auf die
Strategie, ihre Erziehungswissenschaft in em-
pirische Bildungsforschung umzuwandeln. Es
gibt dann von anderen Teilgebieten des Fa-
ches zu wenig und von einem Teilgebiet zu
viel. Wenn man das Angebot an Studiengän-
gen ganz dem strategischen Management
überlässt und keine Fachgesellschaft darüber
wacht, kann offensichtlich die Vielfalt des
Angebots leicht dem Einheitsbrei modischer
Strömungen weichen.

Der Höhepunkt dieser Ökonomisierung
der Wissenschaft findet sich in der strategi-
schen Verwertung von Forschungsergebnis-
sen für Patente, deren Erlöse von den Univer-
sitäten zur Kapitalbildung genutzt werden.
Das Tor zu dieser lukrativen Welt eines aka-
demischen Kapitalismus hat in den USA 1980
der Bayh-Dole Act geöffnet. Seitdem können

Universitäten Patente verwerten, die aus For-
schung resultieren, zu der vom Bund Zu-
schüsse beigesteuert wurden. Anschließend
ist die Zahl der von Universitäten angemelde-
ten Patente sprunghaft gestiegen. 18 Der deut-
sche Gesetzgeber hat gut ein Vierteljahrhun-
dert später nachgezogen und verspricht sich
ein ähnlich florierendes Geschäft für die Uni-
versitäten. Das Neue daran ist die tenden-
zielle Umwandlung von wissenschaftlichem
Wissen als Kollektivgut in ein privates Gut,
dessen Erträge von dem universitären Unter-
nehmen, in dem es generiert wurde, exklusiv
verwertet werden. Die Forscher müssen dem
Verwertungsinteresse der Universität den
Vortritt vor der Erstveröffentlichung ihrer
Ergebnisse überlassen. Sie selbst werden nur
marginal an den Erträgen beteiligt. Vor allem
werden sie vom Status des Mitglieds der wis-
senschaftlichen Gemeinschaft auf den Status
eines Unternehmensmitarbeiters reduziert,
der das Unternehmensinteresse über das
Wohl der wissenschaftlichen Gemeinschaft
stellen muss.

Darin liegt der entscheidende Punkt des
sich vollziehenden Wandels: Die wissen-
schaftliche Gemeinschaft, ihre Fachgesell-
schaften und die akademische Gemeinschaft
werden entmachtet. An ihre Stelle tritt das
universitäre Unternehmen, das wissenschaft-
liches Wissen und akademische Bildung allein
unter dem Gesichtspunkt betrachtet, welche
Kapitalerträge sich damit erwirtschaften las-
sen, einschließlich der Akquise von Sponso-
rengeldern, was durchaus auch geis-
teswissenschaftlichen Zentren zugute kom-
men kann. Die Voraussetzung dafür sind
Sponsoren, die daran ein ausdrückliches In-
teresse haben. Davon kann am ehesten die
Pflege klassischer Disziplinen wie Archäolo-
gie, Früh- und Kunstgeschichte profitieren.
Die generelle Folge aber ist die Einschrän-
kung der akademischen Freiheit im Interesse
der unternehmerischen Kapitalakkumulation
im Innenverhältnis der Wissenschaft und die
Instrumentalisierung für externe Zwecke im
Außenverhältnis. Die Universität verliert die

17 Vgl. Gary S. Becker, Human Capital, Chicago 1993.

18 Vgl. Sheila Slaughter/Larry L. Leslie, Academic
Capitalism: Politics, Policies and the Entrepreneurial
University, Baltimore-London 1997; Sheila Slaughter/
Gary Rhoades, Academic Capitalism and the New
Economy. Markets, State, and Higher Education, Bal-
timore–London 2004; Jennifer Washburn, University
Inc. The Corporate Corruption of Higher Education,
New York 2005.
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innere Freiheit und die äußere Balance, die
Talcott Parsons und Gerald M. Platt als Er-
rungenschaft der amerikanischen Universität
im 20. Jahrhundert beschrieben haben. 19

Die Forscher im inneren Kern sind nicht
mehr Herren des Verfahrens, sondern verwert-
bares Humankapital. Die Professoren und Stu-
dierenden sind nicht mehr Teil einer akademi-
schen Gemeinschaft, die autonom bestimmt,
was es zu wissen gilt. Die einen werden zu Ver-
käufern, die anderen zu Käufern eines Bil-
dungszertifikats, über dessen Verwertbarkeit
auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr der Sach-,
sondern der Prestigewert entscheidet. Die aka-
demische Bildung in der Hand der akademi-
schen Gemeinschaft der Lehrenden und Ler-
nenden weicht einem segmentär, regional und
lokal differenzierten Bildungsmarkt.

Der Transfer des wissenschaftlichen Wissens
in die Praxis verliert die Anbindung an die
Grundlagenforschung, verselbständigt sich
und gerät unter das Diktat der externen Ver-
wertungsinteressen. Die Protagonisten dieses
Wandels beschwichtigen Kritiker mit dem
Hinweis, dass heute gar nicht mehr eindeutig
zwischen Grundlagenforschung und ange-
wandter Forschung unterschieden werden
könne, vielmehr beides in eins falle. Die Wis-
senschaftsforschung beschreibt diese Entwick-
lung als anscheinend zwangsläufigen Prozess
hin zum mode 2 der Wissensproduktion.

Auch im Verhältnis zur Öffentlichkeit
macht sich eine Instrumentalisierung der
Wissenschaft für externe Zwecke bemerk-
bar. 20 Auf der Suche nach Kapital und Leis-
tungspunkten reißen Wissenschaftler in der
politischen Beratung die Trennzäune zwi-
schen Wissenschaft und Politik ein, indem sie
im Interesse des politischen Erfolgs die
Augen vor nichtintendierten Folgen ihrer
Vorschläge verschließen. Zu beobachten ist
das beispielsweise, wenn Ökonomen in Re-
gierungskommissionen bei der Frage der
Rentenreform nicht mehr nur beraten, son-
dern gezielt eine Strategie wie etwa die hoch
riskante Privatisierung der Altersvorsorge
durchzusetzen versuchen und öffentlich

dafür werben. Die dadurch erfolgende Kor-
rumpierung des wissenschaftlichen Wissens
findet ihren Höhepunkt darin, dass dieselben
Ökonomen Gutachten für die profitierenden
Versicherungskonzerne verfassen und gegen
Bezahlung Vorträge vor deren Mitarbeitern
halten. Auf derselben Linie liegt der Wechsel
eines Wissenschaftlers in die Vorstandsränge
eines Finanzdienstleisters, nachdem er als
Leiter einer Regierungskommission eine Ren-
tenreform eingeleitet hat, von dem Finanz-
dienstleister erheblich profitieren, weil nun
viele Millionen verunsicherte Bürger Bera-
tung benötigen, wie sie ihr Geld in einer pri-
vaten Rentenversicherung anlegen sollen.
Auch das ist mode 2 der Wissensproduktion.

Fazit

Die unternehmerische Universität entmachtet
die wissenschaftliche und die akademische Ge-
meinschaft und die Fachgesellschaften als
Treuhänder des Erkenntnisfortschritts im in-
neren Kern der Wissenschaft und der Wissens-
vermittlung in ihrem Außenverhältnis zur Ge-
sellschaft. Die kollektive Suche nach Erkennt-
nis als Kollektivgut und der kollektive Prozess
der Bildung und des Wissenstransfers in die
Gesellschaft in der Hand der wissenschaftli-
chen und der akademischen Gemeinschaft
sowie der einzelnen Fachgesellschaften wird
von der privatisierten Nutzung des Erkennt-
nisfortschritts, der Bildung und des Wissens-
transfers durch unternehmerische Universitä-
ten im Wettbewerb um Marktanteile abgelöst.

Dieser grundlegende institutionelle Wandel
bedroht die innere akademische Freiheit und
unterwirft Bildung und Wissenstransfer äuße-
ren Zwecken. Er bedeutet eine zunehmende
Engführung der Wissensevolution und die
Schrumpfung des aus dem wissenschaftlichen
Erkenntnisfortschritt resultierenden Erneue-
rungspotentials der Gesellschaft. Die globale
Hegemonie des Marktparadigmas in allen
Funktionsbereichen der Gesellschaft im Zuge
der Umwandlung von Organisationen mit
ganz unterschiedlichen Aufgaben in Unter-
nehmen ist ein Beweis dafür, wie weit die
Verarmung des Wissens in den Gesellschafts-
wissenschaften schon fortgeschritten ist.

19 Vgl. Talcott Parsons/Gerald M. Platt, Die amerika-
nische Universität, Frankfurt/M. 1990.
20 Vgl. Peter Weingart, Die Stunde der Wahrheit. Zum
Verhältnis der Wissenschaft zu Politik, Wirtschaft und
Medien in der Wissensgesellschaft, Weilerswist 2001.

16 APuZ 45/2009



Helga Ostendorf

Institutionali-
sierte Sackgassen

für Mädchen

Der Titel mag verwundern, gelten doch
Mädchen gemeinhin als Gewinnerinnen

der Bildungsexpansion. Heute werden eher
die Jungen als Pro-
blemgruppe angese-
hen. Die These, nach
der Jungen zu Schul-
versagern werden,
wenn unter den Lehr-
kräften der Grund-
schule kaum Männer
sind, ist jedoch kei-

neswegs belegt. Dennoch werden landauf,
landab Jungenprojekte eingerichtet. Derartige
Projekte, so der Erziehungswissenschaftler
und Männerforscher Jürgen Budde im „Ta-
gesspiegel“, seien nicht nur pädagogisch frag-
würdig, sondern die Debatte trage auch „anti-
feministische Züge“. 1

Die Hype um die „Jungenkatastrophe“ (so
ein Buchtitel) bewirkt vor allem, von der Bil-
dungsbenachteiligung von Mädchen abzulen-
ken. Zwar erreichen Mädchen öfter als Jun-
gen höhere Schulabschlüsse, aber spätestens
nach der Pflichtschulzeit beschreiten die Ge-
schlechter unterschiedliche Wege, wobei die
der Mädchen häufig abschüssig sind. Initiati-
ven, die Mädchen chancenreiche Jungenberu-
fe erschließen wollten, hatten bislang nur
dürftige Erfolge. Eine der Ursachen ist, dass
die Gründe der geschlechtsspezifischen Be-
rufswahl vorrangig in den Motiven und
Orientierungen von Mädchen gesucht wur-
den, kaum aber in den Strukturen des Bil-
dungswesens oder den politischen Prozessen.
Auch die Maßnahmen selbst wurden selten in
Frage gestellt.

In diesem Beitrag stehen die Strukturen im
Mittelpunkt. Im ersten Abschnitt gehe ich auf
die Rolle der öffentlichen Berufsberatung ein.
Dabei greife ich auf eine eigene politikwissen-
schaftlich-institutionalistische Untersuchung

zurück. Sie verdeutlicht, dass bestimmte Vor-
stellungen von der Rolle der Geschlechter in
Organisationsstrukturen, Routinen und Wis-
sensbeständen eingelassen sind. Im zweiten
Abschnitt werde ich die Situation von Mäd-
chen im dualen Berufsbildungssystem aufzei-
gen. Anschließend stehen die Berufsfachschu-
len (BFS), Fachoberschulen (FOS) und Be-
rufsoberschulen (BOS) im Mittelpunkt. Diese
Schulformen eröffnen zwar Chancen, gleich-
zeitig sind in ihnen jedoch Barrieren einge-
baut, die ein berufliches Weiterkommen spe-
ziell von Mädchen erschweren. Zum Schluss
werde ich der Frage nachgehen, wie es dazu
kommt, dass im Bildungswesen Mädchen be-
nachteiligende Strukturen errichtet werden
konnten.

Berufsberatung

Die Berufsberatung der Bundesagentur für
Arbeit (BA) hat immensen Einfluss. Ge-
stützt auf ein Kooperationsabkommen mit
der Kultusministerkonferenz (KMK) er-
reicht sie durch Schulbesuche alle Jugendli-
chen. Ihre Informationsmaterialien sind den
meisten Jugendlichen bekannt und werden
häufig von schulischen Lehrkräften benutzt.
In meiner Studie 2 habe ich mich auf Unter-
suchungen zur Berufswahl von Mädchen ge-
stützt, gleichwohl einen gänzlich anderen
Ansatz gewählt: Im Zentrum stand die Be-
rufsberatung der BA als politische Instituti-
on, die, wie andere politische Institutionen
auch, Aufgaben der Orientierung und Sozia-
lisation „des Volkes“ wahrnimmt. Meine
Fragestellungen waren, a) ob und inwieweit
die Berufsberatung der Geschlechtersegmen-
tation entgegenwirkt und b) warum die ein-
zelnen Agenturen Mädchen in unterschiedli-
chem Ausmaß für eine geschlechtsuntypi-
sche Ausbildung gewinnen. Unter anderem
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1 Anja Kühne, Die Jungenfalle, in: Der Tagesspiegel
vom 3. 6. 2009, S. 21.
2 Vgl. Helga Ostendorf, Steuerung des Geschlechter-
verhältnisses durch eine politische Institution. Die
Mädchenpolitik der Berufsberatung, Opladen 2005.
Weitere Veröffentlichungen zu dieser Untersuchung
online: http://helgaostendorf.homepage.t-online.de/
veroeffentlichungen.html. Angeknüpft habe ich an
Theorien und Forschungsheuristiken des politik-
wissenschaftlichen Neuen Institutionalismus; vgl. etwa
Arbeiten von Gerhard Göhler, Helga Krüger, James J.
March, Renate Mayntz, Frank Nullmeier, Johan P.
Olsen, Fritz W. Scharpf, Paul A. Sabatier und Günther
Schmid.
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wurden Interviews mit den Abteilungslei-
tungen von zwölf Berufsberatungen durch-
geführt und die dortigen Beratungsfach-
kräfte mit einem Fragebogen interviewt.

Vergleicht man die Vermittlungsstatistik
der BA mit der Statistik der neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverträge, so wird schnell
deutlich, dass die BA die Verbreiterung des
Berufswahlspektrums für Mädchen hemmt:
Unter den Auszubildenden des dualen Sys-
tems befinden sich anteilig mehr Mädchen in
geschlechtsuntypischen Berufen, als die BA
hierfür vorgesehen hat. Im Laufe der 1990er
Jahre versuchte sie sogar, immer mehr Mäd-
chen in mädchentypische Ausbildungen zu
vermitteln. Die meisten Beratungsfachkräfte
teilen indes das Ziel der Erschließung zu-
kunftsträchtiger Berufe für Mädchen; das Er-
gebnis ihres Handelns ist aber entgegenge-
setzt dazu. Die Ursachen der Geschlechterse-
gregation fand ich in Organisationsregeln, in
Routinen und im handlungsleitenden Wissen
und Nicht-Wissen der Agierenden. Im Fol-
genden fasse ich die wesentlichen Ergebnisse
stichwortartig zusammen.

1. Politische Steuerung bedarf eines Reso-
nanzbodens. Mädchen befinden sich ausge-
rechnet in der Phase, in der sie sich für
einen Beruf entscheiden müssen, in der
Adoleszenz, in einer „Labilisierungsfalle
zwischen Geschlechtsidentität und Interes-
sen-/Kompetenzeinschätzungen“ 3. Die
Entscheidung für einen „Frauenberuf“ eig-
net sich dabei „von vornherein für die Kon-
struktion und Darstellung einer weiblichen
Identität“. 4 Die BA bedient diesen Reso-
nanzboden, indem sie in ihren Informati-
onsmaterialien bei Frauenberufen feminin
und bei Männerberufen maskulin konno-
tierte Aspekte betont. Zu anderen Merk-
malen, die den Mädchen gleichermaßen
wichtig sind, wie Arbeitsplatzsicherheit,
Einkommen, Karriere- und Wiederein-
stiegsmöglichkeiten, hält die Berufsbera-
tung dagegen keine Informationen bereit.

2. Einzelberatungen finden routinemäßig zu
Beginn des letzten Schuljahres statt. Prin-
zipiell sind zwar Mehrfachberatungen
möglich, und die Beratungsfachkraft
könnte auch ein Praktikum arrangieren.
Damit aber bestünde die Gefahr, dass das
Mädchen den Bewerbungstermin verpasst.
Eine Gelegenheit, das Nachdenken über
Alternativen anzustoßen und den Prozess
des Abwägens anschließend zu begleiten,
besteht faktisch nicht.

3. Die Wissensproduktion findet ausschließ-
lich hausintern statt. Die Beratungs-
fachkräfte werden an einer hauseigenen
Hochschule ausgebildet und Fortbildun-
gen von hausinternen Kräften durchge-
führt. Auch lesen sie nahezu aus-
schließlich wissenschaftliche Literatur,
die vom hausinternen Forschungsinsti-
tut (Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung/IAB) erarbeitet wurde.
Da das IAB in den vergangenen Jahr-
zehnten kaum Berufsforschung betrie-
ben hat und die Forschung zur Berufs-
wahl von Mädchen nur am Rande vor-
kam, 5 haben die Beratungsfachkräfte
diesbezüglich erhebliche Wissensdefizite.

4. Durchbrochen wurde das von der Nürn-
berger Zentrale generierte Wissen bis vor
wenigen Jahren durch Erfahrungswissen,
das die Beratenden bei Betriebsbesuchen
gewannen. Hier kommt die informelle
Seite von Organisationen ins Spiel: In
Agenturen, die überdurchschnittlich viele
Mädchen in gewerblich-technische Berufe
vermittelten, suchten die Beratenden häu-
figer als anderswo Ausbildungsbetriebe
auf und gaben ihre jeweiligen Erfahrungen
öfter an die Kolleginnen und Kollegen
weiter. 6

3 Helga Krüger, Vorberufliche Sozialisation, in: Ger-
traude Krell/Margit Osterloh (Hrsg.), Was kann die
Personalforschung von der Frauenforschung lernen?
München-Mehring 19932, S. 334.
4 Carol Hagemann-White, Berufsfindung und Le-
bensperspektive in der weiblichen Adoleszenz, in: Ka-
rin Flaake/Vera King (Hrsg.), Weibliche Adoleszenz.
Zur Sozialisation junger Frauen, Frankfurt/M.–New
York 1992, S. 73.

5 Der Wissenschaftsrat stellte dem IAB Ende 2007 ein
insgesamt hervorragendes Zeugnis aus. Defizite ent-
deckte er im Themenfeld „Jugend und Beruf“, in der
Berufs- und Geschlechterforschung sowie hinsichtlich
von Migration/Integration – Themen, die für Berufs-
berater/innen besonders wichtig sind. Vgl. Wissen-
schaftsrat, Stellungnahme zum Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB), Nürnberg, Drs.
8175–07, 2007, S. 56, S. 61; online: www.wissenschafts
rat.de/Veroffentlichungen/veroffentlich.htm
(19. 9. 2009).
6 Die Beratungsfachkräfte betreuten jeweils begrenzte
Gebiete. Da sich etwa die Wirtschaftsstruktur der In-
nenstadt von der des Stadtrandes unterscheidet, hatten
sie jeweils nur Einblicke in unterschiedliche Branchen
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5. Die Berufsberatung der BA ist eine verselb-
ständigte Organisation, sie unterliegt kei-
ner demokratisch legitimierten Kontrolle.
In den aus Arbeitgeberverbänden, Ge-
werkschaften und öffentlichen Körper-
schaften zusammengesetzten, die einzelnen
Agenturen kontrollierenden Verwaltungs-
ausschüssen 7 sind vornehmlich Arbeits-
marktexpertinnen und -experten vertreten.
Nicht zuletzt geht es den entsendenden
Organisationen darum, möglichst viele
Mittel der aktiven Arbeitsförderung in die
Region zu holen. Die Aufgabe der Berufs-
beratung ist aber vornehmlich eine pädago-
gische: Sie hat sicherzustellen, „dass Ein-
zelpersonen ihre Bildungs- und Laufbah-
nentscheidungen auf einer fundierten
Grundlage treffen können und dass sie bei
der Entwicklung der Fähigkeit, ihren Bil-
dungs- und Berufswerdegang effizient
selbst in die Hand zu nehmen, unterstützt
werden“. 8 Für eine Beurteilung dessen
sind die Mitglieder der Verwaltungsaus-
schüsse in der Regel kaum qualifiziert und
meist auch nicht sonderlich daran interes-
siert. Hinzu kommt, dass das zuständige
Bundesarbeitsministerium seit Jahrzehnten
keine externe Evaluation der Berufsbera-
tung hat durchführen lassen.

Mittlerweile hat die BA sich einer Organisati-
onsreform unterzogen – nicht unbedingt zum
Vorteil der Qualität beruflicher Beratung.
Während die Vorschläge der Hartz-Kommis-
sion noch auf eine Erhöhung der Effektivität
zielten, „ist die Organisationsreform faktisch
auf eine betriebswirtschaftliche Wirkungsre-
form hinausgelaufen“. 9 Die ehedem selbst-
ständige Abteilung „Berufsberatung“ wurde
aufgelöst und das Personal in drei unter-

schiedliche Abteilungen („Teams“) der Ar-
beitsvermittlung integriert, was den Aus-
tausch unter ihnen erschwert. Auch haben
Berufsberatende heute kaum mehr persönli-
che Kontakte zu Betrieben. Schon 2004 äu-
ßerte ein Mitarbeiter des Vorstands, Berufs-
beratung werde zum „Luxus“, den sich die
BA „nicht mehr leisten könne“. 10 Er brachte
damit auf den Punkt, dass Berufsberatung
dem „Betrieb BA“ Kosten verursacht, aber
keine Gewinne einbringt. Entsprechend ver-
neinte der Vorstandsvorsitzende Frank J.
Weise, dass die BA einen sozialpolitischen
Auftrag habe. 11 Im Konzept der Hartz-
Kommission dagegen sollte die Berufsbera-
tung als solche erhalten bleiben und dem „in-
ternen Dienst“ zugeordnet werden. 12

Meine Studie belegt, dass eine Untersu-
chung politischer Institutionen als Organisa-
tionen im Politikfeld Bildung lohnend ist.
Daneben darf auch das Umfeld – die Zivil-
gesellschaft – nicht unberücksichtigt bleiben.
Beide Arbeitsagenturen, die in meiner Un-
tersuchung besonders viele Mädchen in ge-
schlechtsuntypische Berufe vermittelten,
waren an Orten angesiedelt, wo einzelne
Betriebe in der lokalen policy community
die Führerschaft innehatten und gleichzeitig
explizit um Mädchen warben. Es geht also
nicht nur um das „Wer“, sondern auch um
die Interaktion von Person, Organisation
und Umfeld. Zu den allermeisten Bereichen
des Politikfeldes „Bildung“ fehlen derartige
Untersuchungen.

Duales System der Berufsausbildung

Schon einige grobe Zahlen verdeutlichen,
dass die geschlechtsspezifische Benachteili-
gung auch im dualen System der Berufsaus-
bildung keineswegs vergangenen Zeiten ange-
hört: Frauen verdienen fast ein Viertel weni-
ger als Männer, und sie sind seltener in
Aufstiegspositionen zu finden. Die Statisti-
ken der BA sprechen Bände. So müssen Frau-
en häufiger als Männer ergänzendes Arbeits-

und Berufe. Die von mir untersuchten Agenturen hat-
ten daher gesonderte Termine für den Informations-
austausch vorgesehen.
7 Zur Selbstverwaltung der BA vgl. Tanja Klenk, Die
korporatistische Arbeitsverwaltung, in: APuZ, (2009)
27, S. 34–39.
8 Europäischer Rat, Entschließung des Rates und der
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit-
gliedstaaten über den Ausbau der Politiken, Systeme
und Praktiken auf dem Gebiet der lebensbegleitenden
Beratung in Europa (Mai 2004), online: www.bildungs
server.de/db/fachlist.html?fach=5013&current= 2&sec
ond=1 (27. 9. 2009).
9 Volker Hielscher/Peter Ochs, Arbeitslose als Kun-
den? Beratungsgespräche in der Arbeitsvermittlung
zwischen Druck und Dialog, Berlin 2009, S. 19; Her-
vorhebung im Original.

10 Der Gegenwind erreicht Orkanstärke, in: dvb Re-
gionalinfo Nord, 3. 12. 2004, S. 2.
11 Dokumentiert in der Fernsehreportage von Thomas
Leif, Baustelle Arbeitsagentur – Die Mammutbehörde
von innen, SWR, Erstsendung 8. 11. 2006.
12 Kommission Moderne Dienstleitungen am Ar-
beitsmarkt, Vorschläge der Kommission zum Abbau
der Arbeitslosigkeit und zur Umstrukturierung der
Bundesanstalt für Arbeit, Berlin 2002, S. 193 f.

19APuZ 45/2009



losengeld II beantragen, weil ihr Erwerbsein-
kommen nicht zum Leben reicht, und in Be-
rufsbereichen, in denen besonders viele Frau-
en eine Ausbildung vorweisen können, sind
die Arbeitslosenquoten exorbitant.

An der geschlechtsspezifischen Segmentie-
rung hat sich in den vergangenen drei Jahr-
zehnten kaum etwas verändert. Im dualen Be-
rufsbildungssystem, das fast zwei Drittel aller
Jugendlichen durchläuft, lernen Mädchen
nach wie vor hauptsächlich „adjunct-control-
Berufe“, 13 also solche, in denen sie ihren
männlichen Chefs dabei helfen, die Kunden
bzw. Klientinnen zu kontrollieren oder zu
sozialisieren (vgl. Tabelle 1). Noch vor weni-
gen Jahren führten viele dieser Berufe die Be-
zeichnung „-helferin“; in kaufmännischen
Berufen wurde generell eine „Kaufmannsge-
hilfenprüfung“ abgelegt. Die Ausrichtung der
Tätigkeit auf eine assistierende Funktion be-
deutet gleichzeitig, dass ein beruflicher Auf-
stieg nicht vorgesehen ist. In vielen Männer-
berufen dagegen existieren Tätigkeiten auf
der mittleren Führungsebene und darauf ab-
gestimmte Fortbildungen.

Die Norm der 1950er Jahre, wonach Frau-
en mit der Eheschließung oder spätestens der
Geburt des ersten Kindes aus dem Erwerbsle-
ben ausscheiden, hat sich im Berufsbildungs-
system verfestigt. Heute wird diese Norm
nur noch selten explizit vertreten, faktisch
aber finden Frauen oftmals spätestens nach
einer Erwerbsunterbrechung keinen Arbeits-
platz in ihrem Beruf. Maßgeblich ist die
Nicht-Verwertbarkeit der Qualifikationen.
So stellte die Bremer Lebensverlaufsstudie
fest, dass „nicht die Zahl der Kinder oder der
Unterbrechungen, der regionale Kontext
oder (. . .) die Lohnhöhen der Partner (ent-
scheidend sind), sondern die Erwerbsverläufe
von Frauen differieren in Korrespondenz
zum jeweiligen erlernten Erstberuf“. 14 Neu-
ere Untersuchungen stützen diesen Befund:
Sollen Frauen den sich abzeichnenden Fach-
kräftemangel künftig ausgleichen, sind Um-
schulungen in großer Zahl nötig. 15

Übersicht 1 zeigt den Anteil von Mädchen
an den Auszubildenden in metall- und elek-
trotechnischen Berufen mit einer Ausbil-
dungsdauer von mindestens drei Jahren, in
denen Mädchen 1977 weniger als fünf Pro-
zent innehatten. Diese Marge ist bis heute
nur in wenigen Berufen und meist auch nur
geringfügig überschritten. Anstiege sind fast
ausschließlich bei industriellen Berufen aus-
zumachen. 16

Im Kurvenverlauf spiegeln sich politische
Aktivitäten und deren Fehlen: Ende der
1970er Jahre initiierte der Bund Modellversu-

Tabelle 1: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge
in den am häufigsten mit Mädchen besetzten Beru-
fen 2007 (in Prozent)

Anteil an den
weiblichen

Auszubildenden

Mädchenanteil
im Beruf

Kauffrau im
Einzelhandel

7,8 56,0

Bürokauffrau 6,9 71,9
Verkäuferin 6,2 63,8
Friseurin 6,0 89,4
Medizinische
Fachangestellte

5,6 99,1

Industriekauffrau 4,9 61,8
Fachverkäuferin im
Lebensmittelhandwerk

4,7 92,5

Kauffrau für
Bürokommunikation

4,5 77,5

Zahnmedizinische
Fachangestellte

4,4 99,5

Hotelfachfrau 3,9 77,7
zusammen 1–10 54,9
Mädchenanteil an allen
Auszubildenden

41,3

Quelle: eigene Berechnungen, nach: Statistisches Bundesamt,
Fachserie 11, Reihe 3, Wiesbaden 2008.

13 Peta Tancred-Sheriff, Gender, Sexuality and the
Labor Process, in: Jeff Hearn/Deborah L. Sheppard
u. a. (eds.), The Sexuality of Organisations, London–
Newbury Park–New Delhi 1989, S. 45–55.
14 Helga Krüger, Geschlechtersensible Chancenfor-
schung, in: WSI Mitteilungen, 51 (1998) 2, S. 146.
15 Vgl. Stefan Stuht/Marina Henzig/Jutta All-
mendinger, Die Bedeutung des Berufs für die Dauer

von Erwerbsunterbrechungen, Berlin 2009 (WZB Dis-
cussion Paper P 2009–001); Helga Ostendorf, Per-
spektive Wiedereinstieg. Restriktionen und Lö-
sungsmöglichkeiten, Berlin (i. E.).
16 In den Berufsbildungsberichten der Bundesregie-
rung tauchen regelmäßig deutlich höhere Zahlen von
um die 10 % für die alten und 20 % für die ost-
deutschen Länder auf. In den dortigen Berechnungen
sind alle Berufe einbezogen, die 1977 einen Mädchen-
anteil von maximal 20 % aufwiesen, u. a. Schrift-
setzerin/Mediengestalterin, Kellnerin/Restaurantfach-
frau, Köchin, Konditorin – Berufe, in denen der
Mädchenanteil schon lange deutlich höher liegt. Zu-
dem werden alle Berufe, die 1977 noch nicht exis-
tierten, hinzugezählt, und zwar unabhängig davon, mit
welchem Mädchenanteil sie starteten.
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che. Diese fanden breite öffentliche Reso-
nanz, und in der Folge stieg die Zahl der
Mädchen in geschlechtsuntypischen Berufen.
Die Modellversuche liefen 1985 aus, und der
Bund und einige Länder starteten Implemen-
tationsprojekte. Der Mädchenanteil an den
Auszubildenden stieg weiterhin, wenngleich
immer noch um nur 0,2 Prozentpunkte jähr-
lich. In den 1990er Jahren stagnierte die Ent-
wicklung. Die Ursache ist, dass es kaum noch
Initiativen gab. Erst seit dem Jahr 2003 wer-
den die (geringen) Steigerungsraten der
1980er Jahre wieder erreicht.

Kleinere Betriebe waren auch in den
1980er Jahren kaum bereit, Mädchen auszu-
bilden; größere dagegen beklagten schon da-
mals den Mangel an Bewerberinnen. 17 Es
käme somit darauf an, mehr Mädchen für
diese Berufe zu gewinnen. Entsprechende Po-
licies sind mit Ausnahme des alljährlichen
Girls’ Day auch gegenwärtig kaum auszuma-

chen. Der Girls’ Day jedoch ist ein klassi-
sches Beispiel für symbolische Politik: Die
Einbettung in schulische Curricula und die
zielgerichtete Mitarbeit der Berufsberatung
der BA sind nicht gewährleistet, und – last
but not least – zur Teilnahme fordern regel-
mäßig die jeweiligen weiblichen Regierungs-
mitglieder auf, manchmal sogar die Bundes-
kanzlerin, nie aber der für das Politikfeld
„Berufsberatung“ verantwortliche Bundesar-
beitsminister.

Zusammenfassend lassen sich folgende
Barrieren ausmachen: 1. die Überausbildung
in typischen Mädchenberufen; 2. die sich
aus dem Berufs- und Tätigkeitszuschnitt er-
gebenden, fehlenden Aufstiegsmöglichkei-
ten; 3. mangelnde politische Aktivitäten.
Folgenreich sind ebenfalls im schulischen
Berufsbildungssystem eingelassene Weichen-
stellungen, wobei für Mädchen geschaffene
Bildungswege oftmals als Sackgassen kon-
struiert sind.

Berufliches Schulwesen

Das berufliche Schulwesen ist äußerst vielfäl-
tig und je nach Bundesland verschieden.
Neben der obligatorischen Berufsschule für
diejenigen, die eine duale Berufsausbildung
durchlaufen, finden sich Angebote für unter-
schiedliche Zielgruppen. Im Folgenden
werde ich mich auf die Berufsfachschule, die
Fachoberschule und die Berufsoberschule
konzentrieren.

Berufsfachschulen (BFS) sollten Mädchen
auf ihren „natürlichen Beruf“ als Hausfrau
und Mutter vorbereiten, meinte im Jahr
1902 Georg Kerschensteiner, ein Begründer
der Berufspädagogik. 18 Viele Bildungsgänge
zielen noch heute eher auf eine Zukunft als
Hausfrau denn als Berufstätige. Bezeichnen-
derweise fallen berufliche Schulen – im Ge-
gensatz zur dualen Berufsausbildung – in
die Kultuskompetenz der Länder. In der
Bildungsforschung werden die BFS weitge-
hend „übersehen“, obwohl sie ein quantita-
tiv bedeutsames Segment darstellen. Im
Schuljahr 2007/08 betrug die Zahl der Schü-
lerinnen und Schüler, außerhalb des Ge-

Übersicht 1: Mädchen in metall- und elektrotechni-
schen Ausbildungen (in Prozent)
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Bis 1992: Mädchenanteile am Bestand in Westdeutschland ein-
schließlich Berlin-West; ab 1993: Mädchenanteile an den Neuab-
schlüssen in Gesamtdeutschland. Die im Jahr 2007 neu den Elek-
troberufen zugeordneten Musikinstrumentenmacher/innen wur-
den hier nicht berücksichtigt.
Quelle: eigene Berechnungen, nach: Statistisches Bundesamt,
Fachserie 11, Rh. 3, fortlaufende Nummern, Wiesbaden 2008.

17 Vgl. Adelheid Bonnemann-Böhner/Ingeborg Welpe
(Hrsg.), Berufe haben (k)ein Geschlecht: Chancen und
Hindernisse in der gewerblich-technischen Berufsaus-
bildung junger Frauen, München-Mehring 1994;
Angelika Heine/Claudia Scherbaum, Praxisfor-
schungsprojekt „Frauenoffensive – Junge Frauen in ge-
werblich-technische Berufe“, Kassel (Magistrat der
Stadt) 1991.

18 Vgl. Christine Mayer, „. . . und daß die staats-
bürgerliche Erziehung des Mädchens mit der Erzie-
hung zum Weibe zusammenfällt“, in: Zeitschrift für
Pädagogik, 28 (2002) 5, S. 773.
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sundheitswesens und der Erzieher/innen-
fachschulen, 530 272; davon waren 59 Pro-
zent weiblich.

Die BFS haben verschiedene Funktionen.
Sie fangen demographisch und konjunkturell
bedingte Übernachfragen auf, und sie sollen
die Durchlässigkeit des Schulsystems verbes-
sern. In den Zeiten der Bildungsexpansion in
den 1960er Jahren kam ihnen die Rolle zu,
Volksschulabsolventinnen und -absolventen
die Chance auf einen mittleren Bildungsab-
schluss zu eröffnen. Heute jedoch bringt mehr
als die Hälfte der Mädchen und Jungen einen
solchen bereits mit. Ein Fachabitur aber erhal-
ten nur 14 Prozent der Mädchen und 22 Pro-
zent der Jungen. Offensichtlich besteht die
Möglichkeit dazu eher in von Jungen als von
Mädchen besuchten Schulzweigen.

Mit der anhaltenden Ausbildungskrise ge-
wannen Berufsfachschulen zunehmende Be-
deutung. Zwei Fünftel der Schülerinnen und
drei Fünftel der Schüler wollen die Chancen
auf eine duale Berufsausbildung verbessern
oder überbrücken Wartezeiten, die anderen
streben einen Abschluss in einem schuli-
schen Assistenten/innenberuf an. Diese Aus-
bildungen nach Landesregelungen sind deut-
lich kürzer als die dualen. Die Berufe tragen
zwar oft phantasievolle Namen wie „Indus-
trietechnologe/in“ oder „Europawirtschafts-
assistent/in“, dies besagt aber nicht, dass die
Qualifikationen auch gefragt sind. Einer
Untersuchung von Gisela Feller 19 zufolge
sind ein Jahr nach dem Ausbildungsab-
schluss lediglich 55 Prozent der Frauen und
35 Prozent der Männer erwerbstätig. Von
den Männern ist ein erheblicher Teil im
Wehr- oder Zivildienst (18 %), noch mehr
jedoch (20 %) haben ein Studium aufge-
nommen. Von den Frauen studieren deutlich
weniger (6 %); die größte Gruppe (16 %)
geht weiterhin zur Schule. Um welche Art
von Schule es sich dabei handelt, bleibt un-
klar. Bemerkenswert ist an Fellers Befund
vor allem, dass 13 Prozent der Frauen und
15 Prozent der Männer eine duale Berufs-
ausbildung aufnehmen: Die Nichtverwert-
barkeit des erlernten Schulberufs führte of-
fenbar dazu, dass sie sich um eine neuerliche
Ausbildung bemühten.

BFS-Abschlüsse eröffnen für etliche die
Chance, in einer Ausbildung mit hohen An-
spruchsvoraussetzungen unterzukommen: 61
Prozent der Ausbildungsanfängerinnen und
-anfänger des dualen Systems mit vorange-
gangenem BFS-Abschluss befinden sich in
Berufsgruppen, die eine überdurchschnittli-
che Abiturientenquote aufweisen. 20 Es han-
delt sich vor allem um die Gruppe „Bürobe-
rufe/Kaufmännische Angestellte“, in der al-
lein 35 Prozent aller Auszubildenden mit
BFS-Abschluss zu finden sind. Es zeigen sich
allerdings deutliche Verwerfungen: Die Cur-
ricula der BFS orientieren sich augenschein-
lich an der geschlechtsspezifischen Arbeitstei-
lung im Privaten. Steuererklärungen fertigen,
Bankgeschäfte, Briefe an Behörden schreiben,
Technik und Naturwissenschaft sind meist
Männersache. 21 Dies spiegelt sich in der Liste
der Berufe, in denen es viele Auszubildende
mit Abitur, aber kaum mit BFS-Abschluss
gibt: Steuerfachangestellte, Bankkaufleute,
Büroberufe des Öffentlichen Dienstes, Hel-
fer/innenberufe in der Rechtsberatung, Me-
diengestalter/in Bild und Ton, Biologie- und
Chemielaborant/in, Augenoptiker/in und
Zahntechniker/in. Dies sind fast ausnahmslos
Berufe mit hohem Mädchenanteil. Doch auch
wenn der Aufstieg in einen Abiturienten/
innen-Beruf geschafft ist, ist dies eine Karrie-
re mit dead end: Im Gegensatz zu den Kolle-
ginnen und Kollegen mit Gymnasialabschluss
können die Absolventinnen und Absolventen
der BFS nach der Ausbildung zumeist kein
Hochschulstudium aufnehmen.

Der Besuch einer Fachoberschule wäre je-
doch auch nicht unbedingt eine Alternative.
Im Schuljahr 2007/08 besuchten 129 802
Schülerinnen und Schüler Fachoberschulen
(FOS), davon waren 52,8 Prozent weiblich.
Die meisten Plätze bot „Wirtschaft und Ver-
waltung“ (45 743 Plätze), gefolgt von Sozial-
wesen und Sozialpädagogik (35 906) und

19 Vgl. Gisela Feller, Berufsfachschulen – Joker auf
dem Weg zum Beruf?, in: Berufsbildung in Wissen-
schaft und Praxis, 29 (2000) 2, S. 17–23.

20 Die Zahl bezieht sich auf die Ausbildungsbeginner/
innen 2006. Ab dem Jahr 2007 wird der BFS-Abschluss
in der Berufsbildungsstatistik nicht mehr gesondert
ausgewiesen. Durchschnittlich hatten im Jahr 2006
15,9 % der Auszubildenden die Hochschulreife, 35,5 %
einen mittleren und 29,6 % höchstens einen Haupt-
schulabschluss; 10,3 % hatten einen Berufsfachschul-
abschluss.
21 Vgl. Carsten Wippermann u. a., Wege zur Gleich-
stellung heute und morgen. Sozialwissenschaftliche
Untersuchung vor dem Hintergrund der Sinus-Mil-
lieus 2007, Berlin (BMFSFJ) 2008, S. 48.
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Technik (28 601). Wie in anderen Bereichen
auch, haben Mädchen hohe Anteile im So-
zialwesen (80 %), einen ausgeglichenen bei
Wirtschaft und Verwaltung (51 %) und einen
geringen bei Technik (11 %). Diese Konzen-
tration hat zur Folge, dass Mädchen seltener
als Jungen einen Platz an einer Fachhoch-
schule finden. Übersicht 2 zeigt die erhebliche
Lücke zwischen dem Mädchenanteil an den
FOS und den Fachhochschulen (FH).

In Übersicht 3 wird der Anteil der Plätze in
Fachbereichen der FOS an der Gesamtzahl
der Plätze im Vergleich zu den Fachhoch-
schulen dargestellt. 22 Auffällig ist die Diskre-
panz bei den Sozialwissenschaften. Während
an den FOS 28 Prozent aller Plätze auf den
Fachbereich „Sozialwesen und Sozialpädago-
gik“ entfallen, sind es in den Fachhochschu-
len nur 11 Prozent. Selbst wenn berücksich-
tigt wird, dass einige Psychologie, Erzie-
hungswissenschaften oder Sozialpädagogik,
d. h. Kulturwissenschaften studieren, sinkt
die Relation (wie in Übersicht 3 dargestellt)
lediglich auf 26:11. 23 Da vier Fünftel der
Schülerschaft weiblich sind, geht der Mangel
an Studienplätzen bzw. das Überangebot an
Schulplätzen vor allem zu Lasten von Frauen.

Bei den Berufsoberschulen (BOS) sind
ähnliche strukturelle Ausgrenzungen zu ent-
decken. BOS könnten vor allem für junge
Frauen interessant sein, deren Berufe kein
Weiterkommen vorsehen; dennoch ist der
Frauenanteil unterproportional. Die BOS
sind eine vergleichsweise neue Schulform.
Bislang gibt es sie in Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Bremen, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein
(Schuljahr 2007/08). Der Besuch setzt eine
einschlägige Berufsausbildung voraus, die als

elftes Schuljahr angerechnet wird. Nach
einem Jahr kann die Prüfung zum Fachabitur
abgelegt werden, nach einem weiteren Jahr
folgt der Abschluss der fachgebundenen oder
– bei hinreichenden Kenntnissen einer zwei-
ten Fremdsprache – allgemeinen Hochschul-
reife.

Im Schuljahr 2007/2008 besuchten 19 252
Schülerinnen und Schüler eine BOS, davon
befanden sich 2964 in Vorklassen, d. h. sie
hatten zwar eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung, aber noch keinen oder keinen hinrei-
chenden mittleren Bildungsabschluss. Der
Frauenanteil betrug 42 Prozent. Die Unterre-
präsentanz von Frauen erklärt sich durch die
Dominanz der Fachrichtung „Technik“. Dar-
auf entfallen allein ein Drittel der Plätze, aber
nur jeder zehnte wird von einer Frau einge-
nommen. Frauen finden sich mit einem An-

Übersicht 2: Frauenanteil in Fachoberschulen und
Fachhochschulen (in Prozent)
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Quellen: eigene Berechnungen, nach: Statistisches Bundesamt,
Fachserie 11, Reihe 2 und Reihe 4.2, Wiesbaden, fortlaufende
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Übersicht 3: Fachober- und Fachhochschule: An-
zahl der Plätze nach Fachrichtungen (in Prozent)
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Quellen: eigene Berechnungen, nach: Statistisches Bundesamt,
Fachserie 11, Reihe (Schuljahr 2007/08) und Reihe 4.2 (2007),
Wiesbaden.

22 Hier musste methodisch zu einer Hilfskonstruktion
gegriffen werden, weil die veröffentlichten Statistiken
sehr lückenhaft sind. Verglichen werden die Plätze in
den Fachoberschulen im Schuljahr 2007/08 mit den
erfolgreichen Prüfungsabsolventen/innen im Studien-
jahr 2007. Die Verteilungen dürften sich über die Jahre
nicht wesentlich verändert haben.
23 Der Fachbereich „Sozialwesen und Sozial-
pädagogik“ lässt sich nicht eindeutig zuordnen. So-
zialpädagogisches findet seine Entsprechung in den
„Sprach- und Kulturwissenschaften“, während das
Pendant von „Sozialwesen“ die „Sozialwissen-
schaften“ sind. Ich habe die Verteilung bei den Stu-
dienabsolventen/innen zum Maßstab genommen und
5 % dieser Schüler/innen den „Kulturwissenschaften“
zugeordnet.

23APuZ 45/2009



teil von 52 Prozent in der Fachrichtung
„Wirtschaft/Kaufmännisch“ (40 % der Plät-
ze) und dominieren in den Fachrichtungen
Ernährung, Hauswirtschaft, Sozialwesen und
Sozialpflege, wo es relativ wenige Plätze gibt
(vgl. Übersicht 4). Im Vergleich zu den Aus-
bildungsberufen, die häufig von Mädchen er-
lernt werden, fällt auf, dass ein medizinischer
Schwerpunkt ausschließlich in Berlin existiert
(167 Plätze; 84 % Frauenanteil) und es bun-
desweit keine einzige BOS der Fachrichtung
„Recht“ gibt.

Bei der Entwicklung der Berufsoberschulen
wurden die Mädchen anscheinend kaum mit-
gedacht. So ist in der Rahmenvereinbarung
der KMK festgelegt, dass es die Ausbildungs-
richtungen „Technik, Wirtschaft, Agrarwirt-
schaft, Ernährung und Hauswirtschaft, So-
zialwesen sowie Gestaltung“ geben soll, 24

wobei Ausdifferenzierungen zugelassen sind.
Durch diese Schwerpunktsetzung ist es für
viele junge Frauen mühevoll, aus der Helferin-
nenposition herauszukommen. Rechtsan-
waltsgehilfinnen, die Jura studieren möchten,
werden in den Schwerpunkt Wirtschaft ver-
wiesen; Arzthelferinnen, die Ärztin werden
wollen, können zwischen Sozialwesen und
Wirtschaft wählen. Friseurinnen steht zusätz-
lich die BOS Agrarwirtschaft offen. Dort tref-
fen sie dann nicht nur auf Revierjägerinnen
und Forstwirtinnen, sondern auch auf Hotel-
und Restaurantfachkräfte. 25

Mittlerweile scheint zumindest partiell
Nachdenken eingekehrt zu sein. Den Berliner
Absolventinnen und Absolventen des
Schwerpunkts „Gesundheit“ wird auch mit
„nur“ fachgebundener Hochschulreife zuge-
standen, Medizin und verwandte Fächer zu
studieren. Seltsamerweise wird dies auch den
mehrheitlich männlichen Absolventen/innen
der BOS „Technik“ gewährt, nicht aber den
Absolventinnen und Absolventen anderer
Schwerpunkte. Bayerische Absolventinnen
der BOS Agrarwirtschaft, Sozialwesen und
Technik wiederum dürfen spezifische Aus-
richtungen der Medizin, z. B. Biomedizin, stu-
dieren, allgemeine Medizin aber nicht. Auch
wenn die Entwicklungen gegenwärtig im

Fluss zu sein scheinen, bleibt festzuhalten,
dass die fachlichen Ausrichtungen der BOS
die Partizipation von Frauen erschweren.
Darüber hinaus wird einem fachgebundenen
Abitur in männlich-dominierten Bereichen
mehr Wert beigemessen als in weiblich-domi-
nierten. Es wäre spannend zu erfahren, wie
derartige Entscheidungen zu Stande kommen.

Fazit

Gemeinsam ist den weiterführenden berufli-
chen Schulen, dass sie Mädchen nicht nur auf
frauentypische Berufsfelder festlegen, son-
dern eine „gläserne Decke“ einziehen. In
Mädchen-Fachrichtungen an den BFS ist der
Abschluss des Fachabiturs seltener möglich
als in den von Jungen besuchten, und sofern
Mädchen das Fachabitur erreicht haben, müs-
sen sie entdecken, dass es in ihren Fächern
einen Mangel an Studienplätzen gibt. In den
BOS schließlich fehlen Fachrichtungen, die
an typische Mädchenberufe anknüpfen.

Die Bildungsforschung weiß „wenig bis
nichts über den Akteur Schulverwaltung und
die Art seines Handelns“, schreiben Thomas
Büsemeister und Martina Newiadomsky. 26

Übersicht 4: Frauen in Berufsoberschulen im Schul-
jahr 2007/08 (in Prozent)
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Quelle: eigene Berechnungen, nach: Statistisches Bundesamt,
Fachserie 11, Reihe 2, Wiesbaden 2008.

24 Vgl. KMK, Rahmenvereinbarung über die Berufs-
fachschule. Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 25. 11. 1976 i. d. F. vom 1. 2. 2007, § 3.
25 Bestimmungen für Ostbayern: www.mb-ost.de/
Berufe/berufe.htm.

26 Thomas Büsemeister/Martina Newiadomsky,
Schulverwaltung – ein unbekannter Akteur?, in: Ro-
man Langer (Hrsg.), „Warum tun die das?“ Gover-
nanceanalysen zum Steuerungshandeln in der Schul-
entwicklung, Wiesbaden 2008, S. 73.
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Diese Feststellung gilt auch für andere Berei-
che. Die Beharrungstendenzen im Berufs-
fachschulsystem lassen sich möglicherweise
mit der These einer „Pfadabhängigkeit“ er-
klären; denkbar ist aber auch, dass Interessen
von Schulleitungen und Lehrkräften eine er-
hebliche Rolle spielen. Schulleiterinnen und -
leiter sind am Bestand und an der Größe
ihrer Schule interessiert, Lehrkräfte daran,
dass sie weder an einen anderen Ort versetzt
noch sich eine neue Fachkunde erarbeiten
müssen. Führt der berufsstrukturelle Wandel
zum Schrumpfen der Zahl von Teilzeitberufs-
schülerinnen und -schülern, kann dies leicht
dazu verleiten, berufsfachschulische Assisten-
tenausbildungen in der Fachrichtung einzu-
richten. Besonders interessant ist die (neue)
BOS: Hier scheint eine durchschlagskräftige
Lobby der Agrarwirtschaft gewirkt zu haben.
Auch behindert der Föderalismus die Ein-
richtung spezialisierter Fachrichtungen etwa
in „Recht“ oder „Medizin“, denn kein Land
dürfte willens sein, Schulplätze für die „Kin-
der“ anderer Bundesländer bereitzustellen.
Das Missverhältnis zwischen den Schwer-
punkten von FOS und FH deutet auf fehlen-
de Abstimmung zwischen den Bildungs- und
Wissenschaftsverwaltungen hin.

Bezogen auf die Geschlechterthematik
bleibt festzuhalten, dass wir in einer gespalte-
nen Gesellschaft leben: Die Hälfte der Bevöl-
kerung ist der Meinung, die primäre Aufgabe
von Frauen (nicht von Männern) sei die
Haus- und Familienarbeit; die andere Hälfte
meint eher, Frauen sollten gleich den Män-
nern erwerbstätig sein. 27 Welche Meinungen
bei den Konstrukteurinnen und Konstrukteu-
ren des Bildungssystems vorherrschen – dar-
über wissen wir nichts. Auch wäre es wichtig,
mehr über die Prozesse der Konstruktion von
Bildungsgängen zu wissen, wobei die Struk-
turen der Organisationen und deren Ver-
knüpfung untereinander und mit zivilgesell-
schaftlichen Gruppen eine Rolle spielen dürf-
ten. Denn derartige Prozesse und Strukturen
können Geschlechtergerechtigkeit erheblich
befördern, aber auch verhindern.

Marius R. Busemeyer

Europäisierung
der deutschen
Berufsbildungs-
politik

Die deutsche Bildungslandschaft ist in
Bewegung geraten, und die europäische

Politik spielt dabei eine wesentliche Rolle.
Der Bologna-Prozess
hat die deutsche Hoch-
schulpolitik grundle-
gend transformiert und
internationalisiert. Die
Einführung von Bache-
lor- und Master-Stu-
diengängen ist dabei
nur die sichtbarste der
angestoßenen Refor-
men. 1 Im Bereich der beruflichen Bildung
stehen nun ähnliche Veränderungen an:
Durch die Lissabon-Strategie und insbeson-
dere die Beschlüsse des Rates der EU-Bil-
dungsminister in Kopenhagen (2002) erfuhr
die EU-Berufsbildungspolitik eine enorme
Aufwertung, allerdings um den Preis der zu-
nehmenden Unterordnung unter den Aspekt
der Beschäftigungssicherung (employability).

Der Diskurs zur Europäisierung der Berufs-
bildungspolitik trifft in Deutschland auf eine
intensiv geführte, allgemeine Reformdebatte,
wie die beeindruckende Zahl von Gutachten
und Studien der vergangenen Jahre 2 ein-

Marius R. Busemeyer
Dr. rer. pol., geb. 1978;
wissenschaftlicher Mitarbeiter
am Max-Planck-Institut für
Gesellschaftsforschung,
Paulstraße 3, 50676 Köln.
busemeyer@mpifg.de

27 C. Wippermann u. a. (Anm. 21), S. 45, sprechen in
diesem Zusammenhang von einem „kulturellen Spa-
gat“.

Dieser Beitrag ist eine gekürzte und überarbeitete Fas-
sung eines Gutachtens, das im Auftrag der Friedrich-
Ebert-Stiftung verfasst wurde: Marius R. Busemeyer,
Die Europäisierung der deutschen Berufsbildungs-
politik: Sachzwang oder Interessenpolitik?, Bonn 2009;
online: http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/06512.pdf
(29. 9. 2009).
1 Vgl. Johanna Witte, Die deutsche Umsetzung des
Bologna-Prozesses, in: APuZ, (2006) 48, S. 21–27.
2 Vgl. z. B. Martin Baethge/Heike Solga/Markus
Wieck, Berufsbildung im Umbruch: Signale eines
überfälligen Aufbruchs, Berlin 2007; Dieter Euler/
Eckart Severing, Flexible Ausbildungswege in der Be-
rufsbildung, Nürnberg-St. Gallen-Bonn 2006; Ingrid
Drexel, Das Duale System und Europa: Ein Gutachten
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drucksvoll zeigt. Angesichts der Erosionser-
scheinungen des dualen Systems scheinen
grundlegende Reformen in der Berufsbildung
notwendig. Kritisiert werden die strukturelle
Lehrstellenlücke, die sinkende Ausbildungs-
reife der Jugendlichen, die Trägheit und Infle-
xibilität des Prozesses der Neuordnung von
Ausbildungsberufen oder die fehlende Durch-
lässigkeit zwischen beruflicher, allgemeiner
und Hochschulbildung.

Der zunehmende Problem- und Reform-
druck trifft jedoch auf ein politisches System,
das kaum rasche und tief greifende Gesetzes-
änderungen erlaubt. Weil in der beruflichen
Bildung die Länder für den berufsschulischen
Teil und der Bund für den betrieblichen Teil
der Ausbildung zuständig sind, sind eine
Vielzahl von Akteuren mit heterogenen Inte-
ressen beteiligt: die Bundesländer, Arbeitge-
ber- und Branchenverbände, Gewerkschaften
sowie verschiedene Bundesministerien. Re-
formprozesse vollziehen sich daher – wenn
überhaupt – sehr langsam. Aus diesem Grund
versuchen – so die zentrale These dieses Auf-
satzes – reformorientierte Interessen, vor
allem die Bundesregierung und Teile der Ar-
beitgeberschaft, die Europäisierungsdebatte
strategisch zur Umsetzung ihrer Ziele auf na-
tionaler Ebene zu nutzen, obwohl diese Ziele
nur in einem mittelbaren Zusammenhang mit
Europa stehen. 3 Gewerkschaften, aber auch
das Handwerk und die Kammern geraten zu-
nehmend in die Defensive, denn sie setzen sich
für einen moderateren, vorsichtigeren Kurs der
Modernisierung des Ausbildungssystems ein.

Im Folgenden möchte ich zunächst einen
kurzen Rückblick auf die Entwicklung der
EU-Bildungspolitik geben. Im Anschluss
zeichne ich die in Deutschland geführte De-
batte zur Europäisierung der Berufsbildung
nach, um im letzten Abschnitt in einer kriti-

schen Analyse auf die Ausgangsthese zurück-
zukommen.

Entwicklung der
europäischen Bildungspolitik

In der Anfangsphase des europäischen Inte-
grationsprojekts kam Fragen der beruflichen
Bildung lediglich marginale Bedeutung zu.
Zur Sicherstellung der Freizügigkeit der Ar-
beitskräfte sollte zunächst die Vergleichbar-
keit von Berufsabschlüssen erreicht werden.
Erst in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre
erhielt die europäische Bildungspolitik Auf-
trieb. In diese Zeit fiel nicht nur die Grün-
dung des bekannten ERASMUS-Programms.
Die EU-Kommission betrieb, auch mit Hilfe
der expansiven Auslegung des Europäischen
Rechts durch den Europäischen Gerichtshof
(EuGH), die Expansion ihrer bildungspoliti-
schen Kompetenzen durch eine Reihe von
Gemeinschaftsprogrammen, in denen Bil-
dung nicht mehr ausschließlich durch das
Ziel der Sicherung der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit legitimiert wurde, sondern u. a. auch
im Rahmen der Strukturförderungspro-
gramme.

Dieser Aktionismus ging den Mitgliedstaa-
ten zu weit, 4 so dass sie in den neuen Arti-
keln 126 und 127 des Maastricht-Vertrags die
Souveränität der Mitgliedstaaten in der Bil-
dungspolitik bekräftigten. Außerdem wurde
ein explizites Verbot der Harmonisierung na-
tionaler Bildungssysteme durch die EU in das
Vertragswerk aufgenommen, das heute
immer noch gilt. Die Aufnahme der Bil-
dungspolitik in den Maastricht-Vertrag be-
deutete allerdings auch, dass zum ersten Mal
der EU formale Kompetenzen in diesem Be-
reich zuerkannt wurden.

Die Europäisierung der Bildungspolitik
setzte sich im Bereich der Hochschulpolitik
fort. Die Bologna-Erklärung zur Schaffung
eines europäischen Hochschulraums wurde
am 16. Juni 1999 von 29 Staaten (neben Mit-
gliedstaaten der EU auch von Beitrittskandida-
ten und Ländern des Europäischen Wirt-
schaftsraums/EWR) unterzeichnet. Sie emp-
fahl die Einführung von zweizykligen

im Auftrag von ver.di und IG Metall, Berlin 2005;
Wissenschaftlicher Beraterkreis, Bildung ist keine
Ware: Wie wir morgen arbeiten, leben und lernen wol-
len: Eine Streitschrift zur beruflichen Bildung, Berlin-
Frankfurt/M. 2006.
3 Vgl. auch Kerstin Martens/Klaus Dieter Wolf, Para-
doxien der Neuen Staatsräson: Die Internationalisie-
rung der Bildungspolitik in der EU und der OECD, in:
Zeitschrift für Internationale Beziehungen, 13 (2006),
S. 145–176; Christine Trampusch, Jenseits von Anpas-
sungsdruck und Lernen: die Europäisierung der deut-
schen Berufsbildung, in: Zeitschrift für Staats- und
Europawissenschaften, 6 (2008) 4, S. 577–605.

4 Vgl. Jo Shaw, From the Margins to the Centre: Edu-
cation and Training Law and Policy, in: Paul Craig/
Gráinne De Búrca (eds.), The evolution of EU law,
Oxford–New York 1999, S. 555–595, insbes. S. 572.

26 APuZ 45/2009



Studiengängen (z. B. Bachelor und Master)
sowie die Schaffung eines Kreditpunktesys-
tems, mit dessen Hilfe im Ausland absolvierte
Bildungsleistungen besser übertragbar ge-
macht werden sollten. Die Bologna-Erklärung
war ursprünglich keine Initiative der EU, son-
dern wurde von den Regierungen Deutsch-
lands, Frankreichs, Großbritanniens und Ita-
liens angestoßen. Erst im Laufe der Zeit ist die
EU-Kommission als Vertragspartei anerkannt
worden und hat daraufhin eine koordinierende
Funktion übernommen. Eine Motivation der
Bundesregierung bei der Umsetzung der Bolo-
gna-Erklärung war es, nationale Reformwider-
stände gegen die Einführung von zweizykligen
Studiengängen durch die Internationalisierung
des Systems zu umgehen. 5

Die Tagung des Europäischen Rates in Lis-
sabon im März 2000 und die dort beschlos-
sene Lissabon-Strategie stellte eine Zäsur in
der europäischen Bildungspolitik dar. Dies
gilt vor allem für die berufliche Bildung, denn
diese stand in engem Zusammenhang mit
dem strategischen Ziel, Europa zum wettbe-
werbsfähigsten Wirtschaftsraum der Welt zu
machen. Auf dem Europäischen Rat von Bar-
celona im Jahr 2002 wurden die bildungspoli-
tischen Prioritäten der Lissabon-Strategie be-
kräftigt und ein „Arbeitsprogramm zur Um-
setzung der Ziele der Systeme der
allgemeinen und beruflichen Bildung in Eu-
ropa“ 6 verabschiedet. Damit war die EU
auch formal als bildungspolitischer Akteur
etabliert, denn darin ging es nicht nur um das
Ziel der „Öffnung der Systeme der allgemei-
nen und beruflichen Bildung gegenüber der
Welt“, sondern auch um die „Erhöhung der
Qualität und Wirksamkeit der Systeme“
sowie den „leichteren Zugang zu allgemeiner
und beruflicher Bildung für alle“.

Da die Europäisierung der Hochschulpoli-
tik schon begonnen hatte, geriet die Berufsbil-
dungspolitik in den Fokus der EU-Politiker.
In Ergänzung der Aktivitäten des Europäi-
schen Rates beschloss der Rat der Bildungsmi-
nister 2002 in Kopenhagen, die Zusammenar-
beit im Bereich der beruflichen Bildung zu ver-

stärken. Für die Ausgestaltung der
europäischen Dimension der Berufsbildungs-
politik war die Kopenhagen-Erklärung von
größerer Bedeutung als die zuvor vage formu-
lierten strategischen Ziele des Europäischen
Rates. In Form des so genannten Maastricht
Communiqués wurden im Anschluss die Ent-
wicklung eines Europäischen Qualifikations-
rahmens (EQR bzw. European Qualifications
Framework/EQF) sowie eines Europäischen
Leistungspunktesystems für die berufliche Bil-
dung (European Credit System for Vocational
Education and Training/ECVET) beschlos-
sen. 7 Dies wurde zwei Jahre später auf der Ta-
gung des Rates in Helsinki bekräftigt.

Zusammen mit dem 2004 verabschiedeten
Europass sind EQR und ECVET die wichtigs-
ten Instrumente der europäischen Berufsbil-
dungspolitik. Parallelen zur Hochschulpolitik
– vor allem beim Instrument der Kredittrans-
ferpunkte für Bildungsleistungen – sind offen-
sichtlich. Der EQR ist ein Referenzrahmen
und eine Übersetzungshilfe zur Einordnung
nationaler Qualifikationen. Um der Heteroge-
nität der europäischen Bildungssysteme ge-
recht zu werden, orientiert sich der EQR nicht
an formalen Abschlüssen, sondern an den tat-
sächlichen Lernergebnissen (learning out-
comes). Die Lernergebnisse werden in Form
von „Kenntnissen“, „Fertigkeiten“ und
„Kompetenzen“ dokumentiert und acht Refe-
renzniveaus zugeordnet. Nationale Qualifika-
tionsrahmen können von diesem Schema ab-
weichen (und z. B. weniger oder mehr als acht
Niveaus aufweisen), solange die Verknüpfung
mit den EQR-Niveaus geleistet wird.

Das ECVET geht einen Schritt weiter als
der EQR; hier geht es nicht nur um die Ver-
besserung der Transparenz, sondern um den
tatsächlichen Transfer von Bildungsleistun-
gen. Zu diesem Zweck sollen im Rahmen na-
tionaler Qualifikationen Lerneinheiten
(units) definiert werden, die mit Kreditpunk-
ten (credits) bewertet werden, so dass in Ana-
logie zum im Hochschulbereich eingesetzten
European Credit Transfer System (ECTS)
Ausbildungsteilnehmer die im Ausland absol-
vierten Abschnitte voll angerechnet bekom-
men.

5 Vgl. K. Martens/K. D. Wolf (Anm. 3); J. Witte
(Anm. 1).
6 Europäische Kommission, Generaldirektion Bil-
dung und Kultur, Allgemeine und berufliche Bildung
in Europa. Unterschiedliche Systeme, gemeinsame
Ziele für 2010, Luxemburg 2002.

7 Vgl. Barbara Fabian, Aktuelle Entwicklungen in der
Europäischen Berufsbildungspolitik: Von der Ko-
penhagener zur Maastricht-Erklärung, in: Wirtschaft
und Berufserziehung, (2005) 2, S. 8–11, insbes. S. 10.
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Rechtlich gesehen sind EQR und ECVET
gemeinsame Empfehlungen des Rates und des
Parlaments. Im Fall des EQR wurde zwi-
schen Juli und Dezember 2005 ein europa-
weites Konsultationsverfahren durchgeführt.
Im April 2008 nahmen der Europäische Rat
und das Europäische Parlament (EP) den
überarbeiteten Kommissionsvorschlag an.
Das Beschlussverfahren zu ECVET läuft par-
allel, aber mit zeitlicher Verzögerung. Nach
dem ersten Vorschlag der Kommission aus
dem Jahr 2005 fand in den Jahren 2006 und
2007 auch hier ein Konsultationsverfahren
statt. Die Kommission legte zwei Wochen
vor dem EQR-Beschluss im April 2008 einen
überarbeiteten Vorschlag vor, der zurzeit im
Rat und im EP verhandelt wird.

Europäisierungsdebatte

In diesem Abschnitt wird die politische Debatte
um die Europäisierung der beruflichen Bildung
in Deutschland rekonstruiert, indem die Posi-
tionen der relevanten Akteure dokumentiert
werden. Dabei soll folgender Arbeitshypothese
nachgegangen werden: Die politische Dynamik
der Europäisierungsdebatte lässt sich erklären
als Versuch bestimmter Interessen (vor allem
der Bundesregierung und von Teilen der Ar-
beitgeberschaft), die Europäisierung für das
Aufbrechen wahrgenommener Reformblocka-
den zu instrumentalisieren. 8 Wenngleich in an-
deren Politikbereichen Brüssel häufig als
Sündenbock für unliebsame Entscheidungen
dienen muss, so wird im Falle der Berufsbil-
dungspolitik die EU-Ebene zur Handlungs-
und Legitimationsressource der Bundesregie-
rung. Daher ist es zu einer engen Verflech-
tung zwischen der Europäisierungs- und der
deutschen Reformdebatte gekommen, so dass
sich die beiden weder inhaltlich noch poli-
tisch auseinanderhalten lassen.

Die Bundesregierung hat den Europäisie-
rungsprozess aktiv unterstützt – vor allem
nach Bildung der großen Koalition. Ende 2006
einigten sich das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) und die Kultus-
ministerkonferenz (KMK) darauf, gemeinsam

den Entwurf eines Deutschen Qualifikations-
rahmens (DQR) zu erarbeiten. 9 Im selben
Jahr berief Bildungsministerin Annette Scha-
van den Innovationskreis Berufliche Bildung
(IKBB) ein, der im Juli 2007 unter anderem die
Schaffung eines DQR empfahl. Zu diesem
Zweck wurde Anfang 2007 eine Bund-Länder-
Koordinierungsgruppe eingesetzt. Darüber
hinaus gründeten die Verantwortlichen einen
Arbeitskreis Deutscher Qualifikationsrahmen
(AK DQR), der im Februar 2009 einen ersten
„Diskussionsvorschlag“ vorlegte. 10

Die Beratungen im IKBB fanden auf der
Grundlage eines Gutachtens 11 der Berufsbil-
dungsforscher Dieter Euler und Eckart Seve-
ring statt, das in den nachfolgenden Diskus-
sionen eine bedeutende Rolle spielte. Die Eu-
ropäisierung beruflicher Bildung war zwar
nicht der Hauptgegenstand dieser Studie. Als
Lösung für die gegenwärtigen Probleme der
dualen Ausbildung (wie Lehrstellenmangel,
Warteschleifen, geringe Durchlässigkeit zur
Hochschulbildung und sinkende Ausbil-
dungsreife der Jugendlichen) wurden aber
Strukturreformen vorgeschlagen, die deutli-
che Parallelen zu den auf europäischer Ebene
diskutierten Konzepten aufwiesen. Vor allem
betraf dies die Aufgliederung von Ausbil-
dungsberufen in Bausteine zur Verbesserung
der Übergänge zwischen den Bildungsteil-
systemen. 12 Das Euler-Severing-Gutachten
schlug außerdem vor, Ausbildungsbausteine
durch Prüfung im Ausbildungsbetrieb ein-
zeln zu zertifizieren. 13

Die Bundesregierung griff diese Ideen auf.
Wenngleich sich weitergehende Vorschläge
der Modularisierung gegen den Widerstand
der Kammern, Gewerkschaften und des
Handwerks zunächst nicht durchsetzen
konnten, so ist im Rahmen der so genannten
„Qualifizierungsinitiative“ die Entwicklung
von Ausbildungsbausteinen „für Altbewer-
ber“ beschlossen worden. Darüber hinaus

8 So auch K. Martens/K. D. Wolf (Anm. 3); Ch.
Trampusch (Anm. 3); Eckart Severing, Europäisierung
der Berufsbildung: Wirkungen auf die duale Aus-
bildung, in: Manfred Eckert/Manfred Zöller (Hrsg.),
Der europäische Berufsbildungsraum: Beiträge der
Berufsbildungsforschung, Bielefeld 2006, S. 79–97.

9 Vgl. BMBF, Sachstandsbericht Deutscher Qualifi-
kationsrahmen/Europäischer Qualifikationsrahmen.
Deutscher Bundestag, Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung, A-Drs. 16 (18)
378, (2008), S. 2.
10 AK DQR, Diskussionsvorschlag eines Deutschen
Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen, Berlin
2009.
11 Vgl. D. Euler/E. Severing (Anm. 2).
12 Vgl. ebd., S. 35.
13 Vgl. ebd., S. 50.
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läuft seit Herbst 2007 eine Pilotinitiative zur
Entwicklung eines Leistungspunktesystems
für die berufliche Bildung (DECVET).

Eine wesentliche Motivation hinter der po-
sitiven Haltung der Bundesregierung gegen-
über dem Europäisierungsprozess ist die Be-
mühung, das Berufsbildungssystem interna-
tional wettbewerbsfähig zu machen, wie
Ministerialrat Peter Thiele vom BMBF auf
einer Tagung der Politischen Akademie der
Friedrich-Ebert-Stiftung deutlich zum Aus-
druck brachte: „Deutschland will und muss
an der Spitze der EU-Bewegung bleiben,
auch um mit seinem besonderen System, dua-
les Minderheitensystem, (. . .) mitspielen zu
können und vielleicht auch mal Spielführer
sein zu können.“ 14

Auch die Arbeitgeber sind grundsätzliche
Befürworter dieser Entwicklungen. Arbeitge-
bervertreter bezeichnen die Europäisierungs-
diskussion als wichtigen „Impulsgeber“ 15 für
heimische Reformen und als „Glücksfall mit
Risiken“. 16 Einig sind sich die Wirtschafts-
vertreter darin, dass das Projekt EQR/
ECVET dabei helfen könnte, die Gleichwer-
tigkeit von und die Durchlässigkeit zwischen
beruflicher und allgemeiner bzw. hochschuli-
scher Bildung zu verbessern und die Ausrich-
tung der beruflichen Bildung an den Bedürf-
nissen der Betriebe und der Arbeitswelt vor-
anzutreiben. 17 Es gibt allerdings zum Teil
deutliche Interessenunterschiede innerhalb
der Arbeitgeberschaft hinsichtlich der Frage,
wie weit die Europäisierung, Flexibilisierung,

Differenzierung und Modularisierung der
Ausbildung gehen sollen.

Die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) möchte den EU-
Diskurs zur Steigerung der „Flexibilität,
Durchlässigkeit und Transparenz“ 18 des
deutschen Systems nutzen. Darin wird sie un-
terstützt von exportorientierten Großunter-
nehmen bestimmter Branchen – vor allem der
Automobilindustrie. 19 In Analogie zum
Euler-Severing-Gutachten empfiehlt die
BDA die Modularisierung der Ausbildung,
die Verbetrieblichung der Prüfungsorganisati-
on sowie die Einführung einer zweijährigen
Erstausbildung als Regelfall mit individuellen
Fortbildungsmöglichkeiten, entweder in
einem längeren Ausbildungsberuf, in der
Weiterbildung oder „on the job“ („Struktur-
modell 2 plus x“). 20 Handwerk und Kam-
mern (DIHK) sprechen sich deutlich gegen
dieses Modell aus, 21 da sie eine Entwertung
der öffentlich-rechtlichen Abschlussprüfung
in den Kammern befürchten.

Ein weiteres Beispiel dafür, wie die Europäi-
sierungsdebatte für andere Reformziele ge-
nutzt werden kann, ist die Diskussion um die
Zahl der Referenzniveaus. Zwar sieht der
EQR acht Referenzniveaus vor; es bleibt aber
den Mitgliedstaaten überlassen, weniger (oder
mehr) zu schaffen. Der gemeinsame Vorschlag
der Verbände der Metall- und Elektroindustrie
(BITKOM, Gesamtmetall, VDMA und ZVEI)
zur Gestaltung eines DQR sieht acht Stufen
vor und ordnet dabei die berufliche Bildung
auf drei unterschiedliche Niveaus ein: „Berufs-
ausbildung in kompakten Anforderungsprofi-
len“ (das sind zweijährige, theoriegeminderte
Berufe) soll auf Stufe 3, „Berufsausbildung in14 Peter Thiele, Reformerfordernisse des deutschen

Berufsbildungssystems im Kontext europäischer Bil-
dungszusammenarbeit, in: Bildungsform21 (Hrsg.),
Bildungspolitischer Handlungsbedarf durch die Euro-
päisierung der Berufsbildung. Policy – Politische Aka-
demie, Nr. 28 (2009), S. 15.
15 Spitzenorganisationen der deutschen Wirtschaft,
Deutscher Qualifikationsrahmen (DQR): Position der
deutschen Wirtschaft, Berlin, 28. 3. 2008, S. 2.
16 Gerd Woortmann, Alte Denkmuster verlassen:
Überlegungen zur Entwicklung einer attraktiven und
EU-kompatiblen Aus- und Weiterbildung, in: Berufs-
bildung in Wissenschaft und Praxis (BWP), (2006) 5,
S. 56.
17 Vgl. Spitzenorganisationen (Anm. 15); Spitzen-
organisationen der deutschen Wirtschaft, Stellung-
nahme der Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft
zur Arbeitsunterlage der EU-Kommission „Auf dem
Weg zu einem europäischen Qualifikationsrahmen für
Lebenslanges Lernen“, Berlin, 15. 11. 2005.

18 Barbara Dorn/Tanja Nackmayr, Neue Strukturen in
der dualen Ausbildung: Die Vorschläge der BDA bie-
ten zusätzliche Gestaltungschancen, in: BWP, (2007) 4,
S. 51.
19 Vgl. Thomas Reglin/Nicolas Schöpf, ECVET im
Automotive-Sektor: Untersuchung zu den Er-
fordernissen der Erprobung eines Credit-Systems für
die Berufsbildung in der deutschen Automobil-
industrie, Nürnberg 2007.
20 Vgl. BDA, Neue Strukturen in der dualen Aus-
bildung: Beschluss des BDA-Ausschusses Bildung/
Berufliche Bildung und des BDA-Arbeitskreises Be-
rufliche Bildung, Berlin 2007.
21 Vgl. Peter-Werner Kloas, Ausbildungsbausteine,
Module und anderes „Teufelszeug“: Eine Bewertung
der neuen Strukturvorschläge für die Berufsaus-
bildung, in: BWP, (2007) 2, S. 47.
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breiten Anforderungsprofilen“ auf Stufe 4 und
„Berufsausbildung in komplexen Anforde-
rungsprofilen“ auf Stufe 5 von acht möglichen
verortet werden. 22 Diese formale Differenzie-
rung der Ausbildungsabschlüsse auf unter-
schiedliche Niveaus steht im Gegensatz zur
Tradition des dualen Systems, das ursprünglich
nur die (undifferenzierte) Unterscheidung
zwischen einem Gelernten (Facharbeiter oder
Gesellen) und einem Ungelernten kennt.
Schon seit den 1980er Jahren versuchen die Ar-
beitgeber, die Ausdifferenzierung der Ausbil-
dung durch die Schaffung von theoriegemin-
derten bzw. anspruchsvolleren Berufen zu stei-
gern, waren damit allerdings lange Zeit am
Widerstand der Gewerkschaften gescheitert.
Nachdem unter Wirtschaftsminister Wolfgang
Clement die Wiedereinführung der Neuord-
nung zweijähriger Berufe gegen den Wider-
stand der Gewerkschaften beschlossen wur-
de, 23 stabilisiert und verstetigt das Projekt
EQR/DQR die formale Differenzierung un-
terschiedlicher Ausbildungsniveaus.

Insgesamt stehen die Gewerkschaften dem
Prozess der Europäisierung der Berufsbildung
skeptischer gegenüber als die Bundesregierung
und die Wirtschaftsvertreter, obwohl auch sie
ihn im Großen und Ganzen unterstützen. Die
Kritik richtet sich weniger gegen das Ziel der
Förderung der grenzüberschreitenden Mobili-
tät, sondern gegen die mit dem Schlagwort
„Europa“ gerechtfertigten Reformvorschläge
von Teilen der Arbeitgeberschaft.

In der Einführung von Leistungspunktesys-
temen nach dem Modell von ECVET sieht der
DGB „Gefahren für ganzheitlich ausgerichte-
te Ausbildungsgänge“; ein Herunterbrechen
von Ausbildungsprofilen in fragmentierte
Lerneinheiten komme dem „Außerkraftset-
zen des Berufsprinzips“ gleich. 24 Zudem

könne eine alleinige Orientierung auf Lerner-
gebnisse „die Beliebigkeit auch von Inhalten
und Lernmethoden“ fördern. 25 Zur Flexibili-
sierung der Ausbildung hätten sich bestehen-
de Möglichkeiten der Neuordnungspolitik,
wie im Fall der reformierten Metall- und Elek-
troberufe, bewährt. 26

Die Gewerkschaften lehnen es ab, die (be-
rufliche) Bildung dem Aspekt der Beschäfti-
gungssicherung (employability) unterzuord-
nen. 27 Die Vermittlung von Beruflichkeit im
Rahmen anerkannter Ausbildungsabschlüsse
diene nicht nur der Vermittlung von Fach-
kenntnissen, sondern auch der Ausbildung
einer beruflichen Identität und der Sicherstel-
lung der Mobilität auf berufsfachlichen Ar-
beitsmärkten. Den Gewerkschaftsvertretern
ist bewusst, dass der Europäisierungsdiskurs
zum Teil eine „Stellvertreterdebatte“ 28 ist
und dass bestimmte, in diesem Zusammen-
hang von Regierung und Arbeitgeberseite
lancierte Vorschläge sich nicht zwangsläufig
aus den EU-Ansätzen ergeben. Insbesondere
die Ausdifferenzierung der Referenzniveaus
im EQR/DQR wird erwähnt. Die Verortung
der dualen Berufsausbildung auf drei statt
einem Qualifikationsniveau sei vor allem
lohnpolitisch motiviert, 29 denn eine Ausdif-
ferenzierung der Ausbildungsberufe im unte-
ren Bereich könnte die Stellung des Fachar-
beiters in der Tarifpolitik abwerten.

Allerdings werden von Gewerkschaftsseite
auch die Chancen der Europäisierung gese-
hen. Die Outcome-Orientierung von EQR/
ECVET könne beispielweise zu einer Auf-
wertung der betrieblichen Berufsbildung im
Verhältnis zu vollzeitschulischer Berufsbil-

22 Vgl. BITKOM/Gesamtmetall/VDMA/ZVEI, Die
Anforderungen des Beschäftigungssystems: Ein Bei-
trag zur Gestaltung des Deutschen Qualifikations-
rahmens, Berlin–Frankfurt/M. 2007, S. 18.
23 Vgl. Marius R. Busemeyer, Wandel trotz Reform-
stau: Die Politik der beruflichen Bildung seit 1970,
Frankfurt/M.–New York 2009, S. 187 ff.
24 Vgl. DGB-Bundesvorstand, Stellungnahme des
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) zum Ar-
beitsdokument der Kommissionsdienststellen: Das eu-
ropäische Leistungspunktesystem für die Berufs-
bildung (ECVET) – Ein europäisches System für die
Übertragung, Akkumulierung und Anerkennung von
Lernleistungen im Bereich der Berufsbildung, Berlin
2007, S. 5.

25 Vgl. ebd., S. 4.
26 Vgl. Michael Ehrke/Herrmann Nehls, „Auf-
gabenbezogene Anlernung“ oder berufsbezogene
Ausbildung? Zur Kritik der aktuellen Modularisie-
rungsdebatte, in: BWP, (2007) 1, S. 41.
27 Vgl. Eva Kuda/Jürgen Strauß, Europäischer Quali-
fikationsrahmen – Chancen oder Risiken für Arbeit-
nehmer und ihre berufliche Bildung in Deutschland?,
in: WSI Mitteilungen, (2006) 11, S. 630–637, hier:
S. 632.
28 Vgl. Michael Ehrke, Der Europäische Qualifika-
tionsrahmen – eine Herausforderung für die Gewerk-
schaften, in: BWP, (2006) 2, S. 19–20.
29 Vgl. Michael Ehrke, Patchwork oder Berufe? Be-
rufsausbildung ist mehr als Modullernen, in: Gerhard
Zimmer/Peter Dehnbostel (Hrsg.), Berufsausbildung
in der Entwicklung – Positionen und Leitlinien, Biele-
feld 2009, S. 113.
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dung und Hochschulbildung, die ansonsten
in Europa dominiere, beitragen. 30 In eine
ähnliche Richtung weist das Konzept der
„europäischen Kernberufe“, das von der IG
Metall vorgelegt wurde: Die Europäisierung
der Berufsbildung könne und solle dazu ge-
nutzt werden, die „Durchlässigkeit“ in allen
Bereichen des deutschen Bildungssystems zu
steigern und den „Berufe-Wildwuchs“, der
durch die Überspezialisierung der Berufsbil-
der in Deutschland entstanden sei, zu redu-
zieren. 31

Europäisierung der Berufsbildungspolitik
als Stellvertreterdebatte?

Zu Anfang dieses Beitrags wurde die These
aufgestellt, dass der Europäisierungsdiskurs
in der Berufsbildung von einer Reformko-
alition aus Bundesregierung und Teilen der
Arbeitgeberschaft strategisch genutzt werde,
um die Reform des dualen Systems in der
Berufsausbildung, insbesondere dessen Fle-
xibilisierung, Differenzierung und Modula-
risierung, mit „Rückenwind aus Europa“
voranzutreiben. Diese These findet nicht
nur durch die oben genannten Zitate Unter-
stützung, sondern auch durch offen bleiben-
de Fragen hinsichtlich der Motivation der
Reformkoalition.

Nur ein bis zwei Prozent der Auszubilden-
den absolvieren tatsächlich einen Abschnitt
der Ausbildung im europäischen Ausland;
damit erscheint das Verhältnis zwischen Nut-
zen und Aufwand bei der Schaffung eines
EQR/ECVET-Systems sehr unausgewogen
zu sein. Des Weiteren wird von der Bundes-
regierung die Verbesserung der Stellung des
„dualen Minderheitensystems“ (Thiele) auf
internationalen Bildungsmärkten als wichti-
ger Antriebsfaktor genannt, obwohl sich das
duale System im In- und Ausland weithin
großer Anerkennung erfreut. Diese Beispiele
zeigen, dass es bei der Europäisierung der
deutschen Berufsbildung nicht ausschließlich
um deren „Öffnung nach Europa“ geht,
sondern auch um die Nutzung dieses
Reformfensters für die allgemeine Berufs-
bildungsreform.

In der Berufsbildungspolitik ist somit –
mit zeitlicher Verzögerung – ein ähnliches
Muster wie im Fall der Hochschulpolitik zu
beobachten. Dies bezieht sich nicht nur auf
die verwendeten Instrumente (ECVET und
ECTS) oder das im Mittelpunkt stehende
Ziel der Verbesserung der employability,
sondern auch auf die zu Grunde liegenden
politischen Motive. Obwohl die Bundesre-
gierung in der beruflichen Bildung über
mehr Kompetenzen verfügt als in der Hoch-
schulpolitik, ist ihr Handlungsspielraum in
einem Politikfeld, in dem neben den Bun-
desländern auch die Sozialpartner, das
Handwerk, die Kammern und Fachverbände
in die Politikformulierung eingebunden sind,
stark eingeschränkt. „Rückenwind aus Euro-
pa“ stellt daher eine wichtige Handlungs-
und Legitimationsressource dar.

Ob die von der Bundesregierung und der
EU-Politik vorgezeichnete Reformagenda
den Erfordernissen entspricht oder nicht,
hängt vom jeweiligen politischen Standpunkt
ab. Die meisten Beteiligten sind sich darin
einig, dass die Kernziele der EU-Initiativen
– die Verbesserung der grenzüberschreiten-
den Mobilität und die Verbesserung der
Durchlässigkeit zwischen den Bildungsberei-
chen – der Unterstützung wert sind.

Dass in einigen Jahren der Kopenhagen-
Prozess einen ähnlichen Reformschub auslöst
wie der Bologna-Prozess im Hochschulsek-
tor, ist indes zu bezweifeln, denn die Behar-
rungskräfte sind groß. Als Erfolg darf gewer-
tet werden, wenn die europäische Bildungs-
politik nicht nur in Deutschland zu einer
nachhaltigen Aufwertung der beruflichen Bil-
dung beitragen sollte und nationale Reformen
anregt und unterstützt, aber nicht einseitig im
Sinne eines spezifischen Modells einer Ent-
scheidung vorgreift.

30 Vgl. M. Ehrke (Anm. 28), S. 21.
31 Vgl. IG Metall, Unser Projekt Europäische Kern-
berufe: Leitlinien der IG Metall für die Gestaltung von
Berufen, Frankfurt/M. 2007, S. 6.
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Ilona K. Schneider

Lernfenster
Kindergarten

Auf den ersten Blick mag es erscheinen,
dass vor allem gesellschaftliche Fakto-

ren eine Wende im Verständnis der frühkind-
lichen Bildung bewirkt
haben. Die für
Deutschland unbefrie-
digenden Ergebnisse
internationaler Ver-
gleichsstudien wie
TIMSS und PISA
sowie die Kritik der
Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitge-
berverbände (BDA)
und des Bundesver-
bandes der Deutschen
Industrie (BDI) an den

ungenügenden Leistungsdispositionen vieler
Schulabgänger sensibilisierten die Öffentlich-
keit für Bildungsreformen, die auch die Ele-
mentarbildung betreffen. Andererseits haben
in der jüngsten Vergangenheit Forschungser-
gebnisse von Neurowissenschaftlern und
Psychologen auf die ungeheuren Lernpoten-
zen eines Kindes von Geburt an verwiesen. 1

Aus der anthropologischen Perspektive ent-
spricht ein Bildungsangebot im Kindergarten
sowohl den Bildungsbedürfnissen der Kinder
als auch ihrem Bildungsbedarf.

Die Politik hat reagiert: Mit dem 2004 von
der Kultusministerkonferenz/Jugendminis-
terkonferenz (KMK/JMK) beschlossenen
Rahmenplan für die frühe Bildung ist der An-
spruch verbunden, Bildung nicht erst in der
Grundschule zu vermitteln, sondern bereits
für den Elementarbereich verbindlich zu ma-
chen. Alle 16 Bundesländer haben inzwischen
Bildungspläne für Kindertagesstätten ausge-
arbeitet, 2 die vom Paradigma der Gleichran-
gigkeit und Interdependenz von Erziehung,
Betreuung und Bildung bestimmt werden.

In diesem Zusammenhang sind nicht zu-
letzt sowohl die Aus- und Weiterbildung von
Kindergärtnerinnen als auch der gesellschaft-
liche Stellenwert ihrer Arbeit neu zu diskutie-

ren. Wir können davon ausgehen, dass die
Ausweitung des Bildungsauftrags auf Kinder-
gärten und seine integrative Umsetzung mit
Erziehungs- und Betreuungsaufgaben das
Professionsprofil von Kindergärtnerinnen
verändert. Im Elementarbereich geht es um
fachliche und fachdidaktische Inhalte, die ins-
besondere die Entwicklung von sprachlichen
Kompetenzen, das Sammeln von Erfahrungen
mit elementaren mathematischen Inhalten
sowie die Auseinandersetzung mit Fragen
einer natur- und sozialorientierten Welter-
schließung betreffen.

Es ist keinesfalls so, dass Bildungs- und Er-
ziehungsarbeit umso leichter ist, je jünger die
Kinder sind, wie es die unterschiedlichen ta-
riflichen Eingruppierungen von Kindergärt-
nerinnen und Lehrerinnen der verschiedenen
Schulformen suggerieren. So ist zum Beispiel
die Kenntnis der Entwicklungs- und Lernbe-
sonderheiten von Drei- bis Siebenjährigen
und deren Berücksichtigung bei der Planung
und Organisation von Bildungsprozessen
fachspezifischem Wissen gleichzustellen.

Während in der Grundschule und erst
recht in der anschließenden Sekundarstufe die
Lehrkräfte davon ausgehen können, dass Kin-
der und Jugendliche zu bewusstem Lernen
fähig sind, sieht das im Vorschulalter ganz an-
ders aus. In diesem Alter entwickeln sich erst
die psychischen Funktionen der willkürlichen
Aufmerksamkeit und des willkürlichen Ge-
dächtnisses. Andererseits befinden sich drei-
bis zehnjährige Kinder aufgrund ihrer neuro-
biologischen Entwicklung in einer außeror-
dentlich intensiven Lernphase, von deren
Nutzung ihr weiteres Lernen maßgeblich be-
einflusst wird – denken wir an die Sprachent-
wicklung und die Differenzierung der Wahr-
nehmungsleistungen sowie der motorischen
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1 Vgl. z. B. Alison Gopnik/Patricia Kuhl/Andrew
Meltzoff, Forschergeist in Windeln, Kreuzlingen-
München 2000; Manfred Spitzer, Lernen. Gehirn-
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des Elementarbereichs, in: Roland Lauterbach/Hart-
mut Giest/Brunhilde Marquardt-Mau (Hrsg.), Lernen
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Sachunterricht, Bad Heilbrunn 2009, S. 85–92; An-
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Fähigkeiten. Alle diese Entwicklungen sind –
neben genetischen Anlagen – auf bestimmte
Erfahrungen in einer bestimmten Zeit ange-
wiesen. Diese Zeiten werden als sensible oder
kritische Phasen, Entwicklungs- oder Lern-
fenster bezeichnet und sind als Entwicklungs-
reservoir aufzufassen. 3 Die Kindergartenzeit
stellt, wie wir im Folgenden zeigen werden,
ein ganz entscheidendes Lernfenster in der
Bildungsbiographie eines Menschen dar.

Was ist Lernen? Wie verlaufen
Lernprozesse in der Kindheit?

Lernen geschieht im Gehirn in den ca. 20
Milliarden Nervenzellen (Neuronen) insbe-
sondere durch die Verstärkung von Synapsen,
den Kontaktstellen der Neuronen. Verände-
rungen der Synapsen werden durch ihren Ge-
brauch bzw. Nicht-Gebrauch bestimmt. Eine
Synapse ist umso stärker, je häufiger sie von
Impulsen, also von durch unterschiedliche
Wahrnehmungen erzeugten Sinnesreizen pas-
siert wird. Mit anderen Worten, sich wieder-
holende Erfahrungen schlagen sich mit der
Zeit in den Synapsen nieder. Die Spuren, die
dadurch im Gehirn entstehen, sind ge-
brauchs- bzw. erfahrungsabhängig. Sie bilden
sich durch das Herausfinden von allgemeinen
Regeln, die sich in dem jeweiligen Einzelphä-
nomen befinden, wenn dieses wiederholt
wahrgenommen wird. Wir lernen vor allem
durch Beispiele, indem unser Gehirn das All-
gemeine aus dem Besonderen herausfiltert.
Das Allgemeine, Regeln und Prinzipien, wer-
den im Gehirn in neuronalen Repräsentanten
abgebildet und dienen zur Steuerung zukünf-
tigen Verhaltens. Lernprozesse verändert das
Gehirn. Die Entwicklung des Gehirns und
die sich vollziehenden Lernprozesse beein-
flussen sich wechselseitig. Das Gehirn ist ge-
wissermaßen das Resultat seiner Benutzung. 4

Schon von Geburt an, ja, teilweise sogar
davor, laufen während der gesamten Kindheit
sehr intensive Lernprozesse ab. Aus neurobio-
logischen Forschungen wissen wir: Wenn ein
Kind geboren wird, besitzt es schon genauso
viele Neuronen wie ein Erwachsener. In den er-
sten Monaten nach der Geburt setzt ein starkes
Synapsenwachstum ein, das in Abhängigkeit

vom jeweiligen Kortexbereich bis zu dreiein-
halb Jahre dauert. In dieser Zeit kann die An-
zahl der Neuronen um bis zu mehr als 50 Pro-
zent über das Erwachsenenniveau steigen. 5

Das Gehirn eines Dreijährigen ist beispielswei-
se doppelt so aktiv wie das eines Erwachse-
nen. 6 Die Synapsendichte wirkt wie ein inter-
ner Entwicklungsstimulus, der neuronale Re-
gelkreise „einschaltet“ und deren Funktion
sich in ersten Anzeichen grundlegender Fähig-
keiten zeigt. 7 Sie pegelt sich auf ein Plateau ein,
das – wiederum in Abhängigkeit vom Hirnbe-
reich – in den folgenden sechs bis sieben Jahren
erhalten bleibt. Das bedeutet aber nichts ande-
res, als dass sich Kinder im Kindergarten- und
Grundschulalter in einer außerordentlich in-
tensiven Lernphase befinden, deren Intensität
später nicht mehr erreicht wird.

Nimmt man diese Erkenntnis ernst, gehö-
ren die besten Lehrkräfte in Kindergärten
und Grundschulen, weil hier die größten
Lerneffekte erreicht, aber auch die größten
Schäden angerichtet werden können. Wenn
z. B. Schüler der Sekundarstufe Lernschwie-
rigkeiten haben, hat dieses Problem meistens
seine Ursachen schon in der vorschulischen
Bildung. Das heißt, bereits im Kindergarten
und in der Grundschule werden Grundlagen
für die kognitive Entwicklung und Lernmoti-
vation der Kinder gelegt. Diese Arbeit haben
Kindergärtnerinnen und Grundschullehrerin-
nen zu leisten.

Zur kognitiven Entwicklung
im Vorschulalter

Wie wir gesehen haben, beeinflussen sich die
Entwicklung des Gehirns und Lernen wech-
selseitig. Aber das sich entwickelnde Gehirn
setzt einen neurobiologischen Rahmen dafür,
was und in welcher Reihenfolge ein Kind
lernt. Zunächst kann das Gehirn nur einfache
Strukturen verarbeiten. Darauf aufbauend
kann sich das Kind immer komplexere Struk-
turen aneignen. Lernen ist von seiner neuro-
biologischen Anlage her ein kumulativ ver-
laufender Prozess. 8 Bis zur Pubertät bildet
sich ein individuell-spezifisches neuronales

3 Vgl. John T. Bruer, Der Mythos der ersten drei Jahre.
Warum wir lebenslang lernen, Weinheim-Basel 2003,
S. 133.
4 Vgl. M. Spitzer (Anm. 1), S. 76.

5 Vgl. J. T. Bruer (Anm. 3), S. 99.
6 Vgl. A. Gopnik et al. (Anm. 1), S. 219.
7 Vgl. J. T. Bruer (Anm. 3), S. 115.
8 Vgl. Manfred Spitzer, Selbstbestimmen. Gehirn-
forschung und die Frage: Was sollen wir tun?, Heidel-
berg–Berlin 2004, S. 94.
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Netzwerk heraus, dessen Struktur umso
komplexer ist, je vielfältiger die Lernanregun-
gen und -möglichkeiten sind. Die biologisch
angelegte Entwicklung des Gehirns wird
durch Lernprozesse intensiv unterstützt.

Das Denken jüngerer Kindergartenkinder
ist noch in ihre unmittelbaren Wahrnehmun-
gen eingebunden. Die Welt ist so, wie das
Kind sie unmittelbar wahrnimmt. Bereits
Dreijährige beginnen Theorien über die ma-
terielle und soziale Welt auszubilden, wenn
sie sich erkundend mit der Welt auseinander
setzen. Für physikalische Objekte entwickeln
sie eine Theorie der Materie, für Menschen,
Tiere und Pflanzen eine Theorie des Lebens. 9

Kindlicher Animismus ist nicht als fehler-
haftes Denken zu verstehen, sondern als ein
Denken anderer Art. Kinder erklären Natu-
rerscheinungen mit Worten aus den Berei-
chen des Glaubens, Fühlens und Wünschens.
Die Fähigkeit zur Begriffsbildung unterliegt
einem langfristigen Entwicklungsprozess in-
tellektueller Funktionen, der in der frühen
Kindheit seinen Anfang nimmt und sich bis
in die späte Kindheit bzw. das Jugendalter er-
streckt. Im Vorschulalter, also im Zeitraum
von drei bis sechs Jahren, bestimmen vor
allem die psychischen Funktionen der Auf-
merksamkeit und des Gedächtnisses die Be-
wusstseinsentwicklung. Aufmerksamkeit und
Gedächtnisleistungen differenzieren sich aus,
so dass am Ende dieser Lebensphase der
Übergang zur willkürlichen Aufmerksamkeit
und zum logischen Gedächtnis, die ein will-
kürliches Einprägen erst ermöglichen, erfolgt.

Wenn Kinder mit konkreten Gegenständen
umgehen, erkennen sie zunächst deren Unter-
schiede. Die Fähigkeit, Ähnlichkeiten zu er-
kennen, folgt später. Das hängt damit zusam-
men, dass sie in der Lage sein müssen, be-
stimmten Elementen einen Oberbegriff
zuzuordnen (z. B. Kleidung für Hose, Jacke,
T-Shirt). Gemeinsamkeiten und Ähnlichkei-
ten zu erkennen und zu ordnen führt zur
Entwicklung von so genannten Pseudobegrif-
fen. Das sind Wörter, die Gegenstände und
Erscheinungen beschreiben, die sich durch
Gleichheit bzw. Ähnlichkeit ihrer äußerli-
chen Eigenschaften bzw. Funktionen aus-
zeichnen. Erklärungen mit Hilfe von Pseudo-

begriffen erfolgen über Aufzählungen (z. B.
Spielzeug ist meine Puppe, der Puppenwagen,
das Auto, der Teddy). Pseudobegriffe sind
noch keine Begriffe im eigentlichen Sinne; sie
sind aber eine wichtige Vorstufe dazu.

Eine weitere wichtige Vorstufe zur Ent-
wicklung des begrifflichen Denkens bilden
die potenziellen Begriffe, die durch erste Ab-
straktionen zustande kommen. 10 Wir erken-
nen sie daran, dass Kinder versuchen, Dinge
durch deren Funktionen zu erklären (z. B.
Was ist ein Baum? Ein Baum ist für die
Vögel, die bauen da ihr Nest; es gibt Apfel-
bäume und Kirschbäume, die Äpfel und Kir-
schen sind zum Essen; aus dem Holz kannst
du etwas bauen). Bereits Dreijährige verfügen
über eine große Anzahl von Pseudobegriffen
und potenziellen Begriffen. Drei- und Vier-
jährige übertragen bereits angeeignete Pseu-
dobegriffe bzw. potenzielle Begriffe auf ande-
re Gegenstände, Sachverhalte oder Situatio-
nen (Begriffsgeneralisierung). Sie entwickeln
Vorstellungen darüber, wie Gegenstände in
bestimmte Kategorien einzuordnen sind und
was das bedeutet. So entstehen auf Dinge, Er-
eignisse und Menschen bezogene Vorstel-
lungsmuster, Prototypen, Skripte und Kli-
schees, die anhand typischer Beispiele und
nicht nach einer Reihe notwendiger und hin-
reichender Eigenschaften gebildet werden. 11

Besondere Bedeutung kommt den Erfahrun-
gen zu, die Kinder beim Hantieren mit Din-
gen und beim gezielten Beobachten bestimm-
ter Erscheinungen gewinnen. Überhaupt sind
gegenständliche Handlungen ein wesentlicher
Faktor ihrer kognitiven Entwicklung.

Immer wieder stellen Kinder so genannte
W-Fragen: Was? Warum? Wie? Schon bei
Dreijährigen ist die Fähigkeit zu beobachten,
kognitive Vergleichsoperationen durchzufüh-
ren (z. B. kleiner – größer; heller – dunkler,
schneller – langsamer) und Ein- und Zuord-
nungen (z. B. Tiere, Pflanzen, Besteck, Klei-
dung) vorzunehmen, welche die Erkenntnis-
objekte klassifizieren und damit die Welt
strukturieren. Sie sind in der Lage, Gegenstän-
de des Alltags richtig einzuordnen und Farben
zu unterscheiden. Drei- und Vierjährige möch-
ten alles anfassen, untersuchen und ausprobie-
ren.

9 Vgl. Howard Gardner, Der ungeschulte Kopf. Wie
Kinder denken, Stuttgart 1994, S. 111.

10 Vgl. Lev S. Vygotskij, Denken und Sprechen,
Weinheim-Basel 2002.
11 Vgl. H. Gardner (Anm. 9), S. 88.
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Kinder im Vorschulalter wünschen sich Be-
ständigkeit und Ordnung, interessieren sich
für Details und zeichnen sich durch eine aus-
geprägte Sammelleidenschaft aus. Fünf- und
Sechsjährige haben bereits ein relativ stabiles
Selbst- und Weltbild entwickelt, das ihre wei-
teren Bildungsprozesse beeinflusst, unabhän-
gig davon, ob ihnen oder den Lehrenden die-
ser Sachverhalt bewusst ist. Sie verfügen über
ein voll ausgebildetes, sich aus unterschiedli-
chen Intelligenzbereichen zusammensetzen-
des Intelligenzprofil, so dass sich jedes Kind
mit der ihm individuell eigenen Art und
Weise Lernaufgaben nähert und diese zu
lösen versucht. 12

Sechs- und Siebenjährige machen ihre eige-
nen Wahrnehmungen zum Erkenntnisobjekt
und bilden zunehmend Fähigkeiten aus,
Denkoperationen umkehren zu können.
Diese Entwicklung ist von der Dichte und In-
tensität der Erfahrungen abhängig, kann also
in bestimmten Bereichen, in denen das Kind
vielfältige Erfahrungen gesammelt hat, durch-
aus auch früher einsetzen. Das unterstreicht
noch einmal die hohe Verantwortung, die
Kindergärten für die Bildung von drei- bis
sechsjährigen Kindern besitzen. Dieser Ver-
antwortung können sie nur gerecht werden,
wenn sie wissen, was Kinder ausbilden sollen
und wie sie sie dabei unterstützen können.

Bildungsarbeit ist auf Ziele angewiesen

Das gilt auch für Kindergärten, wenn diese
als Bildungseinrichtungen profiliert werden
sollen. Allerdings unterscheiden sich die Bil-
dungsziele von vorschulischen und schuli-
schen Einrichtungen. Während in der Grund-
schule verbindliche, unterrichtsbezogene
Wissens- und Könnensziele ausgewiesen sind,
geht es im Kindergarten vor allem um allge-
meine Lernziele zur Persönlichkeitsentwick-
lung Drei- bis Sechsjähriger. Ein wichtiger
Aspekt ist hierbei die Förderung der Ent-
wicklung ihrer kognitiven Operationen unter
Beachtung der psychischen Entwicklungsbe-
sonderheiten.

Im Einzelnen handelt es sich um die Ent-
wicklung des kindlichen Selbstbewusstseins;
die Unterstützung der Lernfreude und Ent-
wicklung vielfältiger Interessen; die Entwick-
lung eines reichen aktiven Alltagswortschat-

zes; die Förderung der Entwicklung der im
Vorschulalter dominierenden psychischen
Funktionen Aufmerksamkeit und Gedächt-
nis; die bewusste Nutzung von Pseudobegrif-
fen bzw. potentiellen Begriffen für Erklärun-
gen; die Anbahnung kategorialer Zuordnun-
gen.

Das Profil eines Kindergartens wird von
der Erziehungs- und Bildungskonzeption,
nach der Kindergärtnerinnen arbeiten, be-
stimmt und kann sehr unterschiedlich sein:
Es gibt Kindergärten, die nach der Waldorf-,
Montessori- oder Fröbel-Pädagogik arbeiten,
es gibt Kindergärten, die sich dem Situations-
ansatz oder einem Offenen Ansatz verpflich-
tet fühlen, es gibt Natur- und Waldkindergär-
ten sowie Reggio-Kindergärten.

Darüber hinaus kann ein Kindergarten
auch eine bereichsspezifische Profilierung
vorgenommen haben, indem bestimmte
Schwerpunkte gesetzt werden: z. B. eine bi-
linguale Betreuung, eine musik- oder sport-
orientierte Erziehung. In jedem Fall stehen
seit 2004 Kindergärten vor der Aufgabe, den
von der KMK/JMK beschlossenen Bildungs-
auftrag zu erfüllen.

Lernprozesse auf unterschiedlichen
Handlungsebenen

Wie oben gezeigt, besitzen Erfahrungen, die
Kinder beim Hantieren mit Dingen und beim
gezielten Beobachten bestimmter Erschei-
nungen gewinnen, eine besondere Bedeutung
für ihr Lernen. Kindergärtnerinnen beachten
bei ihren täglichen Handlungsorganisationen,
dass sich Lernhandlungen drei- bis sechsjäh-
riger Kinder vorzugsweise auf vier Hand-
lungsebenen realisieren, die wechselseitig auf-
einander bezogen sind: Wahrnehmen eines
Gegenstandes (Phänomen, Ding, Handlung);
Erkunden des Gegenstandes; Fragen stellen
zum Gegenstand; Erzählen über den Gegen-
stand.

Die Wahrnehmung des Gegenstandes
durch das Kind ist eine Grundvoraussetzung
für dessen weitere Erschließung. Kinder sind
von Natur aus neugierig. Sie setzen sich von
klein auf spielerisch mit ihrer unmittelbaren
Alltagswelt auseinander, wobei sie Dinge und
Erscheinungen wahrnehmen, auch wenn ihr
Beobachten von Vorgängen und das Hantie-12 Vgl. ebd., S. 252.
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ren mit Dingen anfangs noch unspezifisch
und ungerichtet sind. Zudem machen sie Er-
wachsene bewusst auf bestimmte Erscheinun-
gen und Dinge aufmerksam.

Auf die Wahrnehmung baut das Erkunden
auf. Wenn ein Gegenstand (Phänomen, Ding,
Handlung) die Aufmerksamkeit der Kinder
erregt hat, richten sie ihre Wahrnehmung be-
wusst auf diesen Gegenstand. Spielerisch
wird mit ihm hantiert, wird dieser untersucht,
wird etwas ausprobiert oder imitiert. Das
Kind sucht innerhalb seiner bereits vertrauten
Welt Kontakt zu neuen Gegenständen und
Erscheinungen. Es wirkt dabei sehr konzen-
triert, aber oft auch vorsichtig. Meistens er-
folgt die Annäherung nicht in einem Zug,
sondern eher nach dem Muster „Zug um
Zug“, inklusive Rückzug. Das Erkundungs-
verhalten enthält viele spielerische Elemente.
Wie das Spiel beruht es auf einer intrinsischen
Motivation und folgt einem selbstbestimmten
Zweck: Ich möchte wissen, was das ist bzw.
wie etwas funktioniert, wie etwas aufgebaut
ist und was man damit machen kann. Explo-
rationsverhalten ist Kindern ebenso angebo-
ren wie Bindungsverhalten. 13 Exploration
und Bindung sind komplementäre Verhal-
tensweisen, die sich situationsabhängig ergän-
zen. Ein Kind, das seinen Bezugspersonen in
Hinblick auf Liebe, Fürsorge und Verfügbar-
keit vertrauen kann, zeigt eher ein explorati-
ves Verhalten als ein Kind, dass sich seiner
Bindungen zu persönlich bedeutsamen Er-
wachsenen nicht sicher ist. Erwachsene mit
ihrem größeren Erfahrungs- und Experten-
wissen sind in dieser Phase für das Kind
wichtige Informationsquellen.

Das Kind möchte wissen. Es stellt Fragen:
Wie heißt das? Wie geht das? Warum ist das
so? Das menschliche Gehirn ist darauf einge-
stellt, Informationen von anderen Menschen
aufzunehmen und zu verarbeiten. Kinder
sind darauf angewiesen, dass Erwachsene In-
formationen an sie weitergeben, die frühere
Generationen angesammelt haben. 14 Das be-
deutet nicht, alle Fragen der Kinder sofort zu
beantworten. Bereits Jean-Jacques Rousseau
(1712–1778) und Friedrich Fröbel (1782–
1852) haben betont, dass Lernprozesse unter-

stützt werden, wenn diese Fragen genutzt
werden, um eine Spannung aufzubauen und
die Kinder zum Nachdenken und zur Selbst-
tätigkeit anzuregen: Was meinst du, was wird
passieren, wenn wir dies oder jenes tun? Wie
könnte das funktionieren? Hast du es schon
einmal mit dem langen Baustein ausprobiert?

Schließlich kommt es darauf an, dass Kin-
der Gelegenheit bekommen, über das, was sie
beobachtet, was sie erlebt, was sie ausprobiert
und dabei festgestellt haben, zu erzählen.
Jüngere Kinder werden dabei vorrangig das
Gesehene und Erlebte beschreiben, während
Vorschulkinder auch schon Begründungen
versuchen. 15 In jedem Fall ist das Entäußern
von Gedanken ein notwendiges Element in
jedem Lernprozess. Deshalb sollte jedes Kind
immer wieder die Möglichkeit haben, seine
Gedanken anderen mitzuteilen.

Bildungsarbeit im Kindergarten

Bei der Auswahl der Inhalte achten Kinder-
gärtnerinnen darauf, dass bereichsübergrei-
fende Themen gewählt werden, die Bezüge
zur situativen Lebenswelt der Kinder haben
und für diese interessant sind. Der bereichs-
übergreifende Aspekt berücksichtigt die
wechselseitige positive Beeinflussung bei-
spielsweise von naturwissenschaftlich orien-
tiertem Lernen und dem Lernen im mutter-
und fremdsprachlichen Bereich. 16

Ein gewähltes Thema wird über einen län-
geren Zeitraum in den Mittelpunkt gestellt
und in die alltäglichen Handlungen integriert,
d. h. Lernprozesse im Kindergarten werden
vorrangig epochal organisiert und projekt-
orientiert bearbeitet. Die Projektorientierung
ist nicht mit Projektmethode gleichzusetzen;
sie ist eine Art Vorläufer. Unterschiede zur
Projektmethode sind beispielsweise bei der
Auswahl und der Planung des Themas, beim
Anspruch eines systematischen selbstständi-
gen Arbeitens, bei der Produktorientiertheit
oder einer bewertenden Kontrolle festzustel-
len. Die Projektmethode kommt erst im
Schulalter zum Tragen, wenn sich die höhe-

13 Vgl. John Bowlby, Bindung als sichere Basis:
Grundlagen und Anwendung der Bindungstheorie,
München 2008.
14 Vgl. A. Gopnik et al. (Anm. 1), S. 203.

15 Vgl. Nikolaj N. Poddjakow, Die Denkentwicklung
beim Vorschulkind, Berlin 1981.
16 Vgl. Kerstin Michalik, Sprachförderung durch
Sachbegegnung – Experimentieren mit Kindern im
Elementarbereich, in: R. Lauterbach et al. (Anm. 2),
S. 183.
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ren psychischen Funktionen wie eben will-
kürliche Aufmerksamkeit und willkürliches
Gedächtnis bei Kindern entwickeln.

Ein zentrales Moment der Bildungsarbeit
im Kindergarten ist unserer Meinung nach
die Zusammenarbeit zwischen Kind und Kin-
dergärtnerin. Und das in zweierlei Hinsicht:
Erstens erfüllt die Kindergärtnerin damit das
Bedürfnis der Kinder nach einer aufmerksa-
men, liebevollen Zuwendung, 17 und zweitens
stellt sie nicht nur, wie oben bereits ausge-
führt, bestimmte Wörter zur Verfügung, son-
dern demonstriert dem Kind auch bestimmte
Erkundungshandlungen, denn ein Kind lernt
sehr intensiv durch Nachahmung.

Nachahmung ist dabei keineswegs als eine
rein mechanische, reproduktive Tätigkeit zu
verstehen. Ein Kind kann nur das nachah-
men, was es schon selbst in Ansätzen kann.
Die Entwicklung der psychischen Funktio-
nen Wahrnehmung, Aufmerksamkeit, Ge-
dächtnis, Vergleichen, Unterscheiden, Abs-
trahieren, Verallgemeinern und Systematisie-
ren wird durch die von der Kindergärtnerin
angeleitete Ausführung bestimmter Hand-
lungen unterstützt. In dieser Kooperation
kann ein Kind immer mehr lernen, als wenn
es allein auf sich gestellt ist. Aber es kann
nicht unbegrenzt mehr lernen. Die Grenze
wird ihm durch seinen intellektuellen Ent-
wicklungsstand gesetzt. Entwicklungen jedes
Kindes sind immer abhängig von seinen bis-
her gesammelten Erfahrungen. Diese Erfah-
rungen beschreiben seinen gegenwärtigen
Entwicklungsstand, das Niveau seiner aktu-
ellen Entwicklung. Alle Aufgaben, die die-
sem Anforderungsniveau entsprechen, kann
das Kind ohne Probleme selbstständig lösen.
Es erfährt damit die Bestätigung seiner Er-
fahrungen, ohne jedoch Neues zu lernen.
Wenn jedoch Informationen, die ein Kind
aufnimmt und die für das Kind einen Sinn
ergeben, aus zwei komplementären Aspek-
ten, nämlich aus der Bestätigung von Be-
kanntem und dem Erfahren von Neuem, be-
stehen, können Lernprozesse in Gang ge-
setzt werden – vorausgesetzt, die neue
Anforderung ist dergestalt, dass sie das Kind

mit Hilfe – insbesondere der anderer Men-
schen – zu bewältigen vermag.

Das bedeutet, ein Kind braucht Aufgaben,
die sein aktuelles Lernniveau zwar über-
schreiten, die es mit Hilfe aber lösen kann.
Dieser Lernbereich wird bekanntlich als
Zone der nächsten Entwicklung bezeichnet. 18

Diese ermittelt die Kindergärtnerin durch ge-
naues Beobachten jedes ihrer Kinder: Womit
beschäftigt sich das Kind gerade bevorzugt?
An welchen Tätigkeiten ist es besonders in-
teressiert? Welche Fragen stellt es? Wie rea-
giert es auf Anforderungen in bestimmten Si-
tuationen? Welche Wörter benutzt das Kind
in der Kommunikation? Welche Fähigkeiten
hat es entwickelt? Welche Spielvorschläge un-
terbreitet es?

Kindergärtnerinnen müssen
Expertinnen sein

Kindergärtnerinnen müssen also Bildungsex-
pertinnen sein, um den durch die KMK im
Jahre 2004 an sie gerichteten Auftrag zu er-
füllen. Das bedeutet notwendigerweise eine
fundierte Ausbildung, eine kontinuierliche
Weiterbildung und eine Vergütung, in wel-
cher der Wert ihrer Arbeit für die Gesell-
schaft zum Ausdruck kommt.

Aber wie sieht es in der Praxis aus? Wäh-
rend die schulischen Lehrämter an Universi-
täten studiert werden, erfolgt die Ausbil-
dung zur Kindergärtnerin (Erzieherin) in
Deutschland an Fachschulen mit uneinheitli-
chem Abschluss. Das Erzieherstudium dau-
ert – je nach Voraussetzungen – zweieinhalb
bis vier Jahre. In allen Schulformen sind
durch das Staatsexamen legitimierte Lehre-
rinnen und Lehrer tätig. In Kindergärten ist
der Einsatz von ausgebildeten Fachkräften je
nach Bundesland sehr unterschiedlich (Ta-
belle 1).

Zudem klagten Erzieherinnen über unzu-
mutbare physische Belastungen und ein zu
geringes Einkommen, das wiederum an man-
gelnder gesellschaftlicher Wertschätzung
ihrer Arbeit liege. Immer wieder kam es in
den vergangenen Jahren zu lokalen Arbeits-
niederlegungen von Erzieherinnen, mit denen
sie ihren Forderungen nach einem besseren

17 Vgl. T. Barry Brazelton/Stanley I. Greenspan, Die
sieben Grundbedürfnisse von Kindern, Weinheim-Ba-
sel 2002, S. 31; Jean Billman/Janice A. Sherman, Ob-
servation and participation in early childhood settings,
Boston–New York 2003, S. 112. 18 Vgl. L. S. Vygotskij (Anm. 10).
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Gesundheitsschutz, mehr Gehalt und gesell-
schaftlicher Anerkennung Nachdruck verlei-
hen wollten. Insbesondere beschwerten sich
Kindergärtnerinnen, dass ihr Beruf oft nicht
ernst genommen werde, weil sie mit den klei-
nen Kindern ja nur spielten und sängen.

Im ersten Halbjahr 2009 kulminierten die
Auseinandersetzungen, und es kam zu bun-
desweiten Streiks. Die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di) forderte eine deut-
lich bessere Bezahlung und einen im Tarifver-
trag verankerten Gesundheitsschutz für die
bundesweit rund 220 000 Beschäftigten im
kommunalen Sozial- und Erziehungsdienst.
Die Vereinigung der kommunalen Arbeitge-
berverbände (VKA) lenkte nach monatelan-
gen Verhandlungen ein: Nach der neuen Ent-
gelttabelle steigen die monatlichen Einkünfte
um 100 bis 400 EUR, je nach Dienstzeitalter
und Bundesland.

Aus bildungspolitischer Sicht kann diese
Diskussion damit nicht zu Ende sein: Es geht
um grundsätzliche Reformen im Bildungswe-
sen. Dazu gehören mit Blick auf den Kinder-
garten:

� die Durchsetzung des Anspruchs, Kinder-
gärten als Bildungseinrichtungen zu eta-
blieren und sie in dem entsprechenden Mi-
nisterium zu verorten;

� für jedes Kind ab drei Jahren bis zu seiner
Einschulung einen Ganztagsplatz im Kin-
dergarten bereit zu stellen;

� der Besuch eines Kindergartens wie den
einer Schule kostenlos zu ermöglichen;

� die Ausbildung von Kindergärtnerinnen in
einem staatlich anerkannten universitären
achtsemestrigen Studium durchzuführen;

� den empfohlenen Personalschlüssel (Ta-
belle 2) von 1:7,5 im Kindergarten, von
dem fast alle Bundesländer weit entfernt
sind, endlich zu realisieren;

� einen einheitlichen Grundtarif für alle in
vorschulischen und schulischen Bildungs-
einrichtungen einzuführen, der eine Diffe-
renzierung nach Leistung, Berufsjahren
und Verantwortungsübernahme zulässt.

Tabelle 1: Kindergärtnerinnen mit Fach-
schulabschluss (in Prozent)
Bundesland
Deutschland gesamt 72,1
Baden-Württemberg 74,0
Bayern 51,9
Berlin 88,3
Brandenburg 91,7
Bremen 57,8
Hamburg 59,5
Hessen 70,8
Mecklenburg-Vorpommern 88,2
Niedersachsen 70,5
Nordrhein-Westfalen 68,4
Rheinland-Pfalz 74,6
Saarland 66,7
Sachsen 88,3
Sachsen-Anhalt 93,2
Schleswig-Holstein 63,2
Thüringen 93,7

Quelle: www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/
SID-D05D0215-AA507228/bst/hs.xsl/335.
htm (7. 8. 2009)

Tabelle 2: Personalschlüssel an Kindergär-
ten
Bundesland
Empfehlung 1 : 7,5
Baden-Württemberg 1 : 9,3
Bayern 1 : 10,3
Berlin 1 : 8,1
Brandenburg 1 : 12,1
Bremen keine Angabe
Hamburg 1 : 10,4
Hessen 1 : 9,7
Mecklenburg-Vorpommern 1 : 13,6
Niedersachsen 1 : 9,6
Nordrhein-Westfalen 1 : 9,1
Rheinland-Pfalz 1 : 8,8
Saarland 1 : 9,3
Sachsen 1 : 12,7
Sachsen-Anhalt 1 : 11,7
Schleswig-Holstein 1 : 10,5
Thüringen 1 : 12,1

Der Personalschlüssel beschreibt, wie viele ganztags
betreute Kinder auf eine Vollzeitkraft kommen.
Quelle: www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/
SID-D05D0215-1:12,7AA507228/bst/hs.xsl/335.htm
(7. 8. 2009).
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Demokratie-
lernen durch
Bildung und
Partizipation

Von Robert Putnam stammt die pointierte
These, dass „Good government (. . .) a

by-product of singing groups and soccer
clubs“ sei. 1 Allgemei-
ner ausgedrückt meint
Putnam im Anschluss
an seine Analysen der
staatsbürgerlichen Tra-
ditionen im modernen
Italien, dass nicht der
ökonomische Ent-
wicklungsstand, son-
dern soziales Kapital
die wichtigste Voraus-
setzung für das Funk-
tionieren demokrati-
scher Systeme sei –
und das nicht nur in
Italien. Soziales Kapi-
tal in diesem Sinne ist
das aktive Engagement
von Bürgern in Verei-
nen und Verbänden,
denn ziviles Engage-
ment befördere die in-
dividuelle Fähigkeit
zum gemeinsamen
Handeln und über-
haupt das Interesse an
öffentlichen Angele-
genheiten.

Es sind Sozialisati-
onsgewinne dieser Art,

die bereits Alexis de Tocqueville dazu veran-
lassten, freiwillige Vereinigungen „Schulen
der Demokratie“ zu nennen. 2 Daher wird
dem Lernen in weniger formalisierten Kon-
texten der außerschulischen Jugendbildung
breite Aufmerksamkeit geschenkt.

In der öffentlichen Debatte ist unumstritten,
dass ein Blick auf Bildung, der sich nur auf die
klassischen Institutionen der Schule, der Aus-
bildung und Hochschule richtet, zu kurz
greift. Es geht auch um die Chancen des Kom-
petenzgewinns, die außerhalb des formalen
Bildungssystems im freiwilligen Engagement
liegen. 3 Für das freiwillige Engagement, die
Mitgliedschaft in Vereinen und Verbänden,
wird allerdings immer wieder auch die Bedeu-
tung der formalen Bildung als Voraussetzung
oder zumindest doch ihre begünstigende Be-
dingung für den Einstieg in diesen Bereich her-
vorgehoben. Der Bericht „Bildung in
Deutschland“ 4 beispielsweise weist auf das
Problem hin, dass sich Hauptschüler nur halb
so oft freiwillig engagieren wie Gymnasiasten.

Generell geht es also um die Frage nach ge-
sellschaftlichen Ansprüchen und den ange-
messenen Erwartungen, die in die verschiede-
nen Bildungsorte gesetzt werden dürfen. Es
ist zu prüfen, inwieweit die Annahme berech-
tigt ist, dass es in nicht-formalen außerschuli-
schen Lern- und Aktivitätskontexten beson-
dere Formen und Chancen sozialer und poli-
tischer Partizipation gibt, die ein
demokratisches Miteinander und aktive Teil-
habe an demokratischen Prozessen ermögli-
chen und das Demokratielernen fördern.
Oder ist doch die formale Bildung, wie dies
auch in anderen politischen Zusammenhän-
gen zu beobachten ist, maßgeblich? Damit
würde das formale Bildungssystem zu der
Größe, die über die Entwicklung demokrati-
scher Fähigkeiten und Tugenden bei Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen entscheidet.

Wie können demokratisches, staatsbürger-
schaftliches Bewusstsein und die diesem un-
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1 Robert D. Putnam, Making Democracy work. Civic
Traditions in Modern Italy, Princeton 1993, S. 176.
2 Vgl. hierzu Sonja Zmerli, Inklusives und exklusives
Sozialkapital in Deutschland. Grundlagen, Erschei-
nungsformen und Erklärungspotential eines al-
ternativen theoretischen Konzepts, Baden-Baden 2008,
S. 47; Jan W. van Deth, Soziale Partizipation, in: ders.
(Hrsg.), Deutschland in Europa, Wiesbaden 2004.
3 Vgl. z. B. Thomas Gensicke/Sibylle Picot/Sabine
Geiss, Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999 –
2004. Ergebnisse der repräsentativen Trenderhebung
zu Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürgerschaft-
lichem Engagement, Wiesbaden 2006; Wiebken Düx
u. a., Kompetenzerwerb im freiwilligen Engagement,
Wiesbaden 2008.
4 Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung, Bil-
dung in Deutschland, Bielefeld 2006, S. 65.
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terliegenden Orientierungen konzeptualisiert
und empirisch erfasst werden? Dies soll im
Folgenden zunächst theoretisch in den Blick
genommen und dann empirisch analysiert
werden.

Demokratische Tugenden

Erstens. Als Ausgangspunkt wird das politik-
wissenschaftliche Konzept der politischen
Kultur gewählt. Vereinfacht formuliert, ist
damit die Gesamtheit von Einstellungen zum
politischen System und seinen Teilen sowie
zur Rolle des aktiven Bürgers in diesem Sys-
tem gemeint. 5 Dabei lässt sich – als Ergebnis
der Forschungen über die Jahre hinweg – eine
gewisse hierarchische Ordnung von politi-
schen Einstellungsobjekten vom Allgemeinen
zum Besonderen feststellen, je nachdem, ob
Einstellungen eher diffus oder mehr spezi-
fisch sind. 6 Dieser Hierarchie entspricht auch
in modernen Demokratien die Beobachtung
einer von oben nach unten abnehmenden Zu-
stimmung. Unterschieden werden dabei Ein-
stellungen zu grundlegenden Werten der De-
mokratie, zur Demokratie als politischem Ba-
sisordnungsmodell der Gesellschaft, zum
konkreten Funktionieren der Demokratie in
der Praxis, sowie zum Vertrauen in politische
Institutionen. Schließlich werden Einstellun-
gen zu den Inhabern politischer Positionen,
also zu den Akteuren des politischen Systems,
unterschieden.

Für das Folgende sollen die zentralen
Werte der Demokratie und die damit verbun-
denen Freiheitsrechte im Mittelpunkt der
Analyse stehen. Eine quantitativ relevante
Ablehnung auf dieser Werteebene kann als
problematisch für die demokratische Ver-
fasstheit der Gesellschaft angesehen werden.
Daher sind für die Ausbildung und Festigung
eines demokratischen Bewusstseins die Be-
einflussung jener Faktoren von hoher Bedeu-
tung, die ein solches Bewusstsein unterstüt-
zen können. Dies kann etwa durch gesell-

schaftliche, institutionelle oder informelle
politische Bildung geschehen.

Zweitens. Der erweiterte Blickwinkel der
politischen Kulturforschung stammt aus dem
Kontext der Forschung zum Sozialen Kapital.
Er geht über die Betrachtung von Wertorien-
tierungen bezogen auf die Demokratie als
Herrschaftsordnung hinaus, indem er Werte
einbezieht, die sich auf das Verhältnis der
Bürger untereinander richtet. Hierbei stehen
vor allem Werte im Zentrum, die mit der Ak-
zeptanz der Normen der Reziprozität und
des mitmenschlichen Vertrauens einhergehen.
Von solchen Werten wie auch den damit zu-
sammenhängenden freiwilligen Bindungen in
Netzwerken und Assoziationen, so die
These, wird gleichfalls die Qualität von De-
mokratie beeinflusst. 7 In dieser Sichtweise
wird der Aspekt des sozialen Vertrauens als
relevantes Merkmal für demokratisch orien-
tiertes Bewusstsein hervorgehoben. Wichtig
ist insbesondere, dass es sich dabei um gene-
relles Vertrauen in Mitmenschen handelt, jen-
seits der unmittelbaren, vertrauten Verwandt-
schafts- und Freundesumgebung. Nur in die-
ser Allgemeinheit kann dieses Vertrauen
gemeinschafts- und demokratieunterstützend
wirken.

Drittens. Ein weiterer hier zur Debatte ste-
hender Aspekt ist die kognitive Seite des Ver-
ständnisses politischer Vorgänge. Politische
Kompetenz als subjektive Überzeugung, po-
litische Tatbestände verstehen und aufgrund
eigener Fähigkeiten politisch Einfluss neh-
men zu können, gilt als Element im Verhält-
nis des Bürgers zur Politik, das in Demokra-
tien besonders zählt. 8 Politische Kompetenz
ist vor allem auch für Bildungsprozesse in So-
zialisationsinstanzen, formalen wie informel-
len, zugänglich und somit für politische Bil-
dungsanstrengungen von Bedeutung. Sie ist
in einer Interpretation begründet, in der „po-
litische Bildung mit dem Konzept des mün-
digen Bürgers (verortet werden kann), in dem
die Entwicklung verschiedener Kompetenzen
im politischen Bereich mit der Akzeptanz der

5 Vgl. Dieter Fuchs, Politische Kultur, in: ders./Edel-
traud Roller (Hrsg.), Lexikon Politik. Hundert
Grundbegriffe, Stuttgart 2007, nach Gabriel A. Al-
mond/Sidney Verba, The Civic Culture. Political Atti-
tudes and Democracy in Five Nations, Princeton 1963.
6 Zusammenfassend Kai Arzheimer, Politikverdros-
senheit. Bedeutung, Verwendung und empirische Re-
levanz eines politikwissenschaftlichen Begriffs, Wies-
baden 2002.

7 Vgl. Robert D. Putnam, Bowling Alone. The Col-
lapse and Revival of American Community, New York
2000; D. Fuchs (Anm. 5); S. Zmerli (Anm. 2).
8 Vgl. Angelika Vetter, Jugend und ihre subjektive
politische Kompetenz, in: Edeltraud Roller/Frank
Brettschneider/Jan W. van Deth (Hrsg.), Jugend und
Politik: „Voll normal!“ Der Beitrag der politischen
Soziologie zur Jugendforschung, Wiesbaden 2006.
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im jeweiligen politischen System geltenden
Werte und Normen verbunden wird“. 9 So-
weit man davon ausgehen kann, dass sich po-
litische Kompetenzen und Orientierungen
bis ins frühe Erwachsenenalter hinein erst
nach und nach herausbilden, bis Einstellun-
gen und Orientierungen gefestigt und politi-
sche Entscheidungen und Verantwortung
umfassender möglich werden, ist dieser dritte
Aspekt demokratiebezogener Eigenschaften
gerade bei Jugendlichen und jungen Erwach-
senen von großem Interesse.

Bildung und Partizipation

Die Grundfrage dieses Beitrags lautet: Wie ist
das Verhältnis von Bildung und Aktivitäten
in Vereinen und in weiter gefassten sozialen
Netzwerken zu demokratischen staatsbürger-
lichen Orientierungen? Für die empirischen
Analysen wird Bildung durch den jeweils
höchsten allgemein bildenden Schulabschluss,
d. h. Hauptschule, Mittlere Reife oder Abitur,
vertreten. Aktivität in Vereinen, entsprechend
der These von Vereinen als „Schulen der De-
mokratie“, wird erweitert durch Aktivitäten
in Gruppierungen, die zwar organisiert sind,
nicht aber die Strukturen von Vereinen oder
Verbänden vorweisen. Historisch sind diese
aus Gruppierungen der Neuen Sozialen Be-
wegungen hervorgegangen. Ergänzend sollen
soziale Netzwerke in Peer-Gruppen berück-
sichtigt werden, die neben ihrer in erster
Linie sozialen Integrationsperspektive auch
politische Ansätze enthalten und damit zur
Ausbildung oder Erweiterung demokrati-
scher Orientierungen beitragen können.

Über diese im Vordergrund stehenden
Merkmale hinaus werden noch weitere einbe-
zogen, die als wichtig für die Erklärung poli-
tischer Orientierungen gelten. Dies sind ge-
nerelle Einschätzungen der gesellschaftlichen
Lebenslage der Individuen, Zufriedenheiten
mit Aspekten der eigenen Lebenssituation,
generelle Wertorientierungen und Einschät-
zungen der gesellschaftlichen Verortung
sowie die Beurteilung der eigenen Zukunfts-
aussichten.

Solche Orientierungen sind weniger in Bil-
dungsinstitutionen beeinflussbar, werden je-
doch die Bewertung politischer Gegenstände

im Kontext der politischen Kultur, insbeson-
dere auf den Ebenen der Institutionen und
Entscheidungsträger, mitbestimmen. Insofern
ist es durchaus von Interesse, ob sie auch auf
den allgemeineren Ebenen, welche die drei
beschriebenen Aspekte repräsentieren, von
Relevanz sind. 10

Empirische Befunde

Aus Tabelle 1 ergibt sich eine starke Zustim-
mung zu den grundlegenden Werten der De-
mokratie von Seiten der bundesrepublikani-
schen Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen. 11 Im Folgenden wird die Zustimmung
zur Idee der Demokratie, das soziale Vertrau-
en und die politische Kompetenz im Zusam-
menhang der Merkmale betrachtet, die hier
interessieren.

Als wichtiger Einflussfaktor erweist sich
das Bildungsniveau, gemessen, wie erwähnt,
am jeweils höchsten allgemein bildenden
Schulabschluss der Befragten. Es bewirkt
einen starken Effekt bei der Idee der Demo-
kratie wie der politischen Kompetenz; etwas
geringer ist der Effekt beim sozialen Vertrau-
en. Das Bildungsniveau ist generell, wie sich
immer wieder zeigt, ausschlaggebend für Un-
terschiede in den politischen Einstellungen. 12

9 Monika Buhl, Politische Sozialisation, in: D. Fuchs/
E. Roller (Anm. 5), S. 232.

10 Vgl. etwa Johann de Rijke u. a., Wandel der Ein-
stellungen junger Menschen zur Demokratie in West-
und Ostdeutschland – Ideal, Zufriedenheit, Kritik, in:
Diskurs Kindheits- und Jugendforschung, 3 (2006),
S. 335 – 352.
11 In diesem Beitrag geht es weniger um ein aktuelles
Niveau dieser demokratischen Orientierungsaspekte,
sondern um strukturelle Faktoren, die auf eine Beein-
flussung und Stärkung dieser Orientierungen zielen.
Dabei muss beachtet werden, dass eine strenge Kau-
salthese nicht geprüft werden kann: Die tatsächliche
Wirksamkeit einer Aktivität in Vereinen auf solche
Orientierungen müsste längsschnittlich angelegt sein
und etwa eine Verstärkung demokratischer Haltungen
vom Eintritt in den Verein bis zu einem Zeitpunkt da-
nach messen können. Hier geht es somit eher um Zu-
sammenhänge, die in wechselwirkenden Prozessen
stattfinden können und vermutlich auch werden. Da-
tengrundlage ist der Jugendsurvey des Deutschen Ju-
gendinstituts (DJI), München aus dem Jahre 2003, mit
rund 7 000 befragten 16- bis 29-Jährigen eines der gro-
ßen replikativen Forschungsprojekte, das im Rahmen
der Sozialberichterstattung des DJI durchgeführt wird;
Projekthomepage: www.dji.de/jugendsurvey. Das
Bundesjugendministerium (BMFSFJ) unterstützt diese
Forschung seit Ende der 1980er Jahre im Rahmen der
Finanzierung des DJI.
12 Vgl. ausführlich Wolfgang Gaiser u. a., Zur Ent-
wicklung der Politischen Kultur bei deutschen Ju-
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Es kann dabei für vielfältige Eigenschaften
und Kompetenzen stehen: insbesondere in
Bezug zu Einstellungen, die ein gewisses Maß
an kognitiver Komplexität oder kognitiv dif-
ferenzierter Wahrnehmung voraussetzen,
aber auch für soziale Kompetenzen oder für
die Ausbildung differenzierter Wertestruktu-
ren. Im Kontext gesellschaftlicher und politi-
scher Aktivität gilt Bildung als Quelle kom-
munikativer und organisatorischer Fähigkei-
ten, also sogenannter civic skills. 13

Aus Tabelle 2 wird ersichtlich, dass demge-
genüber die zentrale These von den Vereinen
als „Schulen der Demokratie“ nur eine

schwache Bestätigung erfährt. Zwar findet
man in allen drei Aspekten demokratisch-
staatsbürgerschaftlicher Orientierungen eine
stärkere Ausprägung bei Personen, die in Ver-
einen aktiv sind, doch sind die Effekte deut-
lich geringer, als man bei einer starken Unter-
stützung der These hätte erwarten können. 14

Andere Aspekte sozialer Netzwerke hinge-
gen, die insbesondere auf eher politisch orien-
tierte Bindungen abheben wie Aktivität in in-
formellen Gruppierungen der Neuen Sozia-
len Bewegungen oder das Vorhandensein
politisch aktiver Freundschaften, weisen zu-
mindest teilweise stärkere Effekte auf: so auf
die Idee der Demokratie, geringer auf soziales
Vertrauen. Den stärksten Einfluss hat die po-
litische Kompetenz, wobei hier die gegensei-
tige Stützung politischer Orientierungen na-
heliegend ist.

Tabelle 1: Aspekte demokratisch-staatsbürgerlicher Orientierungen
in Prozent Mittelwert

Idee der Demokratie starke Zustimmung 81 1,82
Demokratieprinzipien
Demonstrationsfreiheit
Meinungsfreiheit
Oppositionsrecht

Zustimmung
Zustimmung
Zustimmung

75
84
63

5,11
5,35
4,79

soziales Vertrauen hoch 35 2,38
politische Kompetenz hoch 23 2,90

Idee der Demokratie: „Bitte sagen Sie mir anhand der Liste, wie sehr Sie grundsätzlich für oder grundsätzlich
gegen die Idee der Demokratie sind.“ Antwortvorgaben: „sehr für“, „ziemlich für“, „etwas für“, „etwas gegen“,
„ziemlich gegen“ und „sehr gegen“; für „starke Zustimmung“ werden hier „sehr für“ und „ziemlich für“ zusam-
mengefasst.

Demokratieprinzipien: „Hier haben wir eine Reihe von Aussagen. Inwieweit stimmen Sie diesen zu? a) Jeder Bür-
ger hat das Recht, für seine Überzeugung auf die Straße zu gehen. b) Jeder sollte das Recht haben, für seine Mei-
nung einzutreten, auch wenn die Mehrheit anderer Meinung ist. c) Eine lebensfähige Demokratie ist ohne politi-
sche Opposition nicht denkbar.“ Die Antwortskala ging von 1, „stimme überhaupt nicht zu“, bis 6, „stimme voll
und ganz zu“; die Werte 5 und 6 werden hier als „Zustimmung“ dargestellt.

Soziales Vertrauen: Mittelwerte aus den Items: „Den meisten Menschen kann man vertrauen“, „Die meisten
Menschen nützen andere aus, wenn sie die Gelegenheit dazu haben“ (Skalenwerte umgedreht), „Die meisten
Menschen versuchen, sich fair zu verhalten“ und „Die meisten Menschen denken an den eigenen Vorteil“ (Ska-
lenwerte umgedreht). Skalenvorgaben von 1, „stimme überhaupt nicht zu“, 2, „stimme eher nicht zu“, 3, „stimme
eher zu“ bis 4, „stimme voll und ganz zu“. Als „hoch“ werden die Werte über 2,50 gewertet.

Politische Kompetenz: „Sagen Sie mir bitte zu jeder Aussage, inwieweit diese Ihrer Meinung nach zutrifft oder
nicht. a) „Ich verstehe eine Menge von Politik“, b) „Manchmal finde ich die Politik viel zu kompliziert, als dass
ein normaler Mensch sie noch verstehen könnte.“ (Skalenwerte umgedreht) Es wird ein Mittelwert aus den Ant-
wortskalen 1, „trifft überhaupt nicht zu“, bis 6, „trifft voll und ganz zu“, gebildet; als „hoch“ werden Werte über
3,50 gewertet.

Quelle für alle Tabellen: DJI-Jugendsurvey 2003.

gendlichen in West- und Ostdeutschland. Ergebnisse
des DJI-Jugendsurvey von 1992 bis 2003, in: Hans
Merkens/Jürgen Zinnecker (Hrsg.), Jahrbuch Jugend-
forschung, 5. Ausgabe 2005, Wiesbaden 2005.
13 Vgl. Corinna Kleinert, Fremdenfeindlichkeit. Ein-
stellungen junger Deutscher zu Migranten, Wiesbaden
2004, S. 181 ff.; Emanuel Hansen, Politische Partizipa-
tion in Europa. Erklärungsfaktoren und ihr Zusam-
menwirken, Marburg 2009, S. 23.

14 Ähnliche Relativierungen findet man etwa, bezüg-
lich des sozialen Vertrauens, bei Volker Kunz, Soziales
Vertrauen, in: Jan W. van Deth (Hrsg.), Deutschland in
Europa, Wiesbaden 2004, oder auch bei S. Zmerli
(Anm. 2), S. 54.
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In einem weiteren Schritt sollen die ökono-
mischen wie die gesellschaftlichen Bewertun-
gen der Lebenslage betrachtet werden (vgl.
Tabelle 3). Diese gelten generell als wichtige
Einflussgrößen für politische Einstellungen,
jedoch eher für solche, die sich entsprechend
dem oben skizzierten Modell der politischen
Kultur auf die Ebenen beziehen, denen lei-
stungs- und politikprozessbezogene Objekte
zugeordnet sind. 15

Es zeigen sich deutliche Effekte bei allen
drei Aspekten grundlegender demokratischer
Orientierungen. Unzufriedenheit mit Aspek-
ten der Lebenslage, und zwar sowohl in öko-
nomischer Hinsicht wie auch hinsichtlich der
sozialen Sicherheit und der Einschätzung, po-
litisch Einfluss nehmen zu können, geht mit
geringerer Unterstützung der Idee der Demo-
kratie einher, ebenso wie mit geringerem so-
zialen Vertrauen, auch liegt bei den Unzufrie-
denen eine geringere politische Kompetenz
vor.

Soziale Verunsicherung, als Indikator für
die Einschätzung der eigenen Situation als ge-
fährdet im Hinblick auf Zukunftschancen,
führt bei allen drei Aspekten zu starken Dif-
ferenzierungen. Dabei sind eher wechselseiti-
ge Beziehungen zu vermuten, insbesondere
bei politischer Kompetenz: So mag soziale

Tabelle 2: Zusammenhänge von Bildung und sozialen Vernetzungen mit demokratisch-
staatsbürgerschaftlichen Orientierungen (Angaben in Prozent)

Idee
Demokratie

soziales
Vertrauen

politische
Kompetenz

Bildung ohne/Hauptschulabschluss
Mittlere Reife
(Fach-)Abitur

67
77
92

30
34
40

13
18
32

Vereinsaktivität nicht aktiv
aktiv

78
84

32
39

20
25

aktiv in informellen
Gruppierungen

nicht aktiv
aktiv

79
86

34
40

20
31

politisch aktive Freunde niemand
einige
viele

77
85
87

34
37
37

17
29
49

insgesamt 81 35 23
n 6699 6926 6944

Der Indikator Bildung stellt für junge Menschen, die das allgemein bildende Schulwesen bereits verlassen haben,
den höchsten dort erreichten Schulabschluss dar; für Jugendliche, die noch eine allgemein bildende Schule besu-
chen, wird der angestrebte Schulabschluss ausgewiesen.

Vereinsaktivität: „Sagen Sie mir bitte noch zu jeder Organisation, in der Sie gegenwärtig Mitglied sind, wie stark
Sie an den Verbands- bzw. Vereinsaktivitäten teilnehmen.“ Antwort: „Bin aktiv in mindestens einem der folgen-
den Vorgaben von Vereinen oder Verbänden: Gewerkschaften, Berufsverbände, kirchliche/religiöse Vereine und
Verbände, Wohlfahrtsverbände, Heimat- und Bürgervereine, Jugend- und Studentenverbände, Sportvereine, son-
stige gesellige Vereinigungen, Bürgerinitiativen, andere Vereine/Verbände“. „Aktiv“, wenn eine der folgenden
Antwortkategorie angegeben wurde: „ich übe ein Amt/eine Funktion aus“, „übe kein Amt/keine Funktion aus,
aber nehme regelmäßig teil“ oder „nehme gelegentlich teil“.

Aktiv in informellen Gruppierungen: „In unserer Gesellschaft gibt es neben Organisationen mit fester Mitglied-
schaft auch weniger fest organisierte Gruppierungen oder Bewegungen, die man gut finden und in denen man
auch mitarbeiten kann. (. . .) Sagen Sie mir zu jeder Gruppierung, ob Sie diese gut finden, ob Sie dort mitmachen
oder ob Sie diese ablehnen“. „Aktiv“: „finde gut, arbeite mit“ oder „finde gut, besuche ab und zu Treffen“. Vor-
gabe von Gruppierungen: Umweltschutzgruppen, Friedensinitiativen, Anti-AKW-Initiativen, Selbsthilfegrup-
pen, Frauen-/Männergruppen, Dritte-Welt-Initiativen, Menschenrechtsgruppen, Stadtteil-/Nachbarschafts-/ re-
gionale Initiativen, Tierschutzinitiativen, Globalisierungskritiker (z. B. Attac).

Politisch aktive Freunde: „Wie viele Personen aus Ihrem Freundes- und Bekanntenkreis sind politisch aktiv?“

15 Vgl. Kerstin Völkl, Überwiegt die Verdrossenheit
oder die Unterstützung? Die Einstellungen der West-
und Ostdeutschen zur Demokratie, zu politischen In-
stitutionen und Politikern, in: Jürgen W. Falter u. a.
(Hrsg.), Sind wir ein Volk? Ost- und Westdeutschland
im Vergleich, München 2006, S. 57 – 81; Gerd Pickel,
Jugend und Politikverdrossenheit. Zwei politische
Kulturen im Deutschland nach der Vereinigung?, Op-
laden 2002, S. 256 ff.; auch V. Kunz (Anm. 14)
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Verunsicherung zu geringeren politisch orien-
tierten Bemühungen führen, wie aber auch
umgekehrt geringe politische Kompetenz zu-
sammen mit gesellschaftlich geringerer Posi-
tionierung zu einer stärkeren sozialen Verun-
sicherung führen kann. Die Wahrnehmung,
im Vergleich zu anderen sozial ungerecht po-
sitioniert zu sein, hat dagegen relativ wenig
Einfluss, mit deutlicher Ausnahme allerdings
beim sozialen Vertrauen. 16

Zusammenhänge zwischen der Wohnre-
gion der Befragten (West- bzw. Ostdeutsch-

land) und dem Geschlecht mit demokrati-
schen Orientierungen werden aus Tabelle 4
ersichtlich. Bei der Idee der Demokratie, in
geringerem Maße auch beim sozialen Ver-
trauen finden sich nach wie vor historisch be-
dingte West-Ost-Unterschiede, einen Ge-
schlechtereffekt hingegen nur bei der politi-
schen Kompetenz, wie er im Übrigen auch
bei den Ergebnissen zum politischen Inte-
resse anzutreffen ist. 17

Bewertung und Ausblick

Welche Schlussfolgerungen kann man ziehen?
Es bestätigt sich, dass Bildung nicht nur für
das gesellschaftliche und berufliche Fortkom-
men sowie für zukunftsorientierte persönli-
che Strategien von Bedeutung ist, sondern
auch für die Ausbildung und Stärkung demo-
kratischer Tugenden. Hingegen konnte nur
partiell und wenig eindrucksvoll die verbrei-
tete These von den Vereinen als „Schule der
Demokratie“ für Jugendliche und junge Er-

Tabelle 3: Zusammenhänge von gesellschaftlichen Orientierungen mit demokratisch-
staatsbürgerlichen Orientierungen (Angaben in Prozent)

Idee
Demokratie

soziales
Vertrauen

politische
Kompetenz

Zufriedenheit
mit Lebenslage

unzufrieden
mittel
zufrieden

69
81
88

21
35
47

15
22
31

soziale Verunsicherung hoch
mittel
niedrig

66
84
91

21
37
49

12
22
37

gerechter Anteil gerecht
nicht gerecht

86
73

40
25

26
19

insgesamt 81 35 23
n 6699 6926 6944

Zufriedenheit mit Lebenslage: Mittelwert der Items zur Frage „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit folgenden
Aspekten, die das persönliche Leben betreffen: Möglichkeiten, mein Leben selbst zu gestalten; meine finanzielle
Lage; meine Möglichkeiten zur politischen Einflussnahme; meine politischen Rechte und Freiheiten; meine Mög-
lichkeiten zur demokratischen Mitsprache in Schule und Beruf; meine soziale Sicherheit?“ Skalenvorgabe von 0,
„ganz und gar unzufrieden“, bis 10, „ganz und gar zufrieden“. In der Tabelle: „unzufrieden“ – Werte von 0 bis 4,
„mittel“ – Werte über 4 bis 7, „zufrieden“ – Werte über 7 bis 10.

Soziale Verunsicherung: Mittelwert folgender drei Items: „A. Heutzutage ist alles so unsicher geworden, dass
man auf alles gefasst sein muss. B. Heute ändert sich alles so schnell, dass man nicht weiß, woran man sich halten
soll. C. Früher waren die Leute besser dran, weil jeder wusste, was er zu tun hatte.“ Antwortkategorien: 1, „trifft
überhaupt nicht zu“, 2, „trifft eher nicht zu“, 3, „trifft eher zu“, 4, „trifft voll und ganz zu“. Der Summenindex
hat einen Wertebereich von 1,0 bis 4,0. Die Kategorie niedrig umfasst den Bereich 1,0 bis 2,0, mittel 2,1 bis 3,0,
und hoch 3,1 bis 4,0.

Gerechter Anteil: „Im Vergleich dazu, wie andere hier in der Bundesrepublik leben: Glauben Sie, dass Sie Ihren
gerechten Anteil erhalten, mehr als Ihren gerechten Anteil, etwas weniger oder sehr viel weniger?“ In der Tabelle:
„gerecht“ – die ersten beiden Antwortvorgaben, „nicht gerecht“ – die letzten beiden.

16 Eine multivariate Analyse, welche die gegenseitigen
Zusammenhänge der betrachteten Einflussmerkmale
berücksichtigt, zeigt ein ähnliches Bild mit Modifika-
tionen. Der so kontrollierte Effekt der Bildung redu-
ziert sich bei allen drei Merkmalen, was jedoch so in-
terpretiert werden kann, dass Bildung über andere
Faktoren, mit denen sie zusammenhängt (wie Verein-
saktivität, gesellschaftliche Einstellungen), auch wirk-
sam ist. Der Faktor Vereinsaktivität erhält in dieser
multivariaten Perspektive geringeres Gewicht – ge-
ringe Prozentsatzdifferenzen in den Tabellen ins-
gesamt sollten somit eher vorsichtig interpretiert wer-
den. 17 Vgl. ausführlich hierzu W. Gaiser u. a. (Anm. 12).
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wachsene belegt werden. Vereine und Ver-
bände sind eher als Übungsfeld für demokra-
tisches Handeln anzusehen. Wichtig sind je-
doch, in unterschiedlicher Weise für die drei
betrachteten Aspekte demokratisch-staats-
bürgerlicher Orientierungen, politisch orien-
tierte oder zumindest politisch mitgetragene
Netze. Eine Unterstützung durch politische
Bildungsanstrengungen in dieser Hinsicht
muss dem spezifischen, politisch ausgerichte-
ten Engagement von Jugendlichen Rechnung
tragen, welches weniger bzw. nicht nur kon-
tinuierlich institutionell gebunden ist, son-
dern sich auch in freieren Formen und an-
lassbezogen Ausdruck verschafft. 18 Und
schließlich ist zu beachten, dass staatsbürger-
schaftliche Orientierungen generell mit der
Zufriedenheit und der sozialen Verortung
von jungen Menschen in der Gesellschaft,
mit Einschätzungen gerechter Ordnung und
Perspektiven von Unsicherheit oder Sicher-
heit der Zukunft zusammenhängen. Dies
gilt, wie nach wie vor die Differenzen in
West-Ost-Untersuchungen zeigen, in beson-
derem Maße für ostdeutsche Jugendliche und
junge Erwachsene.

Die Relevanz einer Stärkung demokrati-
scher Werte hat kürzlich John Keane be-
tont. 19 Er geht von der Annahme aus, dass

die Wurzel der aktuellen globalen Ökono-
miekrise politisch ist – und somit die Stär-
kung von Demokratie und demokratischer
Werte ein wichtiger Ansatzpunkt zu ihrer
Überwindung sei. An die Stelle der alten
Maxime one person, one vote, so Keane,
müsse eine neue demokratische Praxis tre-
ten. In ihr sind insbesondere die neueren
Elemente einer monitoring democracy von
Bedeutung: das aufmerksame Beobachten
von Politik und die Verbreiterung macht-
kontrollierender Mechanismen und Netz-
werke wie etwa Foren, Menschenrechts-
und zivilgesellschaftliche Organisationen. In
diesen könnten gerade junge Menschen eine
wichtige Rolle spielen.

Was folgt in politisch-praktischer Hin-
sicht? Zumindest auf zwei Ebenen lassen sich
für eine Politik der Demokratiestärkung und
ihrer Weiterentwicklung Konsequenzen an-
geben. Zum einen würde eine breite kognitive
Mobilisierung im Bildungssystem den Bil-
dungsfaktor, dessen Einfluss auf das Verhält-
nis Jugendlicher und junger Erwachsener zu
Demokratie und Politik auch hier wieder
deutlich wurde, in einer politisch wünschens-
werten Weise verstärken. Dies dürfte aller-
dings nicht nur heißen, „demokratisches
Grundwissen“ durch mehr und eventuell
auch anderen Sozialkundeunterricht zu ver-
breitern. Vielmehr müsste es vor allem darum
gehen, bereits in der Schule demokratische
Praxis durch erweiterte Partizipationsmög-
lichkeiten für Schülerinnen und Schüler stär-
ker zu etablieren. 20 Das Ziel darf also nicht

Tabelle 4: Zusammenhänge von West-Ost und Geschlecht mit demokratisch-staatsbürger-
schaftlichen Orientierungen (Angaben in Prozent)

Idee
Demokratie

soziales
Vertrauen

politische
Kompetenz

West-Ost west
ost

83
72

37
30

23
21

Geschlecht männlich
weiblich

80
82

34
37

29
16

insgesamt 81 35 23
n 6699 6926 6944

18 Vgl. Johann de Rijke, Politische Partizipation Ju-
gendlicher und junger Erwachsener. Altes und Neues,
in: Hanna Kaspar u. a. (Hrsg.), Politik – Wissenschaft –
Medien. Festschrift für Jürgen W. Falter zum 65. Ge-
burtstag, Wiesbaden 2009, sowie Wolfgang Gaiser/
Martina Gille/Johann de Rijke, Bürgerschaftliches En-
gagement und Verantwortungsübernahme bei 18- bis
33-Jährigen. Ergebnisse des DJI-Survey 2007, in: Tanja
Betz/Wolfgang Gaiser/Liane Pluto (Hrsg.), Partizipa-
tion von Kindern und Jugendlichen. Forschungser-
gebnisse und Gesellschaftliche Herausforderungen,
Schwalbach (i. E.).
19 Vgl. zum Folgenden John Keane, Democracy fai-
lure, in: WZB Mitteilungen, 124 (2009), S. 6 – 8; John

Keane, Life and Death of Democracy, London–New
York 2009.
20 Vgl. Sybille Reinhardt, Schulische Anerkennung
und demokratisches Lernen, in: Heinz-Hermann Krü-
ger u. a., Jugend und Demokratie – Politische Bildung
auf dem Prüfstand. Eine quantitative und qualitative
Studie aus Sachsen-Anhalt, Opladen 2002.
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darin bestehen, lediglich Handlungsfähigkeit,
-bereitschaft oder -kompetenz oder auch nur
das politische Urteilsvermögen zu schärfen,
ohne dass praktisches Handeln wirklich in
den Blick genommen wird. 21

Wichtig erscheint darüber hinaus, zivilge-
sellschaftliche Netzwerke als Gelegenheits-
strukturen legitimen bürgerschaftlichen En-
gagements oder auch Protests zuzulassen
und positiv zu begreifen, nicht aber sie im
Vergleich zu Jugendorganisationen, -verei-
nen, -verbänden oder Parteien als geringer
zu bewerten. In der jüngeren Geschichte
waren es ja gerade solche Netzwerke und
Initiativen wie die Bürgerrechtsbewegung,
die Anti-Atomkraftbewegung, die neue
Frauenbewegung oder auch die Umweltbe-
wegung, die enorme Veränderungen in der

Gesellschaft angestoßen haben, die aber, wie
Keane betont 22, nicht aus dem etablierten
politischen System, sondern aus der Gesell-
schaft kamen.

21 Ausführlich hierzu Benedikt Widmaier, „Die beste
politische Bildung ist praktische Politik“. Politische
Bildung und politische Aktion, in: Praxis Politische
Bildung, 13 (2009) 3, S. 165 – 172.

22 Vgl. John Keane, Ein neues Zeitalter der Demo-
kratie, in: WZB Mitteilungen, 125 (2009), S. 50 – 52.
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3-5 Der Sozialstaat braucht zwei Beine

Bildungsstaat und Sozialstaat bedingen einander, sozialpolitische Aktivierungs-
programme fruchten nur, wenn man ein angemessenes Niveau von Bildung und
Weiterbildung voraussetzen kann.

Dieter Lenzen
6-9 Eine neue Chance für die Bildung?

Das deutsche Bildungssystem steht vor der dritten Chance einer grundlegenden
Reform. Dieses Mal geht es um den Fortbestand einer Gesellschaft, die sechzig
Jahre lang durch hohe Lebensqualität gekennzeichnet war.

Richard Münch
10-16 Unternehmen Universität

Die unternehmerische Universität entmachtet die akademische Gemeinschaft der
Forschenden, Lehrenden und Lernenden. Sie bedroht die akademische Freiheit
und unterwirft wissenschaftliches Wissen äußeren Interessen.

Helga Ostendorf
17-25 Institutionalisierte Sackgassen für Mädchen

Nach der Schule beschreiten Mädchen meist andere Wege als Jungen. In der Be-
rufsberatung, der dualen Berufsausbildung und im beruflichen Schulwesen wer-
den Barrieren aufgezeigt, welche die Berufschancen von Mädchen einschränken.

Marius R. Busemeyer
25-31 Europäisierung der deutschen Berufsbildungspolitik

Die Debatte über die Europäisierung der Berufsbildung ist eng mit der allgemei-
nen Berufsbildungsreform verknüpft. Je nach Standpunkt wird die EU-Politik als
Reformimpuls oder Bedrohung für das deutsche Ausbildungssystem gewertet.

Ilona K. Schneider
32-38 Lernfenster Kindergarten

Ein Bildungsangebot im Kindergarten entspricht sowohl den Bildungsbedürfnis-
sen der Kinder als auch ihrem -bedarf. Die Ausweitung des Bildungsauftrages
auf Kindergärten verändert das Professionsprofil von Kindergärtnerinnen.

Wolfgang Gaiser · Winfried Krüger · Johann de Rijke
39-46 Demokratielernen durch Bildung und Partizipation

In der Bildungsdebatte über Lernkontexte wird Partizipation als Hebel zur Hin-
führung junger Menschen an ihre Rolle als demokratiebewusste Staatsbürger ge-
priesen. Wie hängt Partizipation mit Einstellungen zur Demokratie zusammen?


